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Sechste Sitzung
im Sliindehause zu Düsseldorf, Samstag, den 12. April 1930.

(Beginn IN Uhr,)

T,1 g e S o r d » ii » g.
1. Eingänge.
2. Antrag des V. Fachausschusses

u) zu dem Bericht uu'd Antrag des Provinzialaus-
schussesüber die Durchführung der landwirt¬
schaftlichenUmschuldungsattion in der Rhein¬
provinz;

l>) zu dem Äbäuderungsantrag der KPD.-Fraktion
hierzu.

3. Antrag des V. Fachausschusses zu dem Bericht uud
Antrag des ProUinzialausschusses über den der¬
zeitigen Stand der ländlichen Wasserversorgung
in der Rheinprovinz und die weitere Förderung
von ländlichen Wasscrvcrsorguugsanlagcu.

1. Antrag des V. Fachausschusses zu dem Antrage der
Fraktion ChristlicherWolksdienst und Bauernpartei
auf weitgehende Förderung der Zusammenlegun¬
gen, Wasserleitnngsbauteu, Voden,verbessieruu,gen
und Straszenbauuuterstützung in den Höhengebi.e-
ten bei der in Aussicht stehendenWcsthilse,

5. Antrag des V. Fachausschusses zu dem Bericht und
Antrag des P'-ovinzialausfchusses,betr. die Ueber¬
nahme der Ruhegehalts- und Hmtcrblicbenenver-
sorgung für die Direktoren der selbständigen land¬
wirtschaftlichen Gemüsebanschulen und für den
Direktor der Gemüsebaulehranstalt in Hiraclen
durch den Provinzialverband.

L. Antrag des V. Fachausschusses zu dem Bericht und
Antrag des Provinzialausschusses,betr. Bewilligung
einer Provinzialbeihilfe bis zu b>000RM für Gr-
'lueiterung derGärtnerschule inFriesdors bei Godes-
berg zu einer Vollgartenbauschule.

?. Antrag des V. Fachausschusses zu dem Antrage der
KPD.-Fraktion auf Ginstellung von 1 Million RM
in den Haushaltsplan der landlvirtschaftlicheuAn¬
gelegenheitenzur Zinsverbilligung kleinbauerlicher
Kredite,

8. Antrag des V. Fachausschusseszur Entschließung
der KPD.-Frattion, betr. Aenderung des Wahl¬
rechts zu den Üandwirtschaftskammern.

9. Antrag des V. Fachausschusses zu dem Antrage der
KPD.-Frattion, betr. Einsetzung eines Betrages

von 200 00U RM in den Haushaltsplan zur Unter¬
stützung notleidender Klcinwinzer.

1U. Antrag des V. Fachausschusseszu dem Antrage der
KPD.-Fraktion
„) auf Erhöhung des Betrages für Viehscuchen-

entschädigung um 500 000 RM., aber nur nu
Kleinbauern "in voller Höhe des Schadens,

d) auf Streichung der für die Provinzial-Weinbau-
lehranstalten und die Iandfranenschnlen Olewig
und Sobernheim vorgesehenenBeträge bzw. auf
Verwendung dieser Beträge zugunsten not¬
leidender Klcinwinzer.

11. Antrag des V. Fachausschusseszu dem Haushalts¬
plan der Piavinzial-Hehranstlllten für Weinbau,
Obstbau und Landwirtschaft in Trier, Kreuzimch
und Ahrwciler für das Rechnungsjahr 1930.

12. Antrag des V. Fachausschusseszu dem Haushalts¬
plan der Landfranenschnlc Olewig für das Rech¬
nungsjahr 1930.

13. Antrag des V. Fachausschusseszu dem Haushalts¬
plan der üandfrauenschule Sobernheim für das
Rechnungsjahr 1930.

1.1. Antrag des V. Fachausschusseszu dem Haushalts¬
plan der laudmirtschaftlichenAngelegenheiten für
das Rechnungsjahr 1930;
in Verbindung hiermit:
n) Antrag der KPD.-Fraktion aus Erhöhung des

im landwirtschaftlichen Etat vorgesehenen Be¬
trages für Meliorationen, Wasserleitungen und
Umlegungen um 500 000 RM,

b) Antrag der KPD.-Fraktion ans Erhöhung des
Fonds für genossenschaftlicheund kommnnale
Flußrogulierungen um 500 000 RM,

c>) Antrag der KPD-Fraktion auf Erhöhung der
unter Ausgabe ll« des landwirtschaftlichen
Haushaltsplans vorgesehenenSumme von 20 000
RM auf 120 000 RM für Zinserloichterungen
für Meliorationsdarlehen,

ä) Antrag der KPD.-Frattion auf Verwendung der
im landwirtschaftlichen Haushaltsplan vorge¬
sehenen Ausgaben für Schulwesen und Ver¬
suchsstationen für die Finanzierung der Mcliu-
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rationen und Flußregulierungen zugunsten der
notleidenden Kleinbauern in den Notstands-
gebicten der Eifcl usw.,

«) Antrag der KPD.-Frattion auf Streichung der
Ausgabepositionen IV 1—2, V 1—5, V! l—^
und VlI 1—2 («,—!<) im landwirtschaftlichen
Haushaltsplan und Verwendung dieser Betrage
Zugunsten der Zinsverbilligungs- und Entschul-
dungsattion kleinbäuerlicher Betriebe,

t) Antrag der Fraktion ChristlicherVolksdienstund
Bauernpartei auf Erhöhung des für das Tuber¬
kulosetilgungsverfahren vorgesehenen Zuschusses
Don 10 000 RM um weitere 20 000 NM

15. Antrag des V. Fachausschusseszu dem Haushalts¬
plan des Rittergutes Desdorf für das Rechnungs¬
jahr 1930; in Verbindung hiermit:
Antrag der KPD.-Fra'ttion auf Erhöhung des Be¬
trages für Bekleidung und Unterbringung der
Waisenknaben auf.WONRM sowie ans Einsetzung
von 5000 RM für tarifliche Entlohnung der
Waisenknaben in den Etat des Rittergutes Desdorf.

10. Antrag des V. Fachausschusses
l>) zu dem Bericht und Antrag des Provinzinlaus-

schusses, betr. Förderung der ländlichen Nusied-
lung,

!,) zu dem Antrag der KPD.-Frattion hierzu.
17. Antrag des V. Fachausschusseszu dem Haushalts¬

plan, betr. Provinzialgut Nylerward für das Rech¬
nungsjahr 1930.

18. Antrag des V. Fachausschusseszu dem Haushalts¬
plan, betr. Piovinzialdomäne Lammersdorf für
das Rechnungsjahr 1930.

19. Antrag des V, Fachausschusses zu dem Autrage der
NationalsozialistischenDeutschenArbeiterpartei auf
Gewährung von Zuschüsse» an die Kadavevvcrwer-
tungsanstalt im Kreise Wipperfürth.

20. Antrag des V. Fachausschusseszu dem ,Haushalts-
plan, betr. Vichseuchenentschädigungfür das Nech-
nungsiahr 1930.

21. Entschließung der KPD.-Frattion zur Nage der
rheinischenLandwirtschaft.

22. Entschließung der Fraktionen des Zentrums, der
Arbeitsgenneinschaft,der Wirtschaftspakte! nnd der
Fraktion Christlicher Volksdienstund Bauernpartei
zur Lage der Landwirtschaft.

23. Antrag des I. Fachausschusseszu dem Bericht und
Antrag des Provinzialausschusses, betr. den Ab¬
lauf der Dienstzeit des Llindesobevbaurats Heine-
lamp.

2>. Antrag des I. Fachausschusseszu dem Bericht und
Antrag des Provinzialausschusses, betr. den Ablauf
der Dienistzeit des Landesmedizinalrats Professor
Dr. Molineus.

25. Antrag des I. Fachausschusseszu dem Bericht nnd
Antrag des Provinzialausschusses, betr. die Wieder¬
besetzung der durch den Tod des Landesrats Dr.
Bussen erledigten Stelle.
In Verbindung hiermit:
!>) Antrag der Wirtschaftspartei auf Einsparung

des laut Beschluß des Provinzialausschussesvom
21. Januar 1930 ausgeschriebenen Postens des
Leiters der Abteilung Iugeudwohlsahrt und
Fürsorgeerziehung;

!,) Autrag der KPD.-FrMion, betr. Abstandnahme
von der Besetzung dieser Stelle.

20. Autrag des 1. Fachausschusseszu. dem Bericht und
Antrag des Provinzialausschusses, betr. die Wahl
des Landcsverwnltungsrats Dr, Trippell zum
Landesrat.

27. Antrag des I I. FachausschussesZu dem Bericht und
Antrag des Proviuzialausschusscs, betr. Neuwahl
von Mitgliedern des Landesjugeudamtes der Rhein-
Provinz.

28. Antrag des l. Fachausschusseszu dem Antrage der
KPD.-Frattion, betr. jährliche Neuwahl aller vom
Provinziallandtag und Provinzialausschuß zu
wählenden Ausschüsse,Kommissionen usw.

29. Antrag des I V. Fachausschusses zu dem Antrage
der KPD.-Frattion, den Mitgliedern des Fachaus¬
schusses IV und der ProvinzialtommMon für
Straßenbau halbjährlich das Material über den
Stand der Straßenbauten sowie über die im Sub-
missionswcgcvergebenen Arbeiten und Lieferungen
Zuzustellen.

30. Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,
betr. die Neuwahlen zu den Provinz ialksmmis-
siunen.

31. Bericht und Antrag des Provinzinlausschusscs,
betr. Neuwahl des stellvertretenden Vorsitzenden
des Provinzilllllnsschnsses.

32. Antrag des I. Fachausschusseszu dem Antrage der
KPD.-FrMion auf Streichung sämtlicher für reli¬
giöse Zwecke im Etat vorgesehenen Mittel.

33. Antrag des I. Fachausschusseszu dem Antrage der
KPD.-Fraktion, betr. Ausstellung einer Ausweis-
tartc für die Mitglieder des Provinziallandtags
zwecks unvorhergesehener Kontrolle aller Provin-
zilllanstalten.

34. Antrag des 1. Fachausschusses zur Entschließung
der Ientrumsfrattion, betr- Belebung des Nau-
marktes und Beseitigung der Erwerbslosigkeit.

35. Antrag des I. Fachausschusseszu dem Antrage der
Wirtschaftspartei, die Vertreter der Rheinprovinz
im Anfslchtsrat und in der GeneralversnmmlmM
des RWE. zu beauftragen, dahin zu wirken, daß
das RWE. den KIcinvertrieb von elektrischen HauZ-
haltungsapparaten usw, einstellt.
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^,

37

38

30,

40

41

42.

43,

Antrag des I. Fachausschusses zu dem Antrageder
KPD.-Fraktion, betr. Beseitigung von Mißständcn
bei,m Deichbau in Neuioich.
Antrag des I. Fachausschusses zu dem Antrage der
Wirtschaftspartei, betr. Erntächtigung des Verwnl-
tungsrats der Landesbank, hinsichtlichder Zinsen
Kr landwirtschaftlicheKredite auch unter die Selbst¬
kosten hernnterz «gehen.
Antrag 'des l. Fachausschussesz,u dem Antrage der
KP,D.-Fraktion, betr. Unterstützung des Kinder-
hilfswerkes der Roten Hilfe.
Antrag des I. Fachausschusses zu dem Antrage der
KPD.-Frattion, betr. Erhöhung des für Kinder¬
speisung im Haushaltsplan vorgesehenenErtrages
von 15N 0U« RM aus 500 000 RM.
Antrag des l., ll. und V. Fachausschusseszu dem
Haushaltsplan „Verschiedenes"für das Rechnuugs-
jahr 1930.
Antrag des l., III., IV. und V. Fachausschusseszu
dem Haushaltsplan „Außerordentlicher Hauchalt"
fürdas Rechnungsjahr 1930.
In Verbindung hiermit:
Antragdes lV. und I. Fachausschusses
n) zu dem Antrage der Zentrmnsfraktion nnf Er¬

höhung der für Ucbcrnahmestraßcn und für
Unterstützung des Kreis- und Gcmcindewege-
banes ,vUNgefchenenMittel,

K) zu dem Antrage der Wirtschaftspartei hierzu.
Antrag des I. Fachausschusses
u) zu dem Bericht und Antrag des ProUinzialaus-

schusses, betr. 'Aufnahme einer Anleihe von
7 44« 000 RM;

l>) zu dem Antrage der KPD.-Frattiou, betr. Er¬
höhung der aufzunehmenden Anleihe von
7 445 000 RM auf 15 000 000 RM zur Durch¬
führung umfassender Straßenarbciteu in der
Eifel, auf dem Hunsrück usw.;

<>) zu dem Autvage der KPD-Fraktiou, vou der
beantragten 15000000-RM-Anleihe 8 000 000
RM zur Unterstützung des Gemeinde- und
Kreisuiegebaues bereitzustelleu.

Antrag des IV. Fachausschusseszu den, Bericht
und Antrag des Piovinzialausschusses, betr. H>cr-
iuendung der im außerordentlichen Haushaltsplan
für besondere Zwecke des Straßenbaues vorgesehenen
4 Millionen RM.
Antrag des !. Fachausschusseszu den, Haushalts¬
plan der Vermögens- und Schuldenveviualtung für
das Rechnungsjahr 1930.
Antrag des I. Fachausschusseszu dem Haushalts-
Plau über Steuern und Ueberweisnngen aus
Reichs- und Staatsmitteln für das Rechnungsjahr
1030.

46. Antrag des l. Fachausschusseszur Entschließung
derFrattionen des Zentrums und der Arbeitsgemein¬
schaft, betr. Verteilung der Krnftfahrzeugsteuer,

47. Antrag des I. Fachausschusseszu dem Haushalts¬
plan der Proviuzialverwaltung für das Rechnungs¬
jahr 1030 und Vorbericht hierzu.

!8, Anträge nnf Entlastung von Rechnungen
Antrag des l. Fachausschusses.
Antrag des II. Fachausschusses.
Antrag des III. Fachausschusses.
Antrag des IV. Fachausschusses.
Antrag des V. Fachausschusses.

Nachtrags - Tn,gesordnung.
43. Antrag des I. Fachausschusseszu den, Antrage der

Wirtschnftspartei, betr. Aufwertung der Spargut¬
haben.

Vorsitzender Dr. Iarres: Die Sitzung ist er¬
öffnet. Die Niederschrift über die gestrige Vollsitzung
liegt auf dem Tische des Hauses zur Einsicht offen,
Schriftführer sind in der heutigen Sitzuug zunächst
die Herren Abgeordneten Dr. Dichgans und Hauck.

Eingänge sind nicht vorzulesen.
Meine Damen und Herren! Sie sehen den Tisch

unseres verehrten Kollegen Dr. Lembte mit Blumen
geschmückt,die ihm seine Freunde aus der Arbeits¬
gemeinschaftdort hingesetzt haben, Herr Dr. Lembke
feiert heute seineu 70, Geburtstag, Er ist eines der
ältesten Mitglieder unseres Hauses: Von 1903 bis 1920
war er Abgeordneter des Provinzinllnndtages uud ist
jetzt wieder zu unserer Freude iu das Haus eingetreten.
Ich halte mich für ermächtigt und spreche sicherlich iu
Ihrem Sinne, wenn ich Herrn Kollegen I),-, Lembke
die herzlichstenGlückwünschedes Hauses zu seinem
Ehrentage ausspreche. (Beifall.)

Abgeordneter I),-. Lembke: Ich baute dem Herrn
Vorsitzendenrecht herzlich.

Vorsitzender Dr. Iarres: Meine Damen und
Herren! Der Aeltestenrat hat sich eben mit der Ge¬
schäftslagebefaßt. Sie hnbcu die neue Tagesordnung
vorliegen. Der Aeltestenrat schlägt Ihnen vor, die
Punkte 2 bis einschließlich 22 gemeinschaftlichzu be¬
raten und darüber zu befinden. Das sind all die
landwirtschaftlichen Sachen, die aus dem V. Fach¬
ausschußgekommen sind, Sie hatten gestern eine Rede¬
zeit vou 40 Minuten für diese Gegcustäudc festgesetzt.
Der Aeltestenrat schlägt Ihnen nach nochmaliger Be¬
ratung vor, die Redezeit auf 30 Minuten zu be¬
schränken. Dazu bedarf es eines Beschlusses des Hauses.
Ich bitte diejenigen,die für diesen Antrag des Aeltesten-
ausschussessiud, sich zu erheben. (Zuruf des Abgeord¬
neten Haake: Die Freunde der Landwirtschaft. Ant¬
wort des Abgeordneten Görlinger: Das kann man
doch nicht durch Reden machen!) Das ist die Mehrheit.
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Der Aeltestenrat schlägt Ihnen ferner vor, folgende
Punkte zu verbinden: 23 bis 26 (5 Minuten), 27
(5 Minuten), 28 und 30 (5 Minuten), 29 und 33
«5 Minuten), 3! und 32 selbständig (5 Minuten),
31 (5 Minuten), 35 (5 Minuten), 36, 38, 39, 40 und 43
(10 Minuten), 37 (5 Minuten), 18 «5 Minuten), 11 bis
47 «5 Minuten) und 48 (5 Minuten),

Es ist möglich, daß wir aus ,dem I, Fachausschuß
noch mehrere Sachen bekommen. Ich bitte um die
Ermächtigung, diese Punkte noch nachträglich auf die
Tagesordnung zu setzen. — Dagegen erhebt sich kein
Widerspruch, auch gegen die Vorschlage des Aeltesteu-
rates nicht. Ich darf daher feststellen, das; Sie mit
der Beschränkung der Redezeit und der Verbindung
der Sachen einverstanden sind.

Dann habe ich im Auftrage des Aeltestenrates
darauf hinzuweisen, daß bei den Punkten, zu denen
von den Berichterstattern Neues nicht gesagt werden
kann, nichts im Wege steht, das; »die Herren Bericht¬
erstatter auf die Referate verzichten, (Sehr richtig!
Lachen bei den Nationalsozialisten.)

Wir treten in die Tagesordnung ein.
Punkt 2 bis eiuschlirßlich 22.

Ich rufe die Herren Berichterstatter auf »nd frage,
ob sie das Wort wünschen: Herr von Stcdman!
(Verzichtet.) Herr Tenhaeff! «Verzichtet.) Herr
Körner! (Verzichtet!) Herr Gessinger! (Verzichtet.)
Herr Nergweilcr! (Verzichtet.)Herr Droß! «Verzichtet,)
Herr Albertz! (Verzichtet,) Herr Latten! (Verzichtet.)

Wir treten dann in die Besprechung ein. Zunächst
hat der Herr Abgeordnete Heuser das Wort.

Abgeordneter Heuser: Meine Damen und
Herren! ZuPuntt 2 2 der heutigen Tagesordnung,
der Entschließung über die Lage der Landwirtschaft,
habe ich namens ,der Fraktionen der Arbeitsgemeinschaft,
der christlichenBauern uud des christlichenVolks-
dienstes, der Wirtschaftspartei und des Zentrums fol¬
gende Erklärung abzugeben:

Die Notlage des Nauerntnms erfordert unverzüg¬
lich entschlossenes Handeln. Die von uns vorgeschlagene
Entschließung zeigt in unzweideutiger Weise den Weg
zu diesem Ziel. Wir lehnen es ab, ,die Nutlage der
Landwirtschaft zu Parteipolitischer Agitation zu be¬
nutzen. Wir haben daher keinen Grnnd, an diese Ent¬
schließung eine Besprechung anzuschließen. Nicht
Worte, sondern unverzügliche und beschleunigteDurch¬
führung der vorgeschlagenenMaßnahmen entsprechen
allein der Verantwortung, die wir in dieser Frage vor
der Landwirtschaft nnd vor der Gesamtheit des
deutschen Volkes iu uns fühlen. (Veifall.)

Vorsitzender !),-. Iarres: Das Wort hat Herr
Abgeordneter Nohl. «Zuruf des Abgeordneten Nohl:
Es ist noch ein anderer da, der vor mir spricht: ich
verzichte nicht!) Dann Herr Abgeordneter Droß.

Abgeordneter Droß: Meine sehr verehrten Damen
und Herren! Meine Freunde von der Bauernpartei
haben zu dem Haushaltsplan, Seite 67 «Viehseuchen¬
entschädigung) allerlei Wünsche an die Verwaltung
vorzubringen. Unser entsprechender Antrag konnte
im V. Fachausschuß zwar in diesem Jahr eine ent¬
sprechendeBerücksichtigungnicht finden.

Ich bitte Sie, mir an Hand des Haushaltsplanes
zu folgen. Sie finden unter Ziffer 1 der Einnahme,
daß für Pferde ein Betrag von 75 000 RM und für
Rindvieh ein solcher von 715 000 NM, zusammen
790 000 RM, verbucht sind. Sie finden dann unter
der Ausgabe, Ziffer >, 2 und 3 zusammengerechnet,
einen Unkostenbetrag von l4 050 RM bei Pferden und
N2 610 RM beim Rindvieh. Dazu kommen die Un¬
kosten, die noch unter Ziffer 4 aufgeführt sind, die man
allerdings aus dem Bericht des Jahres 1929 entnehmen
muß, weil sie für 1930 nicht feststehen, dir bei den
Pferden noch einen Betrag von 1125 RM uud beim
Rindvieh einen solchenvon 4454 RM ausmachen. Es
ist also festzustellen,daß wir bei einer Einnahme von
75 000 NM bei den Pferden einen Unkostenbetrag von
18 000 NM und bei einer Ginnahme von 715 000 RM
beim Rindvieh einen Unkostenbetrag von 117 000 NM
insgesamt haben. Mit meinen Freunden von der
Nnncrnpartei bin ich der Meinung, daß dieser Uu-
lusteubetrng iu keinem Verhältnis znm Umsatz steht.
Wir sind deshalb der Ansicht, daß, zumal ein Reserve¬
fonds hier nicht besteht, unbedingt «dahin gearbeitet
werden muß, ohue Erhöhung der Beiträge allmählich
zu ciuem Reservefonds zu kommen, der dnrch Vermin¬
derung der Unkosten herbeizuführen ist. Wcun wir
unter Ziffer 1 sehen: 10 Prozent Neranlagnngs- und
Hebegebühren bei Pferden 7500 NM und beim Rind¬
vieh 7, 500 NM, so sind wir der Meinung, daß diese
Unkosten überhaupt nicht zu entstehen brauchen, son¬
dern, daß dieser Betrag ganz dem Reservefonds zu¬
geführt und damit eine Beitragserhöhung vermieden
werden kau». Die Vernnlngungscirbciten werden
draußen durch uusere Behörden geleistet, die durch
unser Renlstrneranfkommen bezahlt werden. Wir sehen
als Landwirte nicht ein, daß wir «dazu »och eiuincn
besonders beitragen müssen.

Zum zweiten fordert die Verwaltung 6 Prozent
der Ginnahmen. Meine Damen nnd Herren! Sechs
Prozent an Verwaltnngskosten steht in keinem Ver¬
hältnis znr heutigen Bodenrente. Wir müssen un¬
bedingt fordern, daß die Verwaltnngskosten ent¬
sprechendreduziert werden. Es ist uns gesagt worden,
die Beamten bei Ker Provinzialvcrwaltuug würden I"
gar nicht so sehr hoch bezahlt. Wir haben daher kein
Verständnis dafür, daß so hohe Kosten entstehen-
Unsere Bitte an die Verwaltung geht dahin, w
nächsten Jahre — solange wollen wir uns Nedulden
bei der Vichseuchrnentschädigungnachzuweisen,daß °>
Unkosten entsprechend gemindert werden und cn
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Reservefonds gebildet wird, ohne eine Beitrags¬
erhöhung heraufzubeschwören.

Unser Antrag, den Beitrag zum Tuberkulose-
tilguugsverfahren von INNllll auf W«w RM zu er¬
höhen, gibt Veranlassung, eine Statistik, die uns vor¬
liegt, bekanntzugeben. Danach sind im Bezirk Aachen
im verflossenen Jahre 888 Tiere mit einem Gesamt¬
betrag von 165 067 RM entschädigtworden, im Bezirk
Koblenz 586 Tiere mit 68 767 RM, im Bezirk Köln
284 Tiere mit 36 00N RM, im Bezirk Düsseldorf
>.'!,'! Tiere mit 59 WN RM und in, Bezirk Trier 2813
Tiere mit 113 233 RM. Wir haben den Wunsch, daß
die Verwaltung diese 20 0NN RM mehr, die wahrschein¬
lich im Einvernehmen mit der Landwirtschaftsknmmer
zur Bekämpfung dieser fürchterlichenSeuche bewilligt
werden, in erster Linie in unseren Hühcngebietcn ver¬
wendet, damit durch die direkte Vckämpfuug der Seuche
beim Vieh die Nebertragung auf die Menschen ver¬
hindert wird, und bitten deshalb, das; die Verwaltung
möglichstschnell im Interesse der Landwirtschaft all¬
gemein die Verhältnisse im Bezirk Trier zu bekämpfe«
sucht, um so die ungeheuren Entschädigungen>m Lause
der Kit zu vermeiden. (Beifall bei der Christlichen
Bauernpartei.) ^ , ^ , ^ ^

Vorsitzender !),'. Iarres: Das Wort hat Herr
Abgeordneter Gcrlnch.

Abgeordneter Gerlach: Meine Damen und
Herren! Ich habe im Auftrage der sozmldcmolra-
tischen Fraktion lediglich die Absicht, mich ""t der Gn -
schließnngzu beschäftigen,die zur Lage der Landwirt¬
schaft eingebracht worden ist.

Ich bedaure sehr, Herrn Heuscr hier nicht ganz
folgen zu können in dem Wunsche, über die Dmge
nicht zu debattieren. Ich bedaure anch, chm nicht
folgen zn können in der Auffassung, Wß die Antrag¬
steller nicht anch gewisseparteipolitische Auffassu.igen
mit der Entichliefinng verbunden haben. (Abgeordneter
Hoffmann: Sehr richtig! Zuruf rechts: S,e haben
ausnahmsweise mal recht!) cv^«„

Meine Damen uud Herren! In früheren Jahre
Nehörte ein Mann zu den Mitglwdcrn des Rheinische»
Provinziallandtages, den wir alle Wohl immer al» so
ein Stück Mittelaltcr empfunden haben, das noch in
die heutige Zeit als letztes Ueberbleibsel ln.leinrant^
Dieser Mann ist auch seiner Fraktion nmnch'nal was
unangenehm gewesen, nnd die ^raktwnsfuhre e '
gelegentlich seiner Reden hier mitunter ha'.der >, nd
dnrch den Saal. Er gehört seit,den Nenwahlen nicht
mehr unserei» Hanse an. ^er sein Ge,, , meme
Herren vom Zentrum, hat in Ihrer G'i schließung oh-
liche Urständ gefeiert: Es ist der Geist des Fr 'he rn
von Los, der Geist der Rheinischen Landwirtschaftv-
tammer und der Geist des östlich orientierten Land-
bundes lZuruf des Abgeordueteu Heuser: Der Geist
der sachlichenBeurteiluug der Dinge!), der aus der
Eutschließung zur Lage der Landwirtschaft spricht. Es

ist eine Parallelattion zum Agrarprogramm des Herrn
Schiele (Hört, hört! bei der Arbeitsgemeinschaft), zu
dem ich sagen möchte, daß wir Sozialdemokraten dieses
Programm nicht mitmachen können, weil es weite
Kreise der notleidenden Bevölkerung, auch des Rhein¬
landes, belastet, ohne der Landwirtschaft dafür den
nötigen Schutz nngedeihen zu lassen «Abgeordneter
Hoffmann: Sehr richtig!), ohne der Landwirtschaft
wirklich zu helfen-

Meine Damen nnd Herren, insbesondere meine
Herren Landwirte, ich glaube, Sie müssen sich frei
machen von Auffassungen, die durch die wirtschaftlichen
Verhältnisse überholt sind, wie auch wir uns haben
frei machen müssen von Vorurteilen <Aha! rechts), die
durch den Gang der wirtschaftlichenVerhältnisse eben
nicht mehr aufrecht zu erhalten waren. (Zuruf links:
Aufgabe des Sozialismus!) Meine Damen und
Herren! Gs ist nie eine Schande, mit der Zeit zu gehen
und einzusehen,das; man nicht nach Dogmen, sondern
nach der Gestaltung des Lebens sich zu orientieren hat.
(Zuruf des Abgeordnete» Nenner: Verrat des Sozia¬
lismus! Weiterer Zuruf eines kommnnistischcnAb¬
geordneten: Line Realpartei!) Die Sozialdcmokrntic
hat anerkannt, daß eine Notlage auch in weiten Kreisen
des Landvoltes vorhanden ist <Zurnf rechts: Und sie
wird nichts tun!), und die Sozinldemutratie ist bereit,
zu helfen, (Bravo! Zurnf ». Schüler: Sie tun
aber nichts!) Herr Dr. Schüler, Sie wissen aus Äer
Vergangenheit, daß diese Bereitwilligkeit keine einfache
Deklamation ist, sondern daß sie praktischeWirkungen
gezeigt hat. lZuruf des Abgeordneten Hoffmann:
Ganz enorme sogar!) Allerdings, das möchte ich be¬
tonen: diese Hilfe fiir die Landwirtschaft kann nicht
auf Kosten anderer Voltsteile erfolgen, die in noch
größerer Not leben. lZuruf des Abgeorduetcn Hanke:
Herr Landesrat, Sie haben die soziale Frage für sich
allerdings gelöst!) Meine Herren von den National¬
sozialisten,Sie bemühen sich vergeblich mit Zwischen¬
rufen; solange Sie sich in diesem Hanse nicht zu der
allgemeinen Tradition gesitteter Menschen bekennen,
auch deu Gegner ruhig anzuhören, werde ich auf Ihre
Zwischenrufenicht eingehen.

Meine Damen und Herren! Die Sozialdemokratie
hat anch durch ihr Verhalten im Reichstag gezeigt,
daß sie bereit ist (Zuruf des Abgeordneten Nohl: Zum
Ministcrstuhl zu kommen!), wirksam zu helfen, wo
wirklich eine Bedrängnng des Landvolkes vorhanden
ist. Ich habe eben schon Herrn Heuser gesagt, eine
gewisseAnerkennung auch für uusere Tätigkeit liegt
ja wohl im ersten Absatz der Entschließung, denn es
wird da auf die Maßnahmen des früheren Reichs-
kllbinctts Bezug genommen als einem ersten Schritt
in Ihrem Sinne. (Zuruf des Abgeordneten Heuser:
Wir bedauern nur, daß Ihr auf halbem Wege halt
gemacht habt!) — Kommt noch —. Aber, meine Damen
uud Herren, jede Agrarreform muß zur Voraus-
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setzung die Pla»»mßigkeit haben. <Sehr richtig! bei
den Sozialdemolrate»,) Worauf es ankommt, ist nicht,
uferlos die Preise herauszutreiben, sondern das ist die
ruhige Entwicklung in der Landwirtschaft, die Stabili¬
sierung der Preise. (Abgeordneter Heuscr: Sehr
richtig!) Das ist auch das Bestreben der Sozialdcmo-
tratie bei der letzten Agrarreform gewesen. Die Land¬
wirtschaft muß sich daran gewöhnen, auf Kuniuuttur-
gewiune zu verzichten, die aus der Lage des Welt¬
marktes entstehen und die sie mit hohen Schntzzoll-
mauern erreichen möchte. Sie muß darauf verzichte»,
in Zeiten schlechter Ernte besonders hohe Preise er¬
zielen zu wollen. Die Anarchie der kapitalistischen
Preisbildung hat die Landwirtschaft in den Sumpf
geführt. Die Anarchie der kapitalistischen Preis¬
bildung überbürdet dem Landwirt das Risiko und gibt
ihm mehr Verluste als Gewinne.,

Es kommt dann im wesentlichen darauf hinaus,
daß wir die Verbindungslinie zwischen den Ver¬
brauchern uud deu Erzeugern ziehen. Diese Ver-
bindnngslinie ist bei der letzten Agrarreform, die auch
die Sozialdemokratie mitgemacht hat, gefunden wurden
in den gleitenden Zöllen und im Vcrbrnucherschutz.
Die Herren Kommunisten, die der Sozialdemokratie
Vorwürfe machen wollen, sollen einmal nachweisen,daß
die Lebcnsmittelpreise infolge der seinerzeit von uns
mitgemachten Agrarreform gestiegen sind. Den Nach¬
weis sind Sie uns bisher schuldig geblieben. (Wider¬
spruch bei den Kommunisten.) Sie haben eine einzige
Agrarreform in Rußland durchgeführt, und die hat
zur Brotkarte geführt, die wir, Gott sei Dank, in
Deutschland seit vielen Jahren abgeschaffthaben. (Ab¬
geordneter Renner: Herr Gerlach, Herr Gcrlach!)
Herr Nenner, reden Sie nicht über Dinge, von denen
Sie nichts verstehen. Meine Damen und Herren! Der
Verbrancherschutzund der Schutz des Produzenten, in
eine richtige Relation gebracht und Verbünden, das
ist es, woranf es ankommt; das ist der richtige Weg,
das ist die Entwicklung, die wir wünschen müssen,
nicht aber die uferlose Schutzzollpolitik,wie sie leider
wieder ihreu Niederschlng iu der Resolution findet,
jene uferlose Schutzpolitit, die setzt in der Acra
Nrüning das A und O der deutschen Reichsgesetz¬
gebung geworden ist. (Znruf des Abgeordneten Dundcr:
Das ist doch nur eine Fortsetzung der Acra Müller!)
Meine Damen und Herren! Ich weise nach den vor¬
gestrigen Verhandlungen des Reichstages darauf hin,
daß auch die christlichcuGewerkschaftenschon bedenk¬
lich gewordeil sind. (Abgeordneter Hoffmann: Hört,
hört!) Die offiziellen Zentrumskreise sind zwar von
Herrn Schlack, der ja schon öfters von den offiziellen
Zcntrumskreisen desavouiert worden ist, abgerückt.
Aber seine Ausführungen sind eiu Stimmungsbaro¬
meter, auch für die Auffassung der christliche» Gewerk¬
schaftenhinsichtlich eines uferlosen Schutzzolles.(Zuruf
des Abgeordneten Dr. Schüler: Uferlos?)

Meine Damen und Herren! Es ist interessant, daß
selbst die Industrie schon ein Haar in der Suppe ge»
funden hat, die Herr Schiele ihr serviert hat. Ich
möchte gerade die Herren um I),'. Silvcrberg bitten,
sich noch einmal eingehend die Entschließung zur Lage
der Landwirtschaft, die die Arbeitsgemeinschaft mit-
unterzcichnet hat, anzusehen und zu prüfen, ob diese
Resolution wirtlich in Einklang zu briugen ist mit
den Bedenke», die der Reichsvevband der deutschen
Industrie zu deu Plänen des Herrn Schiele geäußert
hat. Sie haben alle in der „KölnischeilZcitnng", der
„KölnischenVoltszeitung" und überall diese Emwäudc
gelesen, nnd es hieße, die Zeit des Hauses über Gebühr
in Anspruch nehmen, wenn ich sie hier noch einmal
vortrüge. sSehr richtig! bei der Wirtschaftspartci.)
Anch die Industrie hat die lebhafteste» Bedeute» gegen
die Politik, die von Herrn Schiele verfochten wird uud
die durch die Entschließung znr Lage der Landwirt¬
schaft gewissermaßen unterstützt werden soll. (Zuruf
des Abgeordneten Renner: Warum hat sie den» diese
Bedenken?) Herr Nenner, gehen Sie einmal zu Herrn
Silverbcrg uud frage» Sie ihn; ich habe von ihm
keine Interpretation der Auffassung der Industriellen
bekomme». sZuruf des Abgeordneten Renner: Aber
er hat sie selbst interpretiert und gesagt, es käme
hinterher bloß zn einer Lohnerhöhung!) Sagen Sie
das Herrn Nohl, er taun es ja nachher ausführen-

Ich muß einmal an die landwirtschaftlichen Ver¬
treter dieses Hauses die Frage richten: Warum orien¬
tieren Sie sich eigentlich nach den Interessen des öst¬
lichen Großgrundbesitzes? Unsere Landwirtschaft in
der Rheinprovinz ist doch ganz mlders geartet.
Warum versucheu Sie uicht deu andere» Weg, den
Ihnen anch die Sozialdemokratie geWiese»hat, den
Weg der Stabilisierung der Preise, de» Weg der
Einiginig »lit den Verbrauchern? (Zuruf des Ab¬
geordneten !)>'. Schüler: Beides!) Schüchtern, wohl
nnter dem Eiufluß der christlichenGewerkschaften,ist
ja in der Entschließung zur Lage der Landwirtschaft
dieser direkte Weg vom Erzeuger zum Verbraucher
augedeutet. Aber, meine Dame» und Herren, es ist
doch ilur eine platonische Liebeserklärung (Abgeord¬
neter Haas: Sehr richtig!), um die christliche» Arbeiter
auch auf diese Entschließung zu bringe», ei»c Liebes¬
erklärung, für die — nehme» Sie es mir nicht übel,
Herr Heuscr — in diesem Falle sehr wenig zu gebe»
ist. Nichtig ist, daß eine große Schwierigkeit einer
prriswürdigcn LcbensunttetUcrsorgung im Zwischen¬
handel liegt, in dem viel zu langen Weg vom Ver¬
braucher zum Erzeuger. lZuruf des Abgeordneten
Heuscr: Sehr richtig! Das ist auch unsere Ansicht!)
Die Korrespondenz des Nnherischcn Nauerubuudcs,
doch sicher eiu uuverfäugliches Orgau, hat kürzlich
darauf hingewiesen, daß allein bei der Versorgung des
dentschen Volkes uiit Lebcnsmitteln ein Zwischengewinn
auf dem Wege vom Erzeuger znm Verbraucher in
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Höhe von L Milliarden jährlich entsteht, (Abgeordneter
Huffmann: Sehr richtig! Zuruf des Abgeordneten
Heuscr: Der Bayerische Nauerubuud würde aber die
Resolution mitgemacht habe»!) Ich Weiß es nicht,
dann würde er allerdings seinen Worten nicht die
entsprechendenTaten folgen lassen.

Meine Damen und Herren! Ich darf deshalb auch
Wohl von einer platonischen Liebeserklärung sprechen,
weil Sie nicht die Absicht haben, diesem Zwischenhandel
wirksam cutgegeuzutreten. Sonst müßteil Sie ja da
anfangen, wo Sie zuerst die Macht haben- Statt dessen
versuchen Sie, noch neue Zwischcnhaudelsstcllenbei
der Rheinischen Landwirtschaftsknmmer selbst zu
schaffen. Ich will nicht noch einmal die alte Geschichte
von den schlechten Saatkartoffeln aufrühren, die die
Landwirtschaftskammer vermittelt hat. Die Dinge
haben ja hier schon eine Rolle in der Debatte gespielt.
Ich will Sie nur noch einmal .daran erinnern, um
Sie darauf aufmerksam zu machen, daß, wenn Sie
schon den Weg verkürzen Wolle», Sie dann nicht noch
besondere Stellen znr Beschaffung von Saatgut dn-
zwischcnschieben dürfen. Das ist bestimmt der falsche
Weg. Der richtige Weg ist nach unserer Auffassuug
die Verbindung starker Konsumgenossenschaftender
Verbraucher mit den Organisationen der Erzeuger.
«Sehr richtig! bei den Sozialdemokratin.) Diesen Weg
werden wir immer mit Ihnen geheil. Darin sehen wir
die einzige Möglichkeit, der Landwirtschaft wirtsam
zu helfen, ohne den Verbraucher, dessen Interessen Wir
mit aller Entschiedenheit vertreten, irgendwie zu
schirdigcu. Meine Damen uud Herren, gehen Sie mit
uns diesen Weg! dann wird die rheinischeLandwirt-
sthaft gesnnden. Wir sind zur Hilfe bereit, weil wir
wissen, daß die kleinen und auch ein Teil der mittleren
Bauern bedrängt sind. Unser Kampf M dem un¬
rationelle,! Großgrundbesitz, unser Kampf N'lt oem
unrationellen Herreneigcntum, ganz allgemein ge-
sprachen. Die Sozialdemokratie hat darin eine
Linie, die festgelegt ist in ihrem Kieler Agrar-
Vrogramm, in dem es heißt: „Weit entfernt davon
den Bauern von seiner Scholle zu verdrängen oder
sein Eigentum angreifen zu Wolleu, sichert die sozm-
listische Gesellschaftdeu bäuerlichen Massen ^r Elgen-
tn'n uud ihre Arbeitsstätte, Ihr Kampf M d m
Herreueigeutum des Großgrundbesitzes nicht om
Arbeitseigentnm der Banern, und 2""^"^^ ^"
fall bei den Sozialdemokraten. Zurus dcv Abneord
»eten Witzler: Die Notschaft höre ich wohl, allem nur
fehlt der Glaube!)

Vorsitzender Dr, Iarres: Das Wort hat Herr
Abgeordneter Dr. Lew

Abaeoronetcr Dr. Lch: Meine Damen und Herren!
V°M? sag" der Redner der
Partei daß seine Partei auch den deutschenNauern
helfen wolle. Ich erinnere an
dem Kriege einmal im Reichstag sagte (Zuruf der Abg.

Frau Becker: Wie können Sie Vebel zitieren?): „Wir
Sozialdemokraten warten auf den Augenblick,wo der
deutsche Bauer enteignet ist, damit er zum Proletariat
werde." (Zuruf des Abg. Hoffmann: Unwahr!) Dieses
Wort Nebels ist im Jahre 1901 im DeutschenReichstag
gesprochenworden. (Widerspruch bei den Sozialdemo-
trnten.) Meine Damen und Herren! Dieser Stand¬
punkt der Sozialdcniotratischcn Partei ist bis heute auf
keinem Parteitage revidiert wurden, er ist bis heute
genau derselbe geblieben. Steht vielleicht die Sozial-
demokratischePartei uicht auch heute noch auf dem
Staudpuukt, daß die Produktionsmittel versozialisiert
werden müssen? Ist das nicht Ihr Programm, daß Sie
die gesamteProduktion in die Hände der Allgemeinheit
des Volles, in Gemcinwirtschnft überführen wollen?
(Zuruf eines nationalsosialistischenAbgeordneten: i, in
Nußland!) Daß dies Ihr Programm ist, steht fest,
Herr Ministerpräsident Braun soll neulich einmal, als
er in einer Landgesellschaftgefragt wurde: „Wie stehen
denn Sie zum NvlschewiKmus,zu Moskau?" geant-
Wortct haben: „Der Nolschewismus ist mir an sich nicht
unsympathisch(Abgeordneter Dnnder: Hört, hört!), nur
daS Tempo ist für Deutschland zu scharf." (Hört, hört!
bei den Nationalsozialisten.) Das ist der einzige Unter¬
schied. Aber wenn er die Verhältnisse von Rußland auf
Deutschland übertragen und die Nauern in, Massen in
Kollektivwirtschaftenüberführen wollte, so würde sich
dagegen das gesamte Volt aufbäumen- dann würde
mit einem Schlage dem Spuk des Marxismus ein Ende
gemacht, das steht fest. Tatsache ist, daß der Marxismus,
ob er in der rosaroten Verbrämung der Sozialdemo-
tratie auftritt oder iu der knallroten der Kommnnisti-
scheu Partei, an sich bullig das gleiche Ziel verfolgt
(Sehr richtig! rechts.): Die Enteignung des schaffenden
Menschen, ob Mittelstand,, Gewerbetreibende, Nauern
oder Arbeiter. (Zuruf des Abgeordnete» Renner: Sie
nennen sich ja auch Sozialisten. Warum denn das?)
Meine Damen uud Herren! Unser Sozialismus ver¬
hält sich zu Ihrem Marxismus wie Feuer und Wasser.
Wir wissen, daß, wenn Deutschland zu einem wahren
deutschen Sozialismus tommen will, dann erst der
Marxismus vernichtet sein muß. (Zuruf des Abgeord¬
neten Renner: Sie nehmen Ihr Feuer aus dem Kirsch-
Wasser. Zuruf des Abgeordneten Dundcr: Was ist deuu
Sozialismus?)

Meine Damen und Herren! Wir wissen, daß die
SozinldemotrntischePartei ununterbrochen den kleinen
Nauern helfen will. Wir wissen, daß auch die Kommu¬
nistische Partei im Preußischen Landtag einen Antrag
nach dem nudern für das Wohlergehen der Kleiubaueru
einbringt. Wir möchten darum hier einmal ganz klar
Ihre demagogische Haltung kennzeichnen. Stalin hat
kürzlich in einer seiner Reben gesagt: „Nicht der Groß¬
grundbesitz ist das größte Hemmnis für unsere Kollek¬
tivwirtschaft; das größte Hindernis für die gc'mcin-
wirtschaftlichc Bearbeitung bon Grund und Boden ist
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der kleine Bauer, .der sich seinen Grund und Boden mit
viel Schweif; erarbeitet hat." Stalin sagt weiter: „Daher
kommt es, daß dieser kleine Bauer mit viel größerer
Liebe an seinem Grund und Boden hängt, als der
Großgrundbesitzer. Deshalb müssen wir unser Haupt¬
augenmerk darauf richten, daß wir ,die Ideologie des
Kleinbauern brechen, daß nur ihn loslösen von seinen,
Grund und Nodeu, weil er das Haupthindernis ist."
(Hört, hört! bei deu Nationalsozialisten.) Meine Damen
und Herren! Was nutzt es denn, wenn Sie hier An¬
träge einbringen? Stalin ist Ihr Papst, Stalin ist
für Sie unfehlbar. (Zuruf.des Abg. Dunder: Wie der
Papst in Rom für Sie!) Und russische Zustände sollen
in DeutschlandTrumpf sein. Wir sehen weiter, daß alle
Maßnahmen in diesem Staate seit !<> Jahren dem
Bauern allmählich sein Eigentum genommen habe».
Es ist doch heute so, daß kein Bauer mehr ein Eigen¬
tum hat, daß er nicht mehr Herr auf seinemGruud und
Boden ist. Es ist doch tatsächlich so, daß heute schon der
Bauer uur noch Pächter oder nieist nur Knecht auf
seinem Gruud und Nodeu ist. Lr ist Gefangener des
wahnsinnigen Zinses, der wahnsinnigen Steuerlasten.
Das Finanzamt ist ihm heute jenes Symbol, das für
den Bauer im Mittelalter die Naubritterburgen waren.
Da schaute er hinauf zu deu Naubritterburgen; der
Raubritter aber nahm nur den Zehnten. Heute nehmen
Sie 5,0 und 00 Prozent. Die modernen Raubritter sind
viel unerbittlicher, als «die alten es jemals waren (Zu¬
stimmung bei den Nationalsozialisten.) Alles ist darauf
angelegt, den Bauer allmählich von seinem Besitztum
zu entwöhnen. In der Begründung des Umlegungs-
gesetzes, das im Jahre 1020 herauskam, ist gesagt, man
müsse dieses Gesetz haben, um den bäuerlichen Betrieb
rentabler .zu machen. Unterzeichnet ist.diesesGesetz von
4 Sozialdemokratcu, 2 Demokraten und , Zentrums-
mann (Hört, hört! bei den Nationalsozialisten), also
tatsächlich in der überwiegenden Mehrheit von den
eigentumsfeindlichen Marxisten. Jetzt las ich zufällig
in dem Blatt „Die Gemeinde", das die Sozialdenio-
krntischePartei herausgibt, um ihre Funktionäre in
den Gemeindevertretungen zn unterrichten, daß dort
ein Sozialdemotrat schrieb: Es muß weit mehr als
bisher versucht wcrdcu, draußen auf dem Lande Ge¬
sellschaftenfür Umlegungszwccke,Meliorationen usw.
zu machen, damit der Bauer allmählich an die Ent¬
eignung gewöhnt werde. (Lachenbei den Sozialdemo¬
kraten. Zuruf des Abgeordneten Dunder: Das hat
aber kein Sozialdcmokrat geschrieben; damit tun Sie
denen ja viel zu viel Ehre an!) Die Umlegung ist
an sich hier im Westen vom technischenStandpunkte
aus außerordentlich zu begrüßen, das ist gar keine
Frage. Aber wir Nationalsozialisten sagen dem
Bauern heute draußen immer und immer wieder: Du
kannst in deinem Eigentumsbegriff nicht konservativ
genug sein! (Sehr gut! bei den Nationalsozialisten.)
Halte fest, laß ja nicht rütteln nn irgendeinem

Quadratmeter Land, denn wenn es einmal ins Rutschen
kommt, geht es dir genau wie dem Mittelstand, wie
den Rentnern und Sparern: dann rutscht dir allmäh¬
lich dein Grund und Boden nnf Rollschuhenunter den
Füßen weg. lHritcrkeit.) Als vor einigen Jahren die
schwarzen Fahnen in Holstein waren, als überall in
Deutschland die Banern sich zu großen Kundgebungen
zusammentaten, als in Koblenz, in Stuttgart, in
Oldenburg, in Vrcslan 50 000 Menschen zusammen¬
kamen, .das war auf einmal etwas anderes, als wenn
in Berlin sich 50 000 Menschen sammeln; da kam der
schwere Schritt der Bauern auf das Pflaster. Die
Bauern waren weit hergercist. Wenn der Bauer ein¬
mal von Hause geht und sich auf die Eisenbahn setzt,
dann mnß etwas Besonderes im Spiel sein. Da kam
er an, das war zum erstenmal eine Ncvulntioniernng
der Vaueru seit fast M> Jahren. Der Bauer hat seit
dem 15. Jahrhundert fest au seiucm Boden gehangen.
Der Bauer ist kciu Revolutionär von Geburt aus: er
hält fest, was er ererbt hat. Wenn er sich einmal
bewegt und hinausgeht aus seinem Hof, dann muß
Gefahr vorhanden sein. Das tat er vor einigen
Jahren, da ging er hinaus. Da bekamen auf einmal
die Hüter des Staates Angst, die Demokraten. Da
schrieben das „Berliner Tageblatt", die „Frankfurter
Zeitung" und die „Vossischc Zeitung": Man muß den
Bauern helfen, es geht nicht mehr, bie Republik ist
in Gefahr. Die Republik wackelte wieder einmal. Da
sagten sie: Man muß den Vaueru helfen. Da schrieb
die „Frankfurter Zeitung": Man muß die kleinbäuer¬
lichen Betriebe zu Aktiengesellschaftenzusammenlege»,
damit sie besser ausgenutzt werde» köuuen. (Hört,
hört! bei den Nationalsozialisten) Herr Bankier und
Kollege Louis Hagen (Zuruf ei»es kommunistischen
Abgeordneten: Der jüdische Kollege!), da ist Ihnen das
Herz leichter geworden, da haben Sir sich sicherlich sehr
gefreut. Da haben Sie sicher gesagt: Das ist noch ein
Wirtschaftspolitik« dort an der „Frankfurter Zeitung",
den kann ich engagieren, das ist ein Kerl. Jawohl,
Sie wollten die bäuerlichen Betriebe in Aktiengesell¬
schaften umwandeln. Hat man es mit der Industrie
nicht genau so gemacht? Hat man nicht allmählich den
deutschen Unternehmer auf diesen, Wege enteignet/
Ist er nicht heute nur noch Prokurist oder Angestellter
seines Werkes? (Sehr richtig! bei den Nationalsozia¬
listen) Und wer ist der Herr? Das sind die Banken
und Börsen, das ist das Finanzkapital. (Zustimmung
bei den Nationalsozialisten Zuruf des Abgeordneten
Heuser: Wir sind beim landwirtschaftliche,, Etat!) lln°
die Bearbeiter sind nur noch Ware, die man auf den
Ttlavenmartt, gencmnt Aktienbörse, taufen kann. Das-
selbe hat man heute mit dem Bauern vor: Man wu
ihn auf kalten, Wege enteignen. Nicht auf den, hechen
wie in Nußland, das wäre etwas gefährlich, H"
geht es auf dem kalten, Wege über das Attiensyst""'
sagt die „Frankfurter Zeitung", damit der Grund "N
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Buden besser ausgenutzt werden kann. Wie wird es
denn sein, wenn jetzt das Finanzamt immer weitere
Steuern erheben muß? Wir losen ja nichts mehr von
Steuersenkung sundern nur von Stc»ererhöhu»gen. Das
wird sich mit jedem Jahr steinern, und innucr größere
Steuern und Abgaben Werden auf unserem deutschen
Volte Insten. Dann geht allmählich dem Bauer die
«uft aus, dauu hat er allmählich teineu Atem mehr,
dann zieht man ihm die Schlinge zu, dann kommen
der Herr Bürgermeister uud der Herr Landrat mit
einem Bankier aus Frankfurt, und der Herr Bürger¬
meister wird eine Rede halten und sagen: Bauer, du
siehst, was der Staat alles macht, wie er sich bemüht,
wie er dir als Notprugramm sogar ,'!0 Millionen NM
Mbt für eine Schuldenlast von fast 16 Milliarden, die
heute auf dem deutschenBauernstände ruht, bei einer
Zinsenlnst von weit über 1 Milliarde. Da meint man
etwas getan zu haben, wenu man den Bauern da ein¬
mal «0 Millionen RM hinwirft. Das ist weiter
nichts als eine Heuchelei, als eine Verhohuuug. Ich
sage: Dauu wird der Herr Bürgermeister oder der
Herr Landrat sagen: Wir wollen dir helfen, >cs geht
su nicht mehr weiter- Du mußt zur Selbsthilfe
schreiten. Die berühmte Selbsthilfe kommtdann heran,
und man wird Äeu Bauern klarmachen, wie cmc
Aktiengesellschaftdoch viel rentabler ist, wie man da
den Buden besser ausnützen kann. Man wird eine
moderne kapitalistischeKollektivwirtschaftmachen, die
sich in gnr nichts von der sogenauuten sozialistische»
unterscheidet. (Sehr wahr! bei den Nationalsozialisten.)
Kollektivwirtschaft bleibt Kollektivwirtschaft. Der
Nnucr wird Knecht sein, wird Sklave sein, welter
nichts. Dnun rollt ihm seiu Vermögen, sein Grund
und Buden unter den Füßen weg. Dann bekommen
Grund uud Vodcu Rollschuhe, wie ich vorhin sagte.
(Zuruf des Abgeordnete» Renner: Das mochte uh
Nerue einmal sehen!) So 'sagt die Suzialdcmokratie:
Genusseuschaften, Umlegung nud Meliurationen müssen
wir machen: wir müssen allmählich den Bauer an die
Enteignung gewöhnen. Dann sagt der Bankier: ^ctzt
will ich euch helfen, uud dauu sagt die Behörde: Bauer,
du mußt, und der Bauer schlittert in sein Elend hinein
und sieht nicht die klaren Hintergründe, daß hier das
Finanzkapital nnd der Marxismus wieder einmal
band in Hand gehen und nichts anderes vorhaben,
als das Eigentum des deutschenVolkes in die Hände
des Finanzkapitals überzuführeu. (Zuruf des Ab¬
geordneten Dunder: Hört, hört! Sie sind ,a d,e beste
Stütze des Finnnzapparates!) «^«^-

Meine Damen und Herren! Unter diesen Gesichts
Punkten betrachten wir auch die EntschKeßimg,d,e hur
nun der bürgerlichenArbeitsgemeinschaftund dem Zen¬
trum vorgeschlageuwird. Man redet da von höheren
Zöllen usw. Solaugc Sie dem Bauern die Zmsen-
und Abgabenlasteu infolge der Erfüllungspolitik mcht
abnehmen, solange hat alles andere Reden gar einen
Wert. (Zustimmung bei den Nationalsozialisten.)

Vorhin sagte im Aeltestenrat ein Mitglied der
Arbeitsgemeinschaft, mau triebe jetzt im Parlament
hohe Politik. Verzeihen Sie, Herr Kollege Wesenfeld,
wie soll ich dcun dieses Problem behandeln, ohne diese
Lasten zu erwähnen, die auf dem Bauern liegen?
Glauben Sie, wir seien gewöhnt, dem Bcmeru Schlaf¬
pulver zu geben, ihn in eine Narkose einzuwiegen und
einzulullen, damit er nach der Methode Coues sagt:
Es geht mir besser uud besser. Der Gerichtsvollzieher
ist uicht mehr wöchentlich, sondern täglich bei den
Bauern zu Gast. Nein, das macheu wir nicht mit.
Wir zeigen dem Bauern die wahren Grüude seiner
Verelendung. Wir zeigen ihm, wo wirklich die Ur¬
sachen seiner Not liege,,. Wir «sagen ihm, daß er fest
am Gigentumsbegriff halten muß. Die Scholle muß
uns heilig sein. Der Bauer ist >der Jungbrunnen, der
Bauer ist das große Becken, aus dem das Volk immer
wieder seine Lrncuerung holt, aus dem ,die Rasse, aus
dem Kraft und ans dem vor allen Dingen auch der
Glaube unseres Volkes kommt. Meine Herren vom
Zentrum, wenn Ihr weiter diese Erfüllungspolitik,
diesen Fiunnzbolschewismus mitmacheu wollt, dauu
uenut Euch keine christlichePartei mehr. Das laßt
dann bitte bleiben, das hat dann keine» Wert mehr,
das ist dann weiter nichts als eine Heuchelei. <Zuruf
des Abgeordnete» Hnake: Sehr wahr!) Vom Marxis¬
mus wisseu wir, daß er der geschworeneFeind des
deutsche,, Bauern ist, (Zuruf ües Abgeordneten
Dunder: Hört, hört!) Aber Ihr vom Zeutrum solltet
wenigstens Ginlehr halten und erkennen, wo die Kraft
nnseres Volkes und wo auch die Kraft Eurer katho¬
lischen Kirche liegt.

Meine Dame» uud Herren! Es ist ganz klar, daß
Wir die bolschewistischenAnträge ablehnen. Sie haben
die Anträge aufgebaut auf dem Godanten: Kleinbauer
und Großbauer. Sie wolleil dc» Klnssenkanipf auch i»
das Land hineiutrageu. Der Bauer ist dazu, Gott sei
Dank, »och nicht reif; das laßt der Bauer nicht mit
sich niachen. (Zuruf des Abgeordneten N,-. Schüler:
Nichtig!) Klassentllmpf kennt der Bauer uicht. Er
kennt bloß eins: die Heiligkeit seiner Scholle und die
Heiligkeit seiner Familie. Er fühlt instinktiv, daß der
Marxismus daran rütteln will. Er hat Verständnis
dafür, daß der Marxismus sei» Todfei»d ist. Deshalb
wird der Bauer immer in der Front gegen den
Marxismus stehe», »icht gcgc» deu deutschen Arbeiter,
(Zuruf des Abgeordneten Dr. Schüler: Sehr gut!)
Gott sei Dank hat der Marxismus heute uicht mehr
das Recht, sich die eiuzige Arbeiterpartei zu nennen.
Gott sei Dank ist heute schwer eingebrochen in die
Arbcitertreisc, Ich erinnere Sie daran, daß die „Note
Fahiic" anläßlich der sächsischenWahlen schrieb: Man
müßte die Augen zumachen,wenn man nicht erkennen
wollte, daß es den Nationalsozialisten gelungen ,sei, in
die ehemalige» rote» Hochburgen einzubrechen. (Un¬
ruhe bei den Kommunisteu.)Schaut nach Zwickau,nach



208 77. Rheinischer Provinziallandtag, 6, Sitzung am 12. April 193N.

Thüringen usw. Deshalb brüllt Ihr, deshalb ver¬
folgt Ihr uns mit fanatischemHasse. Deshalb kommt
Ihr mit Kinkerlitzchen an, die keinen Wert haben. Des¬
halb glaubt Ihr mit ein Paar lächerlichenWitzen die
Sache abtun zu können, (Zuruf links.) Herr Nenner,
wenn man als Pruletarierführer tagtäglich im Warte-
faul >. und II. Klasse sitzt, dann sollte man seinen
Mund halten. (Zuruf des Abgeordneten Renner: Ich
erkläre mich erschossen! Heiterkeit. Weiterer Zuruf
eines kommunistischenAbgeordneten: Nächelsgasse!)

Meine Damen und Herren! Wir Nationalsozia¬
listen geben deshalb folgende Erklärung ab:

Das deutscheLandvolk iu seiner Ganzheit ist die
Grundlage des deutschen Volkes, sein Jungbrunnen
und sein Fundament. Zu seiner Erhaltung muß alles,
aber auch alles getan werden, um das deutsche Volk
zu erhalten. Der deutsche Staat und seine Regierungen
sollten alles tun, um mit den, Nnueru auch das deutsche
Volt gesund zu machen. lZuruf des Abgeordneten
Haate: Sehr gut!) Das tüuneu dieser Staat und das
herrschendeSystem niemals tun, weil die Wanken und
das Leihkapital die Arbeit und die Wirtschaft völlig
beherrschen(Sehr richtig! bei den Nationalsozialisten.)
und weil der Staat nichts unternimmt, auch nach der
inneren Einstellung der herrschenden Parteien nichts
unternehmen kann, um den unheilUullen Einslns; der
verhängnisvollen Zinswirtschnft zu brechen.

Deshalb verlnngen uud fordern wir: Der landwirt¬
schaftliche Boden und die Scholle des deutschenBauern
sind unpfändbar. (Vrnvu! bei den Nationalsozialisten.)
Die Rückforderungen von .Krediten au die deutsche
Landwirtschaft werden gestrichen. (Sehr gut! bei den
Nationalsozialisten.) Dem Bauern werden Kredite in
Zukunft zinslos gegeben. Dünger uud Maschinen
werden den Landwirten zu erträglichen Preisen zur
Verfügung gestellt.Weiter wird das landwirtschaftliche
Berufsschulwesen besser auszubauen sein. Für Land-
arbeiterwuhnuugcn muß weit mehr als bisher getan
werden. Ausländische Arbeiter dürfen in der Land¬
wirtschaft nicht mehr verwandt werden. (Zuruf des
Abgeordneten Renner: Hat das schon Herr Hugcnbcrg
genehmigt?) Ziel jeder Agrarpolitik mus; die völlige
Unabhängigkeit der Ernährung unseres Volkes vom
Auslande sei». Der Boden und die Rasse sind uns
Nationalsozialisten heilig. Deshalb wird allein ein
völliges Revolutionieren unseres Gesmntvolkrs die
Erneuerung Deutschlands bringen. (Sehr richtig! bei
den Nationalsozialisten.) Der Bauer, der Arbeiter,
der Mittelstand, der Handwerker uud der Gewerbe¬
treibende müssen Schulter an Schulter stehen um den
Bauer, sich selbst nnd damit das Gcsamtvolk zu retten.
(Lauter Beifall uud Händeklatschenbei den National¬
sozialisten. Znrnf des Abgeordnete» Renner: Revo¬
lution ohne Revolution! Antwort des Abgeordneten
l>r. Leh: Sie Revolutionär iu der Westentasche! Sie
Revolutionär im Wartesnal II. Klasse!)

Vorsitzender N,-. Iarres: Das Wort hat Herr
Abgeordneter Krüger.

Abgeordneter Krüger: Sehr geehrte Damen und
Herren! Ich bekenne mich zn dem Antrage Nr. 22
und kaun daher zu demselben das Wort nicht nehmen.
Was ich nunmehr hier zu sagen habe, betrifft die Not¬
stände an der westlichen Grenze unserer Provinz.
Sowohl der Herr Obcrpräsident in seiner Eröffnungs¬
rede, wie auch der Herr Lnndcshauptmaun in seiner
Gtatsredc und auch Herr Abgeordneter Tenhncff haben
bereits darauf hingewiesen. Ich möchte mich darauf
beschränken, auf einige Uebelstände hinznweiscn, die
dringend der Abhilfe bedürfen. Diese Uebelständc be¬
stehen in der Ucberschwemmungdes Grenzmnrktes mit
ausländischen Agrarprodnkten. Es sind unhaltbare
Zustände, die sich an der Westgrenze unserer Provinz,
namentlich im Regierungsbezirk Aachen, entwickelt
haben, zum Unheil uud zum Fluche der Lnndwirtschaft
und der Gemüsebauer. Der Aachener Landwirt und
der Aachener Gemüsebauer waren Leute, die vor dem
Kriege auf der Höhe standen. Blühend war die Land¬
wirtschaft, und der Gemüsebauer lieferte seine Pro¬
dukte weit hinaus über die Grenzen des Regierungs¬
bezirks Aachen. Heute ist er verarmt, und er kann
der heillosen Konkurrenz, die ihm das nahe Ausland,
das an seinen Toren liegt, bietet, nicht begegnen.
Wollen Sie einmal die folgenden Zahlen mit anhören:
Der Import von Ciern in einem Jahre beträgt für
den Stadt- und Landkreis Aachen allein 2 Millionen
RM. (Hört, hört! rechts.) Nimmt man den Aachener
Industriebczirk hinzu, so beziffert sich diese Summe auf
!!X> Millionen RM. lErneutes Hört, hört! rechts.)
Die Eiufuhr nu Obst beträgt 1X> Millioueu RM, a«
Butter 2 Millionen RM, an Käse X> Million RM
und nn Gemüse l>5 Millionen RM. Hierbei sind die
Snmmcn für die Einfuhr von Fleisch nnd Kartoffeln
noch gar nicht berücksichtigt. Nimmt man die Gesamt¬
summe des Imports für diese beide» Kreise, so be¬
ziffert sie sich auf !N Millionen RM. Diese Summe
geht der Kcmfkrnft der Aachener Bevölkerung ver¬
loren. (Zuruf des Abgeordneten von Dctten: Hört,
hört!) Im Aachener Kontrollbczirk wohnen 1N^
Einzclparzcllcubesiher. Das sind Arbeiter, Kriegs¬
invaliden, Leute, die schwer um das Dasein kämpfe"'
Es ist ihnen aber nicht möglich, ihre Agrarprudukte
nn den Aachener Markt heranzubringen, eben wegen
dieser Invasion von Agrarprodnkten seitens des Aus¬
landes. Der notleidende Kreis Monschau, der nM
weit von Aachen gelegen ist, ist infolge dieser Invasion
gezwungen, seine Eier nach Köln und Mainz U"
seine Butter in das Nuhrgebict zu liefern. Die Folge
davou ist, das, die Preise auf dem Aachener Ma"
weit mehr gedrückt sind als in irgendeinem Teile de
Nheinprovinz. Welches sind die Ursachen dieser Über¬
schwemmung? Die Eiufuhr vou Belgien wird ^
fördert durch die güustigeu Valutaverhältnisse, «^
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Import von Holland dadurch, daß der holländische
Erzeuger nicht von den Lasten und den Steuern so
gedrückt wird wie der rheinische Produzent. (Hört,
hört! bei der Bauernpartei.) Dazu kommt folgendes:
Wer Holland vor dem Kriege gesehen und gekannt hat
und es heute wieder sieht, kommt aus dem Staunen
nicht heraus ob der Riescnfortschritte, die Kieses Land
auf allen Gebieten gemacht hat. Auf dem Gebiete der
Industrie hat es sich ganz gewaltig vom Auslande
emanzipiert, ebenso hat es auf dem Gebiete der Land¬
wirtschaft Fortschritte und Erfolge zu verzeichnen,die
geradezu staunenswert sind. Wer die 11 Provinzen
Hollands von Zceland im Südwestcn bis Friesland
und Groningen im Norden durchwandert, kommt aus
der Verwunderung nicht heraus über all die großen
unzähligen Gewächshäuser, die errichtet sind, und in
denen ein Gemüsebau sich vollzieht, der das Ausland
überschwemmt. Der Kölner und namentlich der
Aachener Markt wissen davon ein sehr unangenehmes
Lied zu singen. Gerade Aachen, das an den Toren
Hollands liegt, wird am schlimmstendavon betroffen.
(Hört, hört! bei der Wirtschaftspartei.) Wer sich von
der Schaffenskraft, dem Schaffcnssinn und der Tüchtig¬
keit der Niederländer überzeugen will, gehe nach
Boskoop und Aalsmecr, im früheren Haarlemer Meer
gelegen. Wer die schwimmenden Gärten von Aalsmeer
mit ihren reichhaltigen Erzeugnissen sieht, der steht als
Gartenbauer am Ziele seiner Wünsche. Dazu besitzt
die niederländische Landwirtschaft eine Organisation,
die geradezu einzigartig ist, uud die in Amsterdam ihre
Zentrale hat, die von Staats wegen gefördert wird,
wie selten in irgendeinem anderen Lande. Wie steht
gegenüber all diesem der Aachener Gemüsebauer und
Landwirt da? Aachen war während des Krieges Auf¬
marschgebiet. Die Heeressäulen zogen unausgesetzthin
und her durch das Aachener Gebiet. Alles, was der
Aachener Bürger aufbringen konnte, hat er gern und
freudig den hin- und herziehenden Truppe» gegeben,
(Zuruf des Abgeordneten I1l>. Schüler: Bravo!) Dann
kam eine zehnjährige Ncsatzungszcit mit all ihren
Drangsnlierungeu uud Schikanen, ihren Sorgen und
Nöten. Darauf folgte die Separatistengeschichte, tue
gerade in Aachen wüste Orgien feierte. Und als der
Aachener Gemüsebauer und Landwirt ganz geschwächt
war, kam die Inflation uud nahm ihm das Letzte.
Jetzt hat er nicht die Mittel, sich irgendwie die Ein¬
richtungen zu schaffen, wie es dem Niederländer und
dem Belgier möglich ist.

Dann wollte ich noch auf ein weiteres aufmerksam
machen, was die Aachener Landwirte uud Gemüse¬
bauern schwer bedrückt. Es ist folgendes: Den aus¬
wärtigen Gemüsebauern ist zwar der Markt msofern
verschlossen,als ihnen kein Gewerbescheinausgestellt
wird; aber'auf Bestellung hin kann er liefern. Dann
ist es, wie mir von autoritativer Stelle mitgeteilt
wurden ist - ich habe es schriftlichbei mir - dem

Ausländer möglich, auf t>em Aachener Markt einen
Stand zu erwerben. (Hört, hört! bei den National¬
sozialisten.) Kühleier werden, wie mir ebenfalls von
hoch angesehener Stelle geschrieben wurde, den ganzen
Winter hindurch als Frischeier sehr teuer verkauft, uud
die Aachener Bevölkerung läßt sich nicht davon ab¬
halten, sie zu taufen. Die Unkenntnis des Volkes über
die Qualität der Ware wird ausgenutzt bis zum
äußersten. Durch Sachverständigengutachten ist wieder¬
holt festgestellt worden, daß die ausländische Ware
keineswegsbesser und auch keinen Deut billiger ist als
die einheimische. Sie kennen alle — bie Geschichte
bestätigt es auf jedem Blatt — die Vorliebe des
Deutschen für das Ausland. So ist es auch mit den
ausländischenWaren.

Was kann hier geschehen? Zunächst muß dafür
gesorgt werden, daß technische Einrichtungeu geschaffen
werden. Der Landwirt muß auf dem Gebiete des Ge¬
müsebaues die Ginrichtungen treffen tonnen, wie der
Holländer und der Belgier sie in seinen Gewächs¬
häusern hat. Auf dem Gebiete der Geflügelzucht muß
es ihm möglich gemachtwerden, dafür zu sorgen, daß
er gesunde uud der Zeit entsprechendeGeflügelfarmen
anlegen kann. Ferner bedarf es einer gründlichen
Verbesserung der Nutter- und der Käseprodnktiun und
einer Organisierung des Frischmilchabsatzes. Sodann
inuh die Bevölkerung aufgeklärt werden, besonders die
Frauen, durch deren Hand 80 Prozent der gesamten
Produktion gehen.

Was kann der Staat, was kann die Provinz hier
tun? Der Herr Landeshauptmann hat uns in seiner
Gtatsrede gesagt, daß 4 Millionen für Geflügelhaltung
zur Verfügung stehen. Ferner hat er uns mitgeteilt,
daß 20 Millionen aus dem Westfonds für die Rhein-
Provinz zur Verfügung gestellt werden, uud zwar
IN Millionen zur Förderung und Organisierung des
Absatzes. Hier möchte ich die Bitte an die Provinz richten,
dafür Sorge zu tragen, daß die Grenzgebiete, und
zumal das notleidende Aachener Gebiet, in örster Linie
berücksichtigt werden. lZuruf des Abgeordneten
Di-. Stein: Sehr gut!)

Verehrte Damen und Herren! Der Weise von
Weimar hat in allgemeinem und höherem Sinne ge¬
sagt: „Wir alle leiden am Leben!" Dieser Ausspruch,
rein materiell gefaßt, paßt heute auf das ganze deutsche
Volk, namentlich aber auf die Grenzbewohner des
Aachener Bezirks. Eile tut Not! Möchte daher die
Prouinzialuerwaltung und durch sie der Staat und
das Reich Mittel und Wege suchen, um diesen be¬
drückendenZuständen ein baldiges Ende zu bereiten.
(Beifall bei der Wirtschaftspartci und rechts.)

Vorsitzenderv,'. Iarres: Das Wort hat Herr
Abgeordneter Nohl.

Abgeordneter Nohl: Der Nattonalfaschist Leh
hat einleitend ein Zitat von August Nebel gebraucht,
daß Religion und Sozialismus sich vertragen wie
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Feuer und Wasser. Er scheint aber die Werke Bebeis
nicht genug studiert zu haben. Seinerzeit, als Herr
Leh noch nicht die grosse Sendung in sich verspürte,
den marxistischenDrachen zu töten, hat August Bebel
auch schon etwas über seine Vorfahreil geschrieben.
Da schrieb er nämlich, das; der Antisemitismus der
Sozialismus der dummen Kerle ist. Das hat aller¬
dings Herr Leh nicht gewußt.

Wenn er sich hier aufspielt als Schützer der Klein¬
bauern und dabei die Kollcltivisierung in Sowjct-
rußland anführt, um zu beweisen,das; sie der Tod der
Bauernschaft ist, dann empfehlen wir ihm, sich eben¬
falls etwas in das Studium der Werke von Stalin
zu vertiefen. Vielleicht begreift er dann, warum die
ganze europäische Öffentlichkeit, soweit die Kapita¬
listen und Großagrarier in Frage kommen, so außer¬
ordentlich aufgeregt ist über die Kollcktivisicrung in
Sowjetrußland. lZuruf der Abgeordneten Frau Gsscr:
Sehr gut!) Man könnte das Zitat aus dem Kommu¬
nistischen Manifest heute variieren: „Ein Gespenst geht
um in Europa, das Gespenst der Kollektivisierung!"
(Bravo! bei den Kommuuisten) Dieses Gespenst der
Kollcttivisieruug hat alle Großagrarier, alle Profit¬
jäger, alle jene, die von dem Schweiß und dem Vlut
des Werktätigen Volkes leben, aus ihrer Ruhe auf¬
geschreckt,und mit Krnmmstab und Kutte, mit Panzer¬
kreuzern und Maschinengewehren möchte man das Ge¬
spenst der Kollettivisierung der Landwirtschaft in
Suwjctrußland bcschwöreu. Das ist Wohl auch der
Hauptgrund, warum besonders die Herren von der
schwarzen (5oulcur so betriebsam geworden sind, so
außerordentlich aktiv im Kampf gegen die Kommu¬
nisten und die „bolschewistischeGefahr" mit Nibcl
und Kruzifix beschwören wollen. Das haben schon
andere Leute mit wirksameren Mitteln versucht, zur
Zeit der Interventionskriege, als die Frage welt¬
historisch entschiedenwurde, ob die Revolution mar¬
schieren wi'rd, oder ob man sie aufhalten taun. Die
Geschichte hat ihr Urteil gesprochen. Auf einein
Sechstel des Erdballes herrscht heute der Sozialismus,
herrscht die Kollektivarbeit, herrscht die siegreiche
arbeitende Klasse! (Zuruf des Abgeordneten Dunder:
Bravo!) Und in der Vorahnung der Niederlage in
Westeuropa schreien heute die Großagrarier über
Stalins Kollettivisierung. Wir haben die feste Ueber¬
zeugung, daß auch in Westeuropa die Kolleltivisicrung
der Landwirtschaft, wie sie in Sowjetrußland besteht.
Schule machen wird, wie das Beispiel der russischen
Proletarier im Oktober 19!7 in Westeuropa Schule
gemacht hat und sich heute Millionen trotz der Ver¬
folgung, trotz Kerker, Zuchthaus und Massenmord an
unseren Führern zur Fahne Lenins, zur Fahne der
russischen Revolution bekennen.(Zuruf eines National¬
sozialisten: Zur Fahne des Hungers!» Da nutzt auch
das Geschrei der kleinen Geister aus dem uational-

sozialistischenLager nichts. Es haben schon andere
Leute versucht, dagegen etwas zu machen.

Wenn Sie, meine Herren, über die „Not der
russischenVancrn" sprechen, dann sagen wir Ihnen:
Kehren Sie erst einmal vor der eigenen Tür. Sorgen
Sie erst einmal dafür, daß die deutschenKleinbauern
eine LebcnseMenz finden. Ihre Presse schreibt hier
auf der ersten Seite in großen Schlagzeilen: „Die
Russen wollen die Bauern ausrotten!" Sie erdreisten
sich, unter Assistenz der abgeschobenensozialdemokra¬
tischen Regierung, 6 Milliouen für die ausgewiesenen
Kulakeu, für die Auswanderer zu bewilligen. Sie
selbst müssen aber cingestehrn, daß auf den deutschen
Dörfern die Landflucht der armen Bauern in größtem
Maße zunimmt. In einer Notiz aus dem „Düssel¬
dorfer Stadtanzciger" vom vorigen Sonntag, vom
6. April, aus Insterburg heißt es:

„In der letzten Zeit haben mehrere kleine Land¬
wirte aus dem Kreise Insterburg Haus und Huf ver¬
lassen, weil sie keinen Ausweg mehr aus ihrer ver¬
zweifelten Lage finden konnten! (Zuruf des Abgeord¬
neten Dunder: Hört, hört!) Es handelte sich u. a.
um einen Siedler und einige kleine Besitzer."

Wir streiten aber den Großagrariern, den Ver¬
tretern der huudertprozeutigcn landwirtschaftlichen
Ausbeutung, das Recht ab, im Namen dieser tleiuen
Siedler zu sprechen- Sie sind es doch gewesen, die die
russischenSettenprediger, die Mcnnonisten, im Lager
Hammerstein verkommen ließen, welche auswanderten,
nicht, weil ihnen das Beten verboten, sondern, weil
sie als Kulakeu nicht mehr die Arbeitskräfte anderer
Proletarier ausbeuten konnten, weil die Sowjctregie-
rung es nicht duldete, daß es Kulaken gab, die Hun¬
derte und aber Huudcrte Landarbeiter ausbeuteten
(Zuruf des Abgeordneten Dunder: Sehr richtig!) und
sich selbst einen guteu Tag machten- (Zuruf des Ab¬
geordneten Hantc: Ihr schmeißt alles durcheinander!)
Sie sind aus diesem Grunde, und nicht wegen Rcli-
gionsvcrfolgung, ausgewandert. Was habt Ihr, nach¬
dem Ihr von dieser Sowjethetzr den Profit geschöpft
habt, mit diesen Bauern getan? Ihr habt im Lager
Hammerstein M> Kinder dieser Kulaken einfach um¬
kommen lassen. (Zuruf der Abgeordneten Fräulein
Otto: Sehr richtig!) Ihr habt nichts getan. Die
N Millionen sind in die Taschen der Großagrarier und
der Bürokraten gewandert, und Ihr habt diese KulakeN/
die Ihr als Propagandamittel gegen die Sowjetunion
benutzt habt, im Elend verkommen lassen. Das ist das
„Christentum der Tat", so sieht es aus. Wenn solche
Leute dann davon reden, daß sie etwas für die Land¬
wirtschaft tun wollen, dann denkt man immer, daß sie
nur ihre eigene Tasche, ihren eigenen Geldsack >ni
Auge haben. (Zuruf des Abgeordneten Haate: WarM»
habt Ihr denn die Kollektivierung abgebremst?) Tne
Kollektivierung ist abgebremst wurden, weil hier eM
Kampf auf weite Sicht geführt wird, weil die russischen
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Arbeiter wissen, daß, wenn sie ein großes Gebiet er¬
obert haben, sie die Stellung halten und erst ausbauen
müssen. (Zuruf des Abgeordneten Duuder: Sehr
richtig!) Das entspricht der revolutionären Strategie
einer siegreichenKlasse. Daß den Nationalsozialisten,
die von Militärstrategie keine Ahnung haben, sondern
sich während des Krieges in der Etappe als Steig¬
bügelhalter des „Ritters von Charleville" betätigtcn,
dafür der Verstand abgeht, daß sich die Arbeiter
Sowjetrußlands im Kampfe um die Wirtschaft auch
mit militärischen Fragen befassen, das tonnen wir be¬
greifen. Das hängt natürlich von der Gehirn¬
substanz ab.

Noch ein Wort zu der Sowjethetze bezüglich der
Verfolgung der Religion. Die Zentrumspresse hat ja
auch die Anmaßung, die Frechheit besessen, den Fall
in Benrath mit den Kommunisten in Verbindung zu
bringen und den Kommunisten gegenüber die scham¬
lose Unterstellung auszusprechen, daß sie die Grab¬
schänder sein könnten. Dieselbe Presse erdreistet sich
auch zu schreiben, daß der Bischof von Perm wegen
seiner Ginstellung gegen das Sowjetregimc erschossen
worden sei. Dabei passierte diesen Pressekulaken —
anders kann man diese Leute nicht nennen — das
Malheur, daß derselbe Bischof von Perm einige Tage
darauf höchstselbst,in eigener Person, ein Dementi
au die westeuropäischeKanalpressc schickte, daß er sich
uoch wohl fühle uuter dem Sowjetregime und nicht
daran denke, ins „Jenseits" zu gehen, daß er von den
westeuropäischenKanalpressercdaktcureu schon dreimal
erschossenwurde, aber immer noch ganz gut dabei
weggekommenist.

Vorsitzender Nr Iarres: Herr Abgeordneter, ich
muß Sie zur Sache ruseu. Ich habe aus Ihren bis¬
herigen Ausführungen noch kein Wort zur Landwirt¬
schaft gehört, die zur Erörterung steht.

Abgeordneter Nohl (fortfahrend): Ich stelle fest,
daß diese Engherzigkeit gestern, als die Nationalsozia¬
listen sprachen, nicht in dem Maße zutage trat. Wir
sind aber bereit, auch auf die rheinische Landwirtschaft
lnnzngchen, um gegenüber den Rittern von Ar uud
Halm in der Landwirtschaft der Rheinprovinz zu be¬
weisen, daß sie nicht die Interesse» der werktätigen
Bauern vertreten.

Die kommunistischeFraktion hat eine Anzahl An¬
träge zum Handwirtschaftsetat gestellt. (Zuruf des Ab¬
geordneten Dunder: Die murksen Sie doch jedes Jahr
au!) Sie hat beantragt, daß eine Summe von 1 Million
Nir Zinsuerbilligung eingesetzt werden soll, um Zinsen
für die Kredite der Kleinbauern etwas zu senken uud
>bre Lage zu erleichtern. Die Fraktion hat dabei in
allen ihren Anträgen festgelogt, »daß diese Beträge nur
an Kleinbauern gegeben werden sollen, die den Ertrag
einer Ackeinahrung im Jahre haben, die nicht mehr als
2 bis 3 Hektar Land 'besitzen, um diejenigen Lente aus¬
zuschalten, die darauf aus sind, von der Landwirt- >

schaftskammer Subventionen zu bekommen, während
sie selbst überhaupt keine Not leiden. Diese Anträge
sind in trauter Einheitsfront von der Socialdemokratie
bis zu den Nationalfaschistenabgelehnt worden. Das
ist die eine Seite der „Bauernsreundlichkeit" .dieser
Parteien.

Aber wir haben noch einige Feststellungenzu treffen,
die sich speciell mit der Entschließung der Zentrums-
frattion und der Arbeitsgemeinschaftbefassen.Die Zen-
trumsfrattion besitzt die Dreistigkeit, in einer Ent¬
schließung zur Lage der Landwirtschaft zu fordern, daf,
die Schwcincfleischpreise,durch Schutzzöllesoweit erhöht
werden müssen, daß es sich lohnt, Brotgetreide als
Schweinefutter zu Perwenden, Das fordert eine Frak¬
tion, deren Wähler zum grüßten Teil unter dem Ein¬
fluß der Kirche noch Zentrum wählen und sich aus Ar¬
beitern und Kleinbauern relrutieren, aus jenen 3UN M!
Arbeitern, ,die im Rheinland erwerbslos sind und zum
größten Teil nicht einmal das trockene Brot haben.
Und die Leute, die angeblich „Arbeitervertretcr" sein
wollen, die den christlichen Arbeitern vorschwindeln, sie
wollten ihre Interessen im Parlament vertreten, ver¬
langen, daß das Brotgetreide an die Schweineverfüttert
wird, damit die Arbeiter, vom Hunger gepeitscht, in
die Betriebe gehen, sich dort zu Hungerlöhnen anbieten
und zu Lohndrückernwerden. Das ist die wahre Politik
der Zcntrumsfraktion, wie sie hier zum Ausdruckkommt.

Nun ein Wort zu der Schutzzollpolitik, die die
Sozialdemokratic hier angeführt hat. Herr Gerlach hat
behauptet, die Sozialdemokraten hätten nur einmal die
Todsünde begangen, gleitende Zölle und ein Agrar-
programm mitzuschasfen. Er sagte dann weiter, wir
sollten den Beweis dafür erbringen, daß durch diese
Agrarpolitik der Sozialdemokratie die Rcallöhne ge¬
senkt worden seien. Der Beweis kann erbracht werden
durch die Statistik des Neichsamtes über Löhne und
Gchältcr. Darin wird ausgeführt, daß seit dem Oktober
1929 infolge der Schutzzollpolitik, infolge der hohen
Zölle der Neallohn um 13 Prozent gesenlt wurde, Wo
sind aber die Gewerkschaftsführer geblieben, die dafür
eiutrcten mußten, daß diese 13 Prozent auf die Löhne
draufgeschlagcnwurden? Wir stelle» fest, daß die Suzial-
demokratie und die Gewertschaftsbürotratie alles getan
haben, um eine Lohnerhöhung zu verhindern, ,um die
Kapitalbildung der Trustherren zu stärken, um sich
durch diese arbciterverräterische Politik die Minister¬
sessel zu sicher». Das ist die praktische Politik der Sozial¬
demokratie gewesen. Wenn jene Leute heute eine
Scheinattackegegen! Hugenberg uud Brüniug reiten,
dann sagen wir ihnen: Die Sozialdemokratic ist es ge¬
wesen, >die dieses Programm erst ausgestellt hat, die
dieses Bett, in dem jetzt Hugenberg und Brüning Hoch¬
zeit feiern, erst gemachthat. Das ist in Wirklichkeitdie
Politik der Sozialdemokratie in der Regierung der
großen Koalition gewesen. Und wenn die Sozial¬
demokraticnicht aus den Ministersesselnherausgeflogen
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wäre, dann würde sie auch die Schutzzollpolitik von
Hugenberg, Brüning und Schiele mitgemacht haben.
Ich stelle objektiv fest, daß die sozialdemokratischen
Minister bereit waren, das Steuerdeckungsprogramm
von Hugenberg und Schiele durchzuführen, das; die
Sozialdemotratie bereit war, die Arbeitslosenversiche¬
rung weiter abzubauen, daß Severing und Hermann
Müller in der entscheidendenKabinettssitzung gesagt
haben: Wir sind bereit, auch das noch zu tun, um die
große Koalition im Interesse der Gesamtheit des Vol¬
les nicht hochfliegen zu lassen. (Zuruf des Abgeordneten
Hoffmann: Unsinn!). (5s waren die Deutsche Volks-
partei und das Zentrum, die erklärt haben: „Wir
brauchen euch nicht mehr!" Sie haben der Sozialdemo¬
tratie den Fußtritt gegeben für die Hentcrsdicnste, die
sie an der Arbeiterschaft begnügen hat.

Wenn Äie Herren vom Zentrum hier davon sprechen,
daß die Not der Kleinbauern groß ist, dann unter¬
schreibenMir das, obgleich wir dabei gleichzeitig sagen
müssen, daß die Not der Arbeiterschaft im Rheinlande
und bei den 300 000 Erwerbslosen zum mindesten ge¬
rade so groß, wenn nicht noch größer ist. Wir beschran¬
ken uns dabei aber ausdrücklich auf die Feststellung, daß
hier nur die Kleinbauern in Frage kommen. Aber die
Herren vom Zentrum, die die Anträge für die Land¬
wirtschaft hier stellen, denken dabei nicht an die Klein¬
bauern, sondern sie denken dabei an die paar Groß¬
bauern, die in der RhcinproUinz noch über die Klein¬
bauern herrschen. Die Verschuldung unter den Klein¬
bauern ist so weit fortgeschritten, daß «0 Prozent aller
Kleinbauern vollständig verschuldetsind, daß die Schul¬
denlast pro Hektar 280 bis 300 NM in der gesamten
Nhcinprovinz beträgt. Die 2^ Milliarden Zinseil kenn¬
zeichnen am besten die Zinsknechtschaft,unter der die
Kleinbauern der Rheinprovinz feufzen. Es ist,schun so,
daß die Kleinbauern, wenn sie l0 und 12 Stunden Pro
Tag auf ihrem Acker arbeiten müssen,kaum 20 Pfennig
Stundenluhn verdienen; so schlecht werden sie bezahlt
für ihre Produtte. Aber daran ist nicht die Arbeiter¬
schaft schuld, sondern daran ist schuld die Großindustrie,
das Großkapital, das den Arbeitern solche Hungerlöhne
zahlt, daß sie nicht imstande sind, die Produkte der
kleinen Landwirte: Eier, Brot, Fleisch, Gemüse und
Kartoffeln in dem Maße zu konsumieren, wie es zur
Erhaltung der Familie notwendig ist. Die Schuld liegt
also nicht an den Arbeitern, sondern an den Groß¬
agrariern. Hier muß man feststellen,daß gerade das
Zentrum durch die Wucherpolitit, durch die Schutzzoll¬
politik die Grundlage für die Erhöhung der Lebcns-
mittelpreise logt- Selbst der „Stadtanzeiger" muß in
der heutigen Nummer schreiben, daß durch diese Schutz¬
zollpolitik der Negierung Schiele-Brüning die Lebcns-
mittelpreise in den Städten gewaltig in die Höhe
schnellen werden. Er schreibt dann weiter: „Das wäre
schlichlichalles noch zu ertragen, wenn man nur wüßte,

daß die geplanten Maßnahmen auch sorgfältig darauf
zugeschnittenwerden,den bäuerlichen Besitz, den Mittel-
und den Kleinbauern zu schützen."

Jawohl, die Anträge der Kommunisten sind darauf
zugeschnitten, die Interessen der Klein- und Mittel¬
bauern zu wahren. Aber die Anträge der Zentrums¬
fraktion, der bürgerlichen Arbeitsgemeinschaft und der
übrigen Fraktionen, außer den Kommunisten sind
darauf zugeschnitten, den Mittel- und Kleinbauer zu
betrügen und den Großagrariern die Taschenzu spicken.
So sieht ihre Politik in der Praxis aus.

Die Zentrumspartei hat bereits im Jahre l927
durch die Hochschutzzollpolititallein an Schweineflcisch-
zöllen 100 Millionen in die Taschen der deutschen Groß¬
agrarier gespielt. Wir wollen dabei nicht vergessen,daß
die Sozillldemokrntie es gewesen ist, die vor dem Ab¬
gang der Bürgerblockregierung im August 1027 durch
die Zustimmung zu dem 300-Millionen-Notprogramm
der Landwirtschaft erst die Basis für den ungeheuren
Zollwucher schuf, und daß es die Sozialdemokratie ge¬
wesen ist, die, bis sie den Fußtritt bekam, für alle
Schutzzollforderungen der Zentrumspartei und der
Deutschnlltionalen eingetreten ist. (Zuruf des Abgeord¬
neten Gerlllch: Dabei haben die Deutsihnationalcn
unsere Anträge abgelehnt!) Das möchte jetzt die Sozial¬
demokratie durch einen Scheinraditalismus vor den
Wählern verbergen. Sie hat Angst, sich vor den Wäh¬
lern verantworten zn müssen. Aber Nur Kommunisten
stellen im Interesse der Objektivität und der geschicht¬
lichen Wahrheit fest, daß es die Sozialdemokratie war,
die immer zum Henker des arbeitenden Volkes ge¬
worden ist und die alles getan bat, um die Diktatur des
Trust-Kapitals und der Bürgerblockvegierung vorzu¬
bereiten. Das ist die HistorischeMission der Sozial¬
demotratie, und das wird die historische Mission der
Sozialdemotratie bleiben bis zu dem Augenblick,wo die
Klassengegensätzesich so zuspitzen, daß die Bourgeoisie
ohne die Agenten des Kapitals nicht mehr auskomme»
kann und sie wieder in die Regierung hineinnimmt
(Zuruf des Abgeordneten Kurth: Sie schwätzen sich was
zusammeu!)

Die jetzige Politik, die auch hier in den Anträgen der
Zentrumspartei vertreten wird, bewirkte, daß die
Roggenpreise, die in kuuzer Zeit nn der Berliner Nörse
um 55 Prozent gestiegen sind, nach der neueren Schutz¬
zollvorlage der Regierung, die heute entschiedenwerden
soll, um 30 RM pro Tonne gesteigert werden, daß die
Futtermittelpreisc ebenfalls durch die neuen Zölle
steigen. Diese Futtermittelzölle sind es gerade, die den
Kleinbauer ruinieren. Es ist kein Zufall, daß nach
einer Notiz der „Welt am Montag", also einer ganz
unverdächtigen Quelle, der Qldenburgische Landtag
unter Zustimmung der Zentrumsfraktion am !. April
eine Entschließung gefaßt hat, in der die sofortige Auf¬
hebung der Futtermittelzölle gefordert wird, weil sie
die kleinen Landwirte ruinieren. Das zeigt die Dcma-
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llogie der Zentrumspolitik: Im OldenburgischenLand¬
tag verlangen Sie im „Interesse" der rebellierenden
Kleinbauern Aufhebung der Futtermittelzölle, und in:
RheinischenProvinziallandtag verlangen Sie im Inter¬
esse der Herren Lüningk und von Loö eine Verschär¬
fung der Schutzzollpolitik.Dieses Doppelspiel muß vor
den christlichen Arbeitern gebührend aufgezeigt werden.

Wenn wir aber erkennen wollen, wie die „not¬
leidenden Landwirte", die hier im Provinziallandtag
austreten, aussehen, dann müssen wir uns einmal das
Einkommen des „hungernden Landwirtes" von Lüningt
betrachten, des Leiters der Landiuirtschaftstammer.
Dieser Mann hat nach den Statistiken der Landwirt-
schaftskammcr in den letzten Jahren 10 NUN RM Pro
Jahr ^s Aufwandsentschädigung bekommen (Zuruf
des Abgeordneten Duuder: Hört, hört!), M,U NM Ver¬
gütung von der Saatlartoffelftelle der Landwirtschafts-
tammer, 10UU0 RM Wohnungsgeldzuschuß und 12 0»!)
NM Tagegelder uud Spesen. Also insgesamt IN «00
NM bekommtdieser „notleidende Landwirt", in dessen
Schlepptau die Zentrumssraktiun läuft. (Zuruf des
Abgeordneten Duuder: Alles Nebenverdienst,ohne das,
was er sonst noch hat!) Natürlich, das find nur die
Taschengelder; dazu kommen noch die ungeheuren Ein¬
künfte vom Rittergut und die sonstigen Nebencinnah-
men, die dieser Ritter von Ar und Halm jedes Jahr
bekommt. (Zuruf des Abgeordneten Duuder: Das sind
die NachfolgerChristi, der nicht wußte, wo er sein Haupt
hinlegen sollte!)

Aber es gibt auch sonst noch einige Kulateu, die es
ebenfalls sehr gut verstehen, auf Küsten der hungernden
Bauern der Nhcinpruvinz sich Gelder hercinznschnrrcn,
so der Pastor vom Emblem (Zuruf des Abgeordneten
Duuder: Der Vertreter Gottes auf Erden!) Er wird
°em Zentrum wohl gut bekannt sein. Er hat nicht
weniger als 42 Morgen Ackerland, die er an 28 Pächter
untervermietet. Er hat den Pachtpreis von 1200 Mark
Vro Morgen im Jahre 1911 auf 520N RM insgesamt
nestrigert «Zuruf liuks: Unerhört!), also das Vier- bis
Fünffache. Solche Wucherpachtenbringen allerdings
°er Kirche allerhand ein, und man kann es verstehen,
baß die Kirche gegen Sowjctrußland hetzt; sie hat
"Ngst ,daß sie diese materialistischen Unterlagen ihrer
..religiösen" Auffassung sehr vermissen wird, wenn die
Bolschewistenauch in Deutschland einmal dazu über-
llehen werden, das Land, das man in Jahrhunderten
den Arbeitern und Kleinbauern geraubt hat, der All-
aemeinheit wieder zuzuführen (Zuruf des Abgeordneteu
Binder: Sehr richtig!), und diese Wuchcrpachtcnver¬
schwinden. Es muß doch im Interesse der objektiven
Wahrheit festgestellt 'werden, das, es die Kirche gewesen
ist, die die Ketzerverbrennung und die Her,en,uerfolguug
N'cht allein im Interesse ihrer religiösen Auffassung
'durchgeführt, sundern sie systematisch dazu benutzt hat,
um Länder zusammcnzuräubern, um sich das Fuuda-
weut für ihre Weltherrschaft zu schaffen. Aber dieses

Kapitel der Religionsgeschichtemöchten die Herren vom
Zentrum nicht gerne aufgeschlagen habeu, denn das
würde bedeute», daß ihre ganze Demagogie in der
Rußlandhetze offen zum Ausdruck käme und allen Gläu¬
bigen sichtbar würde. Deswegen schimvfen sie, deswegen
lassen sich sogar die Stellvertreter Ehristi im Provin¬
ziallandtag duzn hinreißen, zu erklären: wenn unsere
Kirche, d. h. unser Grundbesitz, unsere Prusitwirtschast,
angegriffen wird, dann sind wir bereit, sie sogar mit
dem Revolver gegen die Bulschewistenzu verteidigen,
um wortwörtlich die Aeußerungen des Herrn Pfarrers
von Itter in der gestrigen Sitzung des Provinzialland-
tages noch einmal zu wiederholen. Jawohl, die streit¬
bare Kirche hat es seit jeher verstanden, ihren Profit
zu verteidigen. Sie hat es auch in der russischen Revo¬
lution verstanden, und die russischenArbeiter habeil
darauf die Autwurt gegeben,daß, wenn die Geistlichen
sich in Dinge mischen, die mit Religion nichts zu tun
haben, sondern im vitalsten Interesse der Millionen der
Ausgebeuteten liegen, sie unter den Begriff der „Konter¬
revolutionäre" fallen (Zuruf des Abgeordneteu Duuder:
Sehr gut!) und dann in die Kategorie eingereiht wer¬
den, in die auch die deutschen Militaristen 1911 die bel¬
gischen Franktireur-Geistlichen eingereiht haben.

Wir haben vorgeschlagen,die Summen, die für die
Zinsvevbilligungsaktiun, für die Meliorationen und
FluKregulierungcn im Interesse der Kleinbauern not¬
wendig sind, durch Streichungen an verschiedenen
Etatspositionen zusammenzubringen. Das ist abgelehnt
worden. Wir wollen im Interesse der kleinen Land¬
wirte die Summen für Meliorationen, Flußregulie¬
rungen usw. so verteilt haben, daß sie nicht den Groß¬
bauern in die Tasche gesteckt werden. Wir wissen z. N,
aus der Praxis der Niersregulicrung, daß dort die An¬
lieger, die das versumpfte Land am Flußlaus den Klein¬
bauer» verpachtet habeu, die Zuschüssein die Tasche
gesteckthaben, während die Leute, die das versumpfte
Pachtland am Flußlauf haben, die gesamten Anlieger-
kostcu bezahlen mußten. So werden die Kleinbauern
um das Geld betrogen, das man hier im Provinzial¬
landtag mit einer Geste für die „notleidende Landwirt¬
schaft" bewilligt. Auch das muß hier einmal festgestellt
werden.

Unser Standpunkt ist der — das sagen wir ganz
offen —, daß die Kleinbauern niemals aus ihrer Not¬
lage herauskommen können, wenn sie sich weiter von
den Grußagrariern, den Großausbcuteru ins Schlepp¬
tau nehmen lassen. Eine Besserung kann für sie nur
eintreten, wenn sie sich Verbündenniit dem Proletariat,
mit den Millionen Massen der Ausgebeutete», die weder
Ar noch Halm, Nieder Haus noch Hos besitzen, die nicht
einmal eine Mansarde haben, sondern als überflüssiges
Menschenmaterial in Baracken uud Eisenbahnwaggons
gesteckt werden. Wir sagen den Kleinbauern: Nicht eher
wird eure Lage gebessertwerden, als bis wir durch den
proletarischen Machtkampsznr Kunfistatiuu des Groß-
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grundbesitzes übergehen. Wenn sie dafür sorgen, daß
die gesamte landwirtschaftlicheGroßindustrie vergesell¬
schaftet und sozialisiert wird, und die Grundrente, ,die
Pachtrente wegfällt, dann können auch die Kleinbauern
auf ihrem Lande wirtschaften. Wir sagen natürlich den
Bauern, das; sie sich noch besser stehen werden, wenn sie
zur Kollektivierung übergehen, wenn sie ihre Keinen
Parzellen zu einer gemeinsamen Bewirtschaftung zu¬
sammenwerfe!',um die Kosten für bie Inbetricbhaltung
der Wirtschaft herabzusetzen. Wenn ,die Großindustrie
den Kommunisten deshalb zum Vorwurf macht, daß sie
das Individunleigentnm aufhebenwollen nnd den Klein¬
bauern barum die Kollektivierung predigen, dann
fragen Mir die Herren Silverberg <K (5o., die hier sitzen,
einmal:

Haben Sie danach gefragt, ob die Kleinindnstricllc»,
die Kleinfabrikllnten damit einverstanden waren, wenn
Sie ihre Aktien aufgetauft, wenn Sie durch eineu
Monopoltampf bie ganzen Fabriken stillgelegt und diese
kleinen Fabrikanten ins Proletariat geschlendert haben?
Da haben Sie nicht geschrienüber die Sozialisierung,
über die „Verbrechen der Kollektivierung". Da haben
Sie geschrien: „'Rationalisierung ist notwendig im
Interesse der Weltgeltung der deutschen Volkswirt¬
schaft" — jawohl, der internalcn Profitjäger. Wir aber
sagen: Kollektivierung ist notwendig im Interesse der
proletarischen Wcltreuolution, am Interesse der For¬
mierung der Millionenarmee,der Arbeiter und Bauern,
Kollektivierung ist notwendig zur Abwehr der imperia¬
listischen Kriegshetzer. Kollektivierung ist notwendig,
um bie Proletarier zusammeuzuschwciße»zum Kampf
gegen die Ausbeuter, Darum geht unser Ruf an die
Proletarier und bie Kleinbauern aller Länder, beson¬
ders an die Kleinbauern »der Rheinprovinz, über die
Köpfe dieses Parlaments, bas ja nur einen historischen
Geschichtsabschnittin der Versumpfung des deutschen
Parlamentarismus widerspiegelt, hinweg, sich zusam¬
menzuschweißenmit den Proletariern und die Finanz¬
beamten bcs Großkapitals aus ,den Ausbeutuugsstätteu
hinauszujagen. Wir wollen die Proletarier uud die
Klmibaucrn unter der roten Fahne sammeln zum
Kampf gegen alle Ausbeuter, ob sie in der schwarzen
Kluft stecken oder den Hahncnschwanzam Hute tragen.
(Lauter Beifall bei den Kommnnisten.)

Vorsitzender Dr. Iarres : lts ist ein Antrag auf
Schluß ber Besprechung eingegangeu. (Bravo!) Der
Antrag 'bedarf der Unterstützung von 10 anwesenden
Abgeordneten. Ich frage, ob bie Unterstützung vor¬
handeil ist. — Das ist der Fall. Es sind noch WM Wort
gemeldet die Herren Albertz, Dr. Schüler und Tenhaeff.
Die Fraktionen, denen diese Herren Abgeordneten an¬
gehören, sind bereits in der Besprechung znm Wort ge-
lommen. Der Antrag auf Schluß der Besprechung ist
also zulässig. Ich bitte diejenigen, die für den Antrag
auf Schluß der Ncsprechuug siud, sich zu erheben. —
Das ist die Mehrheit. Die Besprechung ist geschlossen.

Das Wort zu einer persönlichen Bemerkung hat
Herr Abgeordneter Renner.

Abgeordneter Renner: Herr Dr. Key hat aus
der Tatsache, daß ich nicht in der Nächelsgasse verkehre,
sondern im Wartesaal I. und 11. Klasse, Essen, Haupt¬
bahnhof meine Mahlzeiten einzunehmeil Pflege, den
Schluß gezogen, bnß ich ein schlechter Kommunist sein
müsse. (Zurufdes Abgeordneten Haake: Die sind alle
schlecht! Antwort des Abgeordneten Dunder: Ihr wißt
ja selber nicht, was Ihr wollt!) Daß ich dort Verkehre,
weiß er von seinem Frattionsgenossen Terbuven, der
dort auch Stammgast ist. (Heiterkeit.)

Uebrigens bin ich i» Mnetn Alkohol fast völlig ab¬
stinent, nicht aus besonderer Tugendhaftigkeit, sondern
weil ich ben Alkohol nicht vertrage, Herr Leh verträgt
den Alkohol auch nicht, trotzdem liebt er ihn glühend.
(Heiterkeit.)

Der Wartesaal I. und II. Klasse in Essen ist kein
Lnrusrestaurant. (Sehr richtig! im Zentrum.) Herr
Leh sollte mit derartigen Andeutungen vorsichtig sein.
Er selbst weiß den Wert eines luxuriösen Lebens sehr
zu schätzen. Beweis: Oeffentliche Versammlung in
Saarbrücken im Gustav-Adolf-Hans.

Borsitzender I),'. Iarres: Herr Abgeordneter, ich
muß Sie uuterbrecheu. Das ist leine persönliche Be¬
merkung. Sie greifen an und weisen keine Angriffe
zurück.

Abgeordneter Renner: Nun ja, ich weiß den Wert
eines luxuriösen Lebens nicht so sehr zu schätzen wie
Herr Dr. Leu, der iu einer Versammlung in Saar¬
brücken ausdrücklichgesagt hat: Es >ist doch herrlich, als
Reichstagsabgeordueter von Nord nach Süd, von Ost
nach West durch ganz Deutschland, in ein weiches Polster
gelehnt, auf der Eiseubahu fnhreu zu können.

Vorsitzender Dr. Iarres: Zn einer persönlichen
Bemerkung Herr Abgeordneter Dr. Ley.

Abgeordneter Dr. Lei,: Meine Damen und Herren!
Herr Renner hat in den Tagen seines Hierseins seinen
politischeu Kampf gegen mich immer mit derartigen
Geistesblitzen, und zwar stets mit denselben, mit dem
Zuruf: „Kirschwasscr"oder sonst was geführt. (Zuruf
des Abgeordneten Stcmbüchel: Oder lNächelsgasse!)
Herr Renner hat bann bas Märchen vorgetragen, wes¬
halb seinerzeit die „Sozialistische Republik" schon ver¬
urteilt worden ist, und zwar hat damals die „Sozia¬
listische Republik" öffentlich erklären müssen, daß an
diesem Märchen von ber Nächcls- und WeMüttengasse
lein wahres Wort sei. (Zuruf des Abg. Dunder: Es
war also nicht die Nächelsgasse, sondern eine andere
Gasse!)

Meine Damen und Herren! Herr Nenner hat dann
eben gesagt, daß er fast abstinent wäre. Ich hoffe, daß
er nur an dieser einen Kinderkrankheit leidet, baß er
nicht noch eine weitere hat. Ich fürchte aber, daß "'
den Rat Frl. Ottos annehmen und sich ein neues Ge-
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Hirn einbauen lassen muß, (Zuruf des Abgeordneten
Dunher: Das war sehr schwach!)

Vorfitzender Dr. Iarres: Wir kommenzur Ab-
stimm,ung. Zur Abstimmung Herr Abgeordneter
Dunder.

Abgeordneter Dunder : Bei der Schnelligkeit, mit
der gestern hier geritten wurde, waren wir leider nicht
in der Lage, bei einem Punkte das »vorzubringen,was
ich jetzt sagen will. Ich beantrage, daß bon Puukt 2 bis
einschl.22 getrennte Abstimmung vorgenommen wird.

Vorsitzender llr. Iarres: Es ist getrennte Ab¬
stimmungbeantragt. Ich lasse zunächst über die laufende
Nr. 2 abstimmen. Ich bitte diejenigen, die für den An¬
trug »des V. Fachausschussessind, sich zu erheben. Das
ist die Mehrheit. Es ist so beschlossen.

Ebenso zu Nr. 3. Wer für diesen Antrag des V. Fach¬
ausschusses ist, den bitte ich, sich zu erheben. Das ist die
Mehrheit.

Ich rufe die einzelnen Nummern auf: Nr. l. — Das
ist die Mehrheit. Nr. 5>. — Auch das ist d!ie Mehrheit.
Nr. 6. — Dieselbe Mehrheit. Nr. ?. — Desgleichen Nr. ß.
— Desgleichen. Nr. 9. - Desgleichen. Nr. 10. (Zuruf
des Abgeordneten Dunder: So kann das doch nicht
gehen!) Selbstverständlich kann das so gehen, es wird
auch weiter so gehe». Nr. 10. — Dieselbe Mehrheit.
Nr. ii. ^ DieselbeMehrheit. Nr. 12. — Dieselbe Mehr¬
heit. Nr. 13. - DieselbeMehrheit. Nr. 1l. - Dieselbe
Mehrheit. Nr. 15. — Das gleiche. Nr. 1«. - Des-
Nlcichcn.Nr. 17. —Desgleichen. Nr. 18. —Desgleichen.
Nr. 19. — Desgleichen. (Zuruf des Abg, Simon: Nr. 19
nicht desgleicheu!) Nicht genau das Gleiche, aber die
Mehrheit des Hauses ist auch bei Nr. 19, wie ich aus¬
drücklich feststelle, für die Annahme des Antrages des
V. Fachausschusses.Nr. 20. — Hier gilt dasselbe.

Nun lasse ich über Äen Antrag der «ommuuistifchcu
Fraktion nach der positiven Seite hin abstimmen,damit
etwas mehr Bewegung ins Haus kommt. (Heiterkeit.)
Ich bitte diejenigen, die für den Antrag der kommu¬
nistischenFraktion unter Nr. 21 sind, sich zu erheben.
— Das ist die Minderheit. Der Alltrag ist abgelehnt.

Ich bitte dann diejenigen, die für die Entschließung
der Fraktion des Zentrums, der Arbeitsgemeinschaft,
der Wirtschaftspartei und der Fraktion Christlicher
Volksdicnst und Bauernpartei zur Nage der Luudwirt-
schaft (Drucksache 152) sind, sich zu erheben. Das ist die
Mehrheit. Die Entschließung ist angenommen.

Damit sind die Punkte 2 bis 22 erledigt.
Zur Geschäftsurduuug Herr Abgeordneter ».

Schüler.
Abgeordneter »..Schüler: Ich bedauere,daß über

die einzelnen Punkte nnd nicht über die einzelnen Ab¬
schnitte abgestimmt worden ist. Unter Nr. 1l find eine
llanze Reihe von verschiedenen Puukten, über die
»»einer Ansicht nach einzeln abgestimmt wcrdeu mußte,
ebenso unter Nr. 2.

Borsitzender Dr. Iarres: Es stand nichts im
Wege, einen folcheu Antrag zu stellen. Er ist jedoch
während der Abstimmung nicht gestellt worden. In¬
folgedessen war ich berechtigt, über die einzelnen
Nummern abstimmen zu lassen.

Meine Damen und Herren! In der Tagesordnung
ist ausdrücklichauf den 8 16, Abs. 3 der Geschäftsord¬
nung aufmerksam gemacht worden, wonach der Vor¬
sitzende Gegenstände der Tagesordnung, zu denen nach
Ablauf einer Stuude nach Beginn der Sitzung keine
Wortmeldung mehr vorliegt, außer der Reihe znr Be¬
schlußfassungstellen kann. Niese Voraussetzung trifft
zu auf die laufenden Nummern 3 2 und 3 7. Ich stelle
diese Anträge zur Besprechung. Ich frage die Herren
Berichterstatter, ob sie das Wort wünschen,zunächst zu
Nr. 32. (AbgeordneterVielhabcr: Ich verzichte!)Wort¬
meldungen liegen nicht vor. Ich bitte dann diejenigen,
die für den Antrag des I. Fachausschussesauf Ableh¬
nung sind, sich zu erheben. Das ist die Mehrheit. Es
ist so beschlossen.

Zu Nr. 37 frage ich, ob der Herr Berichterstatter das
Wort wünscht. (Abgeordneter 1)^. Hartmann: Ich ver¬
zichte!) Das ist nicht der Fall. Auch fönst liegen Wort¬
meldungen nicht vor. Ich bitte dann diejenigen, die
für den Antrag des l, Fachausschussesgemäß Druck¬
sache 1«0 siud, sich zu erheben. Das ist die Mehrheit.
Diese Vorlage ist ebenfalls augenommeu.

Ich habe dann davon Mitteilung zu machen, daß der
Aeltestenrat in seiner heutigen Sitznng beschlossen hat,
den Antrag der Fraktion Ehristlicher Volksdicnft und
Bauernpartei, betr. Heilighaltung des Karfreitags und
Fronlcichnamstngs in Orten mit gcmischttonfcssioneUcr
Bevölkerung, de» damit verbundene!! Antrag der Frak¬
tion Ehristlicher Voltsdieust und Bauernpartei, be¬
treffend religiöse Veraustaltuugen im Rundfunk, sowie
den damit verbuudeucn Autrag der Zentrumsfraktion
nicht auf die Tagesordnung zu setzcu, weil er iu Ueber¬
einstimmung mit dem I, Fachausschußder Auffassung
ist, daß diese Angelegenheitennicht zur Zuständigkeit des
Anndtnges gehören. Nach ß 12 Abs. 2 der Geschäfts¬
ordnung taun entsprechenddiesem Beschlusse des Ael-
testeurates der Antrag gestellt werden, die Punkte doch
auf die Tagesordnung zu setzen. Der Autrag muß von
10 Abgeordneten unterstützt werde». Gin solcher An¬
trag ist hier eben, eingelaufen. Er geht dahin, das Haus
möge seine Zuständigkeit nusfprcchcn und den Punkt
— so darf ich den Antrag wohl auffassen—, noch nach¬
träglich auf die Tagesordnung setzen. Ueber diesen An¬
trag hat das Plenum zu entscheiden.Die Punkte wer¬
den auf die Tagesordnung gesetzt, wenn die Mehrheit
des Haufes sich dafür ausspricht. Ich bitte, nunmehr
abzustimmen. Ich bitte diejenigen, die der Auffassung
der Antragsteller sind und diese Punkte auf die Tages¬
ordnung gesetzt haben wollen, sich zu erheben. (Zuruf:
Das ist die Minderheit! Zuruf des Abgeordnetem Hanke:
Das Zentrum stimmt gegen seinen eigenen Antrag!)
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Ich bitte die Herren Abgeordneten, Platz zu nehmen,
und diejenigen, die nicht stimmberechtigtsind, sich aus
dein Saale zu entfernen. Ich bitte nochmals diejenigen,
die fürden Antrag sind, «diese Punkte auf die Tages¬
ordnung zu setzen, sich zu erheben. — Das Büro ist
darüber einig, "daß jetzt die Minderheit steht. Wird
Gegenprobe verlangt? (Zustimmung.) Dann bitte ich
diejenigen,die gegen diesen Antrag sind, sich zu erhebe»,
(Zuruf des Abgeordneten Haate: Gin großer Riß ini
Zentrumsturm!) Das Büro ,ist «darübereinig, daß jetzt
die «Mehrheitsteht. Der Antrag, 'diese Punkte noch auf
die Tagesordnung zu setzen, ist damit abgelehnt.

Im «Sinne «der mir zu «Beginnder Sitzung erteilte!!
Ermächtigung bitte ich, den Antrag des 1. Fachaus¬
schusses zu «dem Autrage der Wirtschaftspartei, betreffend
Auswertung «der Sparguthaben (Drucksache150) noch
als Nachtrag auf die heutige Tagesordnung setzen su
dürfe». Dagegen erhebt sich kein Widerspruch. Es ist
so beschlossen,

Ich mache darauf aufmerksam, daß um 12 Uhr «die
Besprechung unterbrochen wird, um die Wahlen vor¬
zunehmen.

Wir kommen zu den verbundenen Punkten 2 3
bis 2U.

Berichterstatter ist Herr Abgeordneter !),'. Lehr.
(Zuruf: Verzichtet!) Es steht nichts im Wege, diese
Punkte schon zu erledigen, die Wahl Wirb nachher vor¬
genommen.

Wird zu Punkt 23 das Wort «gewünscht? -- Das
Wort hat Herr Abgeordneter Hanke.

Abgeordneter Haake: Zu der laufenden Nr. 25>,
bei der es sich um die Neubesetzung der Stelle des
Leiters der Iugendwoblfnhrt in der Nheinprovinz han¬
delt, hat die Wirtschaftspartei einen Antrag eingebracht,
diesen Posten zu sparen.

Wir Nationalsozialisten stehen auf dem Standpunkt,
daß ganz besonders an den höheren Ncamtenposten im
Reiche und im Staate gespart werden kann. Wir Natio¬
nalsozialistenhaben diese Spnrpolitik »vor allen Dingen,
in Thüringen durchgeführt, wo der nationalsozialistinhe
Ttaatsministcr Dr. Frick (Zuruf des Abgeordneten
Gerlach: sich seine Pension gesichert hat!) dafür gesorgt
hat, daß dort mit dem Abbau der höheren Minlsterial-
bcamten, die nicht auf Grund ihrer Sach- und Fach-
teuntuis, uicht auf Grund ihrer Leistungen und ihrer
Tüchtigkeit, sondern lediglich nnf Grund ihres Partei¬
buches «feit U»1« in diese «Stellen hineingekommen sin«d,
ein Anfang gemachtwirb.

Wir Nationalsozialisten sind allerdings in diesem
Falle der Meinung, daß der Posten des Leiters der
Abteilung Ingeudwohlfahrt 'im Rheinland außer¬
ordentlich bedeutungsvoll 'ist, und z«war darum, weil
eine gesunde und starke Iu«gend, ein «gesundes und
starkes heranwachsendesGeschlecht bns wertvollste Gut
eines Volles und einer Nation ist.

Die Ausführungen des Landeshauptmanns Horion
im Fachausschuß, besonders die Bekanntgabe «der von
ihm eingeholten Referenzen, haben uns davon über¬
zeugt, daß es sich in diesem Falle um einen Herrn han¬
delt, der bestimmt die notwendige Sach- und Fach-
tenntnis zur Bekleidung dieses Postens hat. Wir
Nationalsozialisten legen Wert darauf, daß auch «diese
Stelle nicht nach dem Parteibuch, sondern nach den
Fähigkeiten und Kenntnissen des betreffenden Herrn
beseht wird. (Zuruf des Abgeordneten Dr. Letz: Sehr
gut!) Des weiteren wissen 'wir, daß «der vorgeschlagene
Herr bisher politisch recht wenig in die Erscheinung ge¬
treten ist. Wenn allerdings der Herr Landeshauptmann
im Fachausschußerklärte, daß der vorgeschlageneHerr
dem linksgerichteten Zentrumsflügel angehöre, so war
uns das, wie mein Freund Dr. Leb. bereits ausführte,
darum außerordentlich 'interessant, weil wir «da einmal
aus autoritativem Munde die Bestätigung dessen er¬
hielten, was wir bei «der kürzlich vorgenommenen«Wahl
gesehen, haben, daß in der Tat im Zentrum ein Riß
entstanden ist, das; wir einen linken und einen rechten
Zentrumsflügcl haben. (Znruf des Abgeordneten Dr.
Leh: »Sehr,gut!) Aber in diesembesonderen Falle sind
wir der Meinung, daß die Tatsache,die der Herr Landes-
hauptmanu «vorgebracht hat, mehr eiue Eourtoisie, mehr
eine , liebenswürdige, beschwichtigendeGeste für die
Sozialdemokratischc Partei sein sollte, mit der «stillen
Spekulation auf die Dankbarkeit. Diese Spekulation
des Herrn Landeshauptmanns hat allerdings praktisch
keinen Erfolg ^gehabt, «wie «wir feststellen tonnten. Wir
Nationalsozialisten verstehen die Haltung «der Sozial-
demokratischenPartei darum, weil es sich in «diesem
Falle um die .Besetzung eines höhereil Postens der
Rhoinproviwz handelt, der eben einmal ansuahmsweisc
uicht mit einem Sozialdemotraten besetzt werden soll.
Daß Herr Landcshauptmann Horion innerlich noch
glaubeu konnte, mit der Dankbarkeit der Sozialdemo¬
kratischen Partei rechnen zu «dürfen, ist .verständlich,
denn wir wissen, daß im vergangenen Jahre Herr
Haas und Herr Gcrlnch zum Landeshauptmann Horion
hingingen und die Neueriichtnng zweier Landesrats¬
stellen verlangten, trotzdem sie. nicht notwendig waren,
um diese Landesrnts'postenmit zwei sozinldemotratischen
Leuten zu besetzen.(Zuruf des Abgeordneten Gerlach:
Das ist absolut unwahr!) Darüber tonnen «Sir sich mit
dem Herrn Laudeshauptmnnn unterhalten, Herr Ger¬
lach. Der Herr Landeshauptmann hat im Fachausschuß
erklärt, daß Herr Haas mit Ihnen hingegangen sei.
Daran läßt sich nichts ändern. Dafür ist der ganze
Fachausschuß Zeuge. Darüber taun sich die Sozial-
demotratie mit dem Zentrum unterhalten.

Vorsitzender Dr. Iarres: Herr Abgeordneter, ich
muß Sie unterbrechen. Ihre Redezeit ist abgelaufen.
Ich habe Ihnen schon etwas Spielraum gelassen.

Abgeordneter Hanke: Wir Nationalsozialisten
stimmen dafür......
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Vorsitzender Dr. Iarres : Ich rufe Sie zur Ord¬
nung,

Abgeordneter Haate: Weil es sich.... — Der
Redner versucht, weiter zu sprechen, wird aber vom
Vorsitzendennochmals unterbrochen. —

VorsitzenderNr. Iarres: Ich rufe Sie zum zweiten
Male zur Ordnung. (Bravo! Zuruf: Rausschmeißer
Das Wort hat der Herr Landeshauptmann.

Landeshauptmann Dr. Horion: Meine Damen
und Herren! Ich habe nur zwei Dinge zu erklären:
Erstens, ich habe mit keinem Wort «Märt, daß der zu
wählende Regierungsrat Hecker dem linken Zentrum
angehört. Zweitens, ich habe mit keine,» Wort erklärt,
daß seitens.der SozialdcmokratischenPartei oder deren
Vertreter verlangt worden ist, zwei weitere sozialdemo¬
kratische Landcsräte anzustellen. (Zuruf des Abgeord¬
neten Verlach: Hört, hört!)

VorsitzenderDr. Iarres: Das Wort zur Geschäfts¬
ordnung hat Herr Abgeordneter Dr. Leh.

Abgeordneter Dr. Leb.: Es ist in allen Parlamen¬
ten üblich, baß, wenn ein Redner gerade zu Vnde
kommt,er den Satz, den er begonnenhat, noch ausführen
taun. Im Landtag ist der sozialdemokratischePräsi¬
dent Nartels so großzügig, daß er sogar einige Minuten
Zeit läßt. Ich möchte doch feststellen, daß eine solch
kleinliche Handhabung der Geschäftsordnung nicht etwa
den Wert einer Geschäftsordnung erhöht, sondern eine
Schitanierung ist. (Sehr richtig! bei den National¬
sozialisten.)

Vorsitzender Dr, Iarres: Herr Abgeordneter
Dr. Leh, ich rufe Sie wegen dieses beleidigendenAus¬
drucks zur Ordnung.

Zur Sache habe ich folgendes zu bemerken: Ich
glaube, seder hat hier die Beobachtung gemacht, daß
sowohl mein Vertreter wie ich mit großer Geduld hin¬
genommen haben, was uns von einzelnen Mitgliedern
öer Nationalsozialistischen Partei dauernd zugemutet
wird. Auch h«r habe ich nicht etwa sofort nach Ablauf
der fünf Minuten unterbrochen, sondern noch eine kleine
Nrist gelassen. Ich habe den Herrn Abgeordneten
Hanke auch seinen Satz beenden lassen. Nachdem aber
dieser Satz beendet war, hat er trotz meiner Mahnung
nicht nur einen, sondern noch zwei Sätze begonnen und
fortgesetzt. Ich lasse mir diese Sachen nicht gefallen.
Ich mache darauf aufmerksam, daß, wenu jetzt nm
letzten Tage noch weiter derartige Ungchörigkeiten
Moder Art von der nationalsozialistischenFraktion sich
ereignen sollten, ich von meinem AusMießungsrecht
auch »och in letzter Stunde Gebrauch machen werde.
(Sehr richtig! Bravo!)

Zur Geschäftsordnung Herr Abgeordneter Hanke,
Abgeordneter Haakc: Soeben hat der Präsident

dieses Hauses die Tatsache, daß ich versucht habe,
einen Schlußsatz zu sage», und zwar im Abgehen, als
"uc grobe Ungehörigleit bezeichuet,die er, wenn sie

nochmals vorkommen sollte, mit dem Ausschluß be¬
strafen will.

Meine Damen und Herren! Wir Nationalsozia¬
listen müssen nach dieser unglaublichen Tatsache der
kurz hintereinander folgenden zwei Ordnungsrufe zu
der Ueberzeugung kommen, daß man es wieder darauf
abgeseheu hat, uns jetzt noch für einige Tage aus-
zuschließen (Zuruf des Abgeordneten Haas: Un¬
erhört!), um die Mitarbeit der nationalsozialistischen
Bewegung in diesemHause für die nächste Session zu
unterbinden. (Zuruf des Abgeordneten Gerlach: Mit¬
arbeit nennen Sie das? Das ist Sabotage!) Meine
Damen und Herren! Wir Nationalsozialisten haben
hier sechs Tage laug das Feld beherrscht. (Bravo! und
Heiterkeit.) Wir beugen uus jetzt gezwungenermaßen
unter die Maßnahme des Präsidenten (Zuruf des Ab¬
geordneten Nohl: Hört, hört!) uud geben unseren
Kampf auf, damit wir im nächsten Jahre wieder im
Interesse des schaffenden rheinischen Volkes hier gegen
Sie kämpfen können. (Bravo! bei den Nationalsozia¬
listen.)

Vorsitzender Dr. Iarres: Ich stelle richtig: Ich
habe nicht gesagt, daß es eine grobe Ungehörigkcit
sei, daß Herr Abgeordneter Hanke hier weitergcsprochen
habe. Ich habe aber gesagt, daß ich, wenn weitere grobe
Ungehörigteitcn vorkommen (Zuruf des Abgeordneten
Dr. Leh: Es ist ja noch keine Passiert! Rufe: Na, na!
bei den Sozialdcmokraten.j, wie wir sie in diesen
Tagen erlebt haben, zum Ausschluß schreiten werde.

Wir fahren in der Besprechung fort. Das Wort
hat Herr Abgeordneter Dr. Stein.

Abgeordneter Dr. Stein: Meine Damen und
Herren! Die Wirtschaftspartei hat unter Nr. 44 der
Drucksachen den Antrag gestellt,die durch das Ableben
des Herrn Landcsrats Di. Bossen frei gewordene
Stelle einzusparen. Wir siud auch durch die Druck¬
sache .'!5 des Pruvinzialnusschusses uud durch die Aus¬
führungen, die dazu gemacht worden sind, nicht über¬
zeugt worden, daß es uumüglich ist, diese Stelle ein¬
zusparen. Wir Uertcunen durchaus nicht die Be¬
deutung, die die Stelle eines Vorstehers des Landes-
jugcndamtes hat. Wir sind ebenfalls der Auffassung,
daß sie durch einen Beamten im Hauptamt besetzt
werden muß. Wir siud aber der Auffnssuug, daß aus¬
reichend höhere Beamte bei der Provinz vorhanden sind
nnd daß es durch eine andere Vcrteiluug der Arbeit
möglich sein mnß, die Stelle einzusparen.

Meine Damen und Herren! Unser Antrag deckt
sich in der Tendenz mit dem gleichfalls vorliegenden
Antrage der Kommunistischen Partei uuter Druck¬
sache 92, Wir können »ns aber diesen Antrag nicht
zu eigen machen wegen seiner Begründung. Es steht
nämlich in der Bcgrüuduug, die Grfahruug habe ge¬
lehrt, daß die obere Bürokratie doch nur die Gehälter
einstecke,wahrend die unteren Beamten die Arbeit
machten. Meine Damen uud Herren! Das ist einfach
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unwahr, es sei denn, das; die KommunistischePartei
damit diejenigen höheren Beamten meint, die durch
Parteibuch und Parteibezichungen in höhere Stellun¬
gen hineingekommen sind! da man die Ansicht zu¬
treffen. (Sehr gut! rechts. Zuruf des Abgeordneten
Dunder: Seien Sie unbesorgt, wir werden ja nicht
bestätigt!)

Meine Damen und Herren! Wie sehr unsere Be¬
fürchtungen, daß der wahre Gedanke des Sparens sich
bei der Landcsverwaltung noch nicht durchgesetzt habe,
berechtigt sind, beweist der vorliegende Antrag unter
Nr. IM Punkt 26 der Tagesordnung, wo abermals
ein neuer Landesrat ernannt werden soll. Wir sind
nicht in der Lage, diesem Nutrage zuzustimmen,

Vorsitzender Dr, Iarres: Das Wort hat Herr
Abgeordneter Tmnder.

Abgeordneter Dunder: Zunächst ein paar Be¬
merkungen zu den Ausführungen von Herrn Dr. Stein.

Ich kann — und das ist Ihnen bekannt — zur
Beruhigung aller Bürgerlichen einschließlich der
Sozialdemokrnten sagen, daß der demokratischeStaat
bereits dafür gesorgt hat, daß Kommunisten nicht be¬
stätigt werden, ganz gleich, ob es sich um besoldete
oder unbesuldetc Beamtenstcllen handelt. Wir legen
auch gar keinen Wert darauf. Sie haben ja gesehen,
wie es in Solingen war, wo zweimal der Kommunist
Weber zum Oberbürgermeister gewählt wurde. Wenn
der Kommunist Weber so wäre wie Sie, so hätte er
mitgeteilt, daß er schön im Auftrage der Bourgeoisie
die Geschäfte ausführen werde; dann hätte er heute
vielleicht auch ein Gehalt von IN 000 NM einstecken
können. (Sehr richtig! bei den Kommunisten.)

Wenn wir die Einsparung der Stelle des ver¬
storbenen Laudesrats Vossen beantragt haben, so nicht
aus Ersparnisgründen, sondern aus gruudsätzlichen
Erwägungen.

Wir lehnen auch aus grundsätzlichen Erwägungen
die Zustimmung zu den vier Wahlen ab. Einmal sind
wir der Auffassung, daß mit der Wahl irgendeiner
Person zum Landesrnt eine politische Fuuktion ver¬
bunden ist,- wenn wir unsere Zustimmung dazu geben,
so bedeutet das gleichzeitig,daß wir mit der Politik,
die von dem betreffenden Herrn getrieben wird, ein¬
verstanden sind. Znni anderen vertreten wir aber
auch die Auffassung, daß der Veamtcntörper nach oben
hin start übersetzt ist, daß wir viel zu viel Obcrbeamte
haben. Ich möchte deshalb in Erwiderung auf den
Antrag der Wirtschaftspartci erklären, daß die Wirt¬
schaftspartei das Verlangen gestellt hat. daß die Unter-
bcnmten noch mehr zur Arbeit herangezogen werden
müssen, um die Oberbeamten zu entlasten. Wir ver¬
treten die gegenteilige Auffassung, daß die Ober-
beamten mehr zur Arbeit herangezogen werden müssen,
um die unteren Beamten zu entlasten, denn die
unteren Beamten sind diejenigen, die die Hauptarbeit
leisten müssen. (Lachen rechts., Ich bringe Ihnen nur

ein praktisches Beispiel: Der Oberbürgermeister von
Düsseldorf lacht eben aus Herzenslust darüber. Die
ganzen Oberbürgermeister von Düsseldorf, Trier,
Essen usw, sitzen eine geschlagene Woche hier im Parla¬
ment, Die Arbeit auf dem Nathause kommt aber
deswegen nicht um einen Millimeter ins Stocken,
sondern der Verwaltungsapparat läuft weiter. Die
Bürokratie auf dem Nathause arbeitet, und wenn
10 oder 20 Jahre kein Oberbürgermeister da ist. <Zuruf
des Abgeordneten Nohl: Sehr richtig! Lachen rechts.)
Genau so geht es auch bei der Provinzialverwnltung.
(Zuruf aus der Wirtschaftspartei: In Moskau geht'S
gerade so!) Ob der Mann nun Oberbürgermeister
heißt und 10 000, 12 000 oder 50 000 NM einstecken muß
oder ob er bescheiden Dr. Soundso heißt und mit
10 000 NM arbeitet, der Laden läuft egal, darüber
wollen wir uns nichts weismachen.

Aber weun hier so viel vom Sparen gesprochen
wird, so möchte ich den Nazis noch einmal etwas über
die Auswirtuugen ihrer Sparpolitit ins Stammbnch
schreiben und ihnen zeigen, wie sich die Sozialpolitik
des nationalsozialistischen Innenministers Frick, über
den wir mich schon in den letzten Tagen gesprochen
haben, auswirkt. (Zuruf des Abgeorndetcn Dr. Lch:
Das ist ein feiner Mann!) Frick hat der Stadt Gotha
einen Zwangsetat aufoktroyiert (Zuruf des Abgeord¬
neten Dr, Lch: Ihr müßt an die Kandare genommen
werden!), und die Stadt Gotha reagiert auf das Diktat
Fricks mit dem Abbau der Leistungen an die Wohl-
fahrtsuntcrstützungscmpfängcr. lLante Rufe: Hört,
hört! bei den Kommunisten.) Die Stadt Gotha hat
sogar die Unterstützungen fiir alle Ledigen gestrichen.
Das ist die Auswirkung der nationalsozialistischen
Sparpolitit unter dem bekannten Frick.

Vorsitzender Dr. Iarres: Herr Abgeordneter
Dunder, Ihre Zeit ist abgelaufen.

Abgeordneter Dnnder: Ich bin jetzt fertig; ich
will nur den Satz noch beenden. So sieht die Sozial¬
politik der Nntiunlilfaschistendort aus, wo sie das Feld
beherrschen.(Zuruf des Abgeordneten Dr. Lch: Der hat
von Muskau gelernt!)

Vorsitzender Dr. Iarres: Ls ist Schluß der Be¬
sprechung beantragt worden. Dieser Antrag bedarf
der Unterstützung von !0 Mitgliedern. Ist die Unter¬
stützung vorhanden? Das ist der Fall. Zum Wort
gemeldet sind noch die Herren Abgeordneten Dr, Stein
und Dr, Leh, Beide Fraktionen sind bereits znm
Wort gekommen. Andere Fraktionen, die nicht zum
Wort gekommen sind, wünschen nicht noch das Wort
zu erhalten. Ich stelle das ausdrücklichfest. Ich bitte
diejenigen, die für Schluß der Besprechung sind, sin)
zu erheben. — Das ist die Mehrheit.

Zur Geschäftsordnung Herr Dr. Lch.
Abgeordneter Dr. Lch: Ich möchte feststellen,daß

der Kommunist Dnnder jetzt hat wciterreden dürfen,
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ohne zur Ordnung gerufen zu werden, während Haate
zur Ordnung gerufen wurde.

Vorsitzender Dr. Iarres: Herr Abgeordneter
Dunder hat einen ganz kleinen Satz noch zu Ende
gesprochen. (Zuruf des Abgeordneten l)r. Lch: Also,
bitte!) Im übrigen «erbitte ich mir diese Kritik.

Zur persönlichen Bemerkung Herr Dr. Stein.
Abgeordneter !)>'. Stein: Herr Dunder hat be¬

hauptet, ich und meine Freunde bezweckten mit unserem
Antrage — gemeint ist der Antrag 45—, die unteren
Beamten mehr arbeiten zu lassen. (Zuruf des Ab¬
geordneten Dunder: Das steht doch drin!) Ich stelle
fest, dass unser Antrag wörtlich besagt, daß geeignete
mittlere Beamte zu den Arbeiten höherer Beamten
herangezogen werden sollen, (Zuruf des Abgeordneten
Gcrlach: Ist das eine persönliche Bemerkung?)

Vorsitzender I),-. Iarres: Herr Abgeordneter,
das ist keine persönliche Bemerkung im Sinne der
Geschäftsordnung.

Abgeordneter Nr. Stein: Das macht nichts!
Vorsitzender Nr. Iarres: Zur Abstimmung Herr

Abgeordneter Dunder.
Abgeordneter Dunder: Ich beantrage, über die

Punkte 23, 24 und 25 getrennt abzustimmen, ebenfalls
über 25a und K.

Vorsitzender Nr. Iarres: Sie haben den Antrag
gehört. Diesem Antrage wird entsprochen werden.

Nach den maßgebenden Bestimmungen kann die
Wahl durch Zurnf erfolgen, wenn nicht widersprochen
wird. (Zuruf des Abgeordneten I),-. Lch: Dagegen!)
Sie beantragen also Wahl durch Stimmzettel.

Dann lasse ich zunächst abstimmen zu der Vor-
fage 2 3: Antrag des I. Fachausschusses zu dem Bericht
nn Antrag des Provinzialausschusses, betr. t>e« Ablauf
der Dicustzeit des Laudesoberbanrats Hcinekamp.

Ich bitte, die Stimmzettel bereit zu machen uud
auf Anruf hier zu erscheinenund die Stimmzettel in
°er rechten Urne hier niederzulegen. (Zuruf des Ab¬
geordneten ,),'. Wesenfeld: Mit Ja oder Nein?) Mi
^tte, den Namen des zu Wählenden aufzuschreiben,
D« Vorschlag des l. Fachausschussesgeht auf Wieder¬
wahl des Obcrbaurats Hcinekamp.

Ich bitte Herrn Abgeordneten Andres, den
Namensaufruf zu vollziehen. (Geschieht.)

^ Die Abgeordneten geben ihre Stimmzettel ab. —
Der Namensaufruf ist erfolgt. Sind uoch Stimm¬

tet abzugeben? Das ist nicht der Fall. Dann
'MicKe ich die Wahlhandlung. Ich bitte, sich damit
"Überstanden zu erklären, das; die Auszählung des Er¬
lebnisses der Abstimmung nachher erfolgt uud Wir
zwischenzeitlich mit den Wahlen zu Nr. 24, 25 und 26
Wrtsahrcn. — Damit sind Sie einverstanden.

Wir kommen zu Punkt 2 4. Da handelt es sich
um die Niederwahl des Landesmedizinalrats Professor
"''- Molincns.

Zur Geschäftsordnung Herr Veck.

Abgeordneter Neck: Der Vorsitzendehat soeben die
Wahlhandlung geschlossen. Ich habe festgestellt, daß
nach geschlossener Wahlhandlung noch ein Stimmzettel
hier hineingeworfen wurde. Ich protestiere gegen die
Wahl. (Zuruf des Abgeordneten Dr. üeh: Ja, wir
sind genau hier!)

Vorsitzender Nr. Iarres: Die Sache liegt so:
Der eine Herr Beisitzer hat vorhin hier erklärt, er
habe seinen Stimmzettel noch nicht abgegeben. Gr
ist dann hinübergegnugeu uud hat ihn in die Urne
gelegt. Ich glaube, es tanu keiu Zweifel sein, daß
diese verspätete Abgabe dadurch verursacht wurde, daß
der Beisitzer eben durch die Wahlhandlung in Anspruch
genommen war.

Ich bitte um Abgabe der Stimmzettel und bitte,
den Namensaufruf vorzunehmen. — Schriftführer Ab¬
geordneter Hauck vollzieht den Namensaufruf. — Die
Abgeordneten geben ihre Stimmzettel nb. —

Sind noch Stimmzettel abzugeben? — Ich schließe
die Wahlhandlung.

Wir kommen zur Wahl zu Nr. 2 5. Hier schlägt
der >. Fachausschuß die Wahl des Negierungsrats
Heckcr vor. Ich bitte, die Stimmzettel vorzubereiten.
(Zuruf des Angeordneten Haas: Herr Vorsitzender, es
muß zuerst über die Auträgc abgestimmt werden.) Gs
muß erst über den Antrag der kommunistischenFrak¬
tion, betreffendAbstauduahme von der Besetzungdieser
Stelle, Punkt b, abgestimmt werden. (Zuruf des
Landeshauptmanns I)i'. Horiun: Zuerst über -,! Zu¬
ruf des Abgeordneten Haas: Ueber den Antrag n ist
zuerst abzustimmen!) Gs ist gleichgültig ob l> oder K.
Ich lasse zunächst über den Antrag der Wirtschafts¬
partei auf Einsparung des laut Beschluß ausgeschrie-
beueu Posteus des Leiters der Abteilung Iugendwohl-
snhrt (Drucksache 44) abstimmen. Ich bitte diejenigen,
die für diesen Antrag sind, sich zu erheben. (Zuruf
des Abgeordneteu Nr. Leh: Die Sozialdemotraten!
Ach, Ihr Scheinheiligen! Ans einmal wollt Ihr
sparen?) Ich bitte, stehen zn bleiben. (Zuruf: Das
Bild ist doch klar!) Das ist die Minderheit. Der Au¬
trag ist abgelehnt.

Ich lasse dann abstimmen über den Antrag der
KPD., betreffendAbstandnahme von der Besetzungder
Stelle (Drucksache 92). Ich bitte diejeuigen, die für
diesen Antrag sind, sich zu erheben. Das ist die
Minderheit. Der Antrag ist abgelehnt.

Ich bitte nunmehr, iiber den Antrag des I. Fach¬
ausschusses,diese Stelle mit der Person des Negie¬
rungsrats Hecker zu besehen, durch Stimmzettel ab¬
zustimmen. Ich mache noch einmal darauf aufmerk¬
sam, daß die Stimmzettel einen Namen enthalten
müssen. Es geht nicht, mit Ja oder Nein abzustimmen.

Ich bitte Herrn Hnuck, den Namensaufruf zu voll¬
ziehen. (Geschieht. Die Abgeordneteu geben ihre
Stimmzettel ab.)
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Ich frage, ob noch Stimmzettel abzugeben sind.
Das ist nicht der Fall. Dann schlicheich die Wahl¬
handlung.

Wir kommen zu Punkt 26: Antrag des I. Fach¬
ausschusses,betreffend die Wahl des Laudcsverwal-
tungsrats !),-. Trippen zum Landesrat. Die Wahl
ist durch Zuruf zulässig, wenn nicht widersprochen
wird. (Zuruf des Abgeordneten I),'. Lch: Wider¬
sprochen!) Wir wählen also weiter durch Stimmzettel,
denn wir haben sehr viel Zeit. Ich bitte um den
Namensaufruf. ^Schriftführer Haus vollzieht den
Namensaufruf. Die Abgeordneten geben ihre Stimm¬
zettel ab.)

Ich frage, ob noch jemand seinen Stimmzettel ab¬
zugeben hat. Das ist nicht der Fall. Dann schließe ich
die Wahlhandlung. Das Ergebnis der Wahl wird
nachher mitgeteilt werden.

Wir kommen jetzt zu Punkt 27: Antrag des
ll. Fachausschusseszu dem Bericht und Antrag des
Provinzialausschusses, betreffend Neuwahl von Mit¬
gliedern des ÜandeSjugcndamts der Rheinprovinz.

Ich darf Herrn Kollegen Gberlc bitten, den Wahl¬
gang zu leiten, weil ich zwischenzeitlichdas Ergebnis
der vorigen Wahlen mit feststellen will. Es ist noch
ein besonderer Wahlvorstand zu bilden.

Stellvertretender Vorsitzender<3 berle : Ich berufe
zu Beisitzern die Herreil Abgeordneten Görlinger und
Elfes.

Wir werden zunächst die Wahl des Lehrers vor¬
nehmen. Ich weif; nicht, ob Sie die Wahlvorschläg«
vor sich liegen haben, (Zurufe: Nein!)

Zur Geschäftsordnung Herr Verlach.
Abgeordneter Gcrlach: Ich darf darauf aufmerk¬

sam machen,daß doch Uebereinstimmung dahiu besteht,
daß alle Wahlen, die jetzt das Plenum zum Landes¬
jugendamt vorzunehmen hat, nach dem Proporz vor¬
genommen werden, daß auch von allen Fraktionen die
entsprechendenWahlvurschläge vorliegen, daß wir also
lediglich den Wahlvorschläg zu wählen haben. Für
diesen Zweck liegt auch der Stimmzettel vor.

Vorsitzender Dr. Iarres: Nein, Herr Kollege
Gerlnch, das ist ein Irrtum. Sie müssen unterscheiden
zwischen den Wahlen. Der Lehrer und ein Stellver¬
treter, die Lehrerin uud eine Stellvertretern! müssen
nach den Ncstimmnngen nach dem Mehrhritsverfahren
gewählt werden. lZuruf des Abgeordneten Gerlach:
Nein, das ist nach dem Gesetz nicht nötig!) Dann
kommt im Wege des Vcrhältniswahlvcrfahrens die
Wahl der Mitglieder des Landesjugendamtes. (Zuruf
des Abgeordneten Gcrlach: Nein, das stimmt nicht!)

Abgeordneter Heuser zur Geschäftsordnung.
Abgeordneter Heuser: Meiue Damen und

Herren! Dn die meistenMitglieder dieses Hauses, auch
die großen Fraktionen, über den Wahlmodus nicht in¬
formiert sind, stelle ich den Autrag, die anderen Wahlen
jetzt vorzunehmen, dann eine Pause von 10 Minuten
einzulegen nnd dann diese letzte Wahl zu erledigen.

Stellvertretender Vorsitzender Eber I e: Zur Ge¬
schäftsordnung Herr Abgeordneter Dunder.

Abgeordneter Dunder: In der Vorlage, die uns
gemacht wurde, heißt es, daß die beiden Lehrpcrsonen
durch Mehrhcitswahl gewählt werden, daß aber die
Wahlen zum Landcsjugcndnmt auf Gruud der Frak-
tionsvorschlägc erfolgen. Ich möchte zunächst die Frage
stellen, ob die Wahlen so erfolgen sollen, daß der be¬
treffende Wahlvorschlag, der gewählt werden soll, auf
dem Stimmzettel kenntlich gemacht wird, oder aber
ob die anderen WahlUorschlägcdurchgestrichenwerden
müssen uud der Wahlvorschläg, deu man wählen will,
offen gelassenwird. (Zuruf des Abgeordneten Gerlach:
Kreuz!) Ich frage ja gerade, ob es durch Ankreuzen
oder Offenlassen geschehen soll. Ich glaube, dann
braucht eine Vertagung nicht einzutreten, dann ist die
Angelegenheit geklärt. Die Wahl der Lehrpcrsonen
erfolgt durch Mehrheitsbeschluß.

Stellvertretender Vorsitzender Gberle: Zur Gc-
schäftsordnuug Herr Abgeorduetcr Wcseufeld.

Abgeorduetcr Dr. Wesenfeld: Ich schließe mich
für die Arbeitsgemeinschaft dem Antrage des Herrn
Heuser an, zunächst dic Listenwahl vorzunehmen und
dann zu vertagen. Ich bin überzeugt, daß dic mcisten
Mitglieder des Hauses über dic Namcn nicht gcnügcnd
nntcrrichtct sind. Wir wollen eine Verwirrung ver¬
meiden.

Stellvertretender VorsitzenderVbcrle: Ich nehme
an, daß die Mehrheit des Hauses so Verfahren will,
daß zunächst der Mahlgang vorgenommen wind, bei dem
nach der Verhältniswahl zu Wählen ist, und daß dic
Wahl der Lchrpersonen zurückgestellt wird. (Zuruf des
Abgeordneten Gerlach: Ginverstanden!) Ich mache
darauf aufmerksam, daß ich jetzt von dem zuständigen
Herrn Landcsrat darauf aufmerksam gemacht worden
bin, daß nach dcn gesetzlichenBestimmungen nicht
anders Verfahren werden könne, als es Ihnen vorhin
hier vorgeschlagen worden ist. Aber wir setzen die
Wahl der Lehrpcrsonen zurück. Ich bitte, nun die
Wahlen vorzunehmen, soweit sie nach der Verhältnis¬
wahl getätigt werden. Die Stimmzettel befinden sieh
auf Ihren Plätzen. lZuruf des Abgeordneten Hoff'
mann: Sollen denn alle Wahlen in einem Wahlgang
erfolgen?) Nein, das ist unmöglich. In einem Wahl'
gang tonnen jetzt nur diejenigen Personen gewählt
werden, die nach der Verhältniswahl zu wählen sind,
also Laudesjugendamt.

Ich bitte, den Stimmzettel kenntlich zu mache"'
indcm Sie ein Kreuz vor die Bezeichnung des Wahl'
Vorschlagessetzen. (Schriftführer Glfes vollzielst den
Namensaufruf. Die Abgeordnctcu geben ihre Stimm¬
zettel ab.)

Ich frage, ob noch jemand anwesend ist, der seinen
Stimmzettel nicht abgegeben hat. Das ist nicht der
Fall. Ich erkläre dic Wahlhandlung für geschlossen.
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Wir kommen zur Wahl der Mitglieder der
Pruvinzialkommissionen.

Dazu sind 5 Wahlvorschläge gemacht, weil auch 5
Provinzialkommissionen bestehen. Meine Damen und
Herren! Es sind Zweifel aufgetaucht, ob diese Wahlen
in einem Wahlgnngc getätigt werden können, (Zuruf
des Abgeordneten Ur. Wesenfeld: Jawohl!) Da die
5 Stimmzettel am Kopf die Bezeichnung des Aus¬
schusses tragen, für den die Wahl vorgenommen wer¬
den soll, ist meiner Auffassung nach ein Irrtum bei der
Wahl ausgeschlossen.Die 5 Stimmzettel sind zu kenn¬
zeichnen, in einen Umschlag zu legen und hier nach dem
Namensaufruf abzugeben. Sind Sie damit einverstanden,
daß wir in dieser Weise die Wahlhandlung bornehmen?
Ich stelle Ihr Einverständnis fest. (Zuruf des Ab¬
geordneten Gcrlach: Wir können twch das Couvert
benutzen, das wir hier haben!) Es ist möglich, daß
der eine oder andere das Eouvert nicht mehr hat.
Aber die bisherigen Umschlägekönnen auch verwandt
werden.

Ich bitte, die Stimmzettel auszufülleu. lZuruf des
Abgeordneten I)i>. Hagen: Die 5 zusammen?) Ja,
leder einzelne Stimmzettel soll das bestimmte Zeichen
tragen.

(Schriftführer Elfes vollzieht den Namensaufruf.
Die Abgeordneten geben ihre Stimmzettel ab.)

Wenn noch jemand im Saale ist, der seine Stimm¬
zettel nicht abgegeben hat, so hat er Gelegenheit, es
jetzt noch zu tun. Ich erkläre nunmehr die Abstimmung
für geschlossen.

Zur Geschäftsordnung hat das Wort Herr Ab¬
geordneter Heuscr.

Abgeordneter Hcuser: Meine Damen und
Herren! Ich beantrage, die Wahl der 4 Lehrpersonen
für das Laudesjugcudamt, die wir entsprechend den
Bestimmungen hier vornehmen wollten, ebenso wie wir
das auch das vorige Mal getan haben, dem Pro-
binzialausschußzur Erledigung zu übergeben,— Wenn
dieser Antrag Annahme findet, ziehe ich meinen eben
gestellten Vertagungsantrag zurück. (Rufe: Einver¬
standen!)

Stellvertretender Vorsitzender Gberle: Dann ist
der Vertagungsantrag hinfällig. Sie haben den An¬
trag gehört, daß die Wahl der üehrpersonen zum
AlMdesjugendamt dem Provinzialausschuß zur Gr-
lediguug überwiesen werden soll. Ich lasse darüber
abstimmen. Ich bitte diejenigen, die so beschließen
wollen, sich zu erheben. Es ist so beschlossen.

(Die Schriftführer Görlinger und Elfes nehmen
wieder ihre Abgeordnetenplätzc ein. An ihre Stelle
treten als Schriftführer die Abgeordneten Hauck und
Andres.)

Vorsitzender l)r. Iarres: Ich teile das Er¬
geb n i s d e r W a h l e n zu Nr. 23, 24, 25 und 26 Mit.

Zu Nr. 23 sind 127 Stimmzettel abgegebenworden.
Davon entfielen 121 auf den Namen Heinekamp,6 auf

den Namen Haate. (Lachen bei den Kommunisten.)
Herr Landesobcrbnurat Heinekamp ist mit Stimmen¬
mehrheit gewählt.

Zu Nr. 2 4 sind N2 Zettel abgegeben worden.
Davon waren 22 leer und unbeschrieben,90 lauteten
auf den Namen Molineus,' Herr Landesmedizinalrat
Prof. l),>. Molineus ist damit gewählt.

Zu Nr. 25 sind 123 Zettel abgegeben worden, von
denen 9 ungültig wareu. Die übrigen 111 Stimmzettel
lauten auf den Namen Hecker. Herr Regierungsrat
Dr. Hecker ist damit zum Landesrat gewählt.

Zu Nr. 26 sind U>5 Zettel abgegeben worden, von
denen 9 unbeschrieben und deshalb ungültig waren.
Die sämtlichen96 gültigen Zettel sind für l),-. Trippen
abgegeben worden. Herr Landcsverwaltungsrat Dr.
Trippen ist damit zum Landesrat gewählt.

Die letzte Wahl, die noch vorzunehmen ist, ist die
Wahl des st ell vertreten den Vorsitzenden
des Provinzialausschusses.

Das Wort hat Herr Abgeordneter Gerlach.
Abgeordneter Verlach: An Stelle des jetzt aus¬

scheidenden stellvertretenden Vorsitzenden des Pro»
vinzialnusschusses,Herrn Haas, schlage ich das Mit¬
glied des Ausschusses,Herrn Steinbüchel, vor. (Zuruf
des Abgeordneten l)i-. Ley: Widerspruch!)

VorsitzenderNr. Iarres: Es ist Widerspruch er¬
hoben. Die Wahl kann nicht durch Zuruf erfolgen.
Sie muß durch Stimmzettel geschehen. Ich bitte, die
Zettel mit dem Namen des zu Wählenden auszufüllen.

(Schriftführer Andres vollzieht den Namensaufruf.
Die Abgeordneten geben ihre Stimmzettel ab.)

Der Namensaufruf ist beendet. Sind noch Stimm¬
zettel abzugeben? Das ist nicht der Fall. Dann
schließe ich die Wahlhandlung. Das Ergebnis wird
nachher mitgeteilt werden.

Wir gehen jetzt zu Punkt 28 der Tagesordnung
über, der mit Nr. 3U verbunden ist.

Wünscht der Herr Berichterstatter das Wort? (Ab¬
geordneter Vielhaber: Nein!) Das ist nicht der Fall.
Wortmeldungen zu Nr. 28 liegen nicht vor. Ich schließe
die Besprechung und bitte diejenigen, die für den Au¬
trag des 1. Fachausschusses zu Nr. 28 sind, sich zu er¬
heben. - Das ist die Mehrheit. Es ist so beschlossen.

Wir kommen dann zu Nr. 29, verbunden mit
Nr. 3 3. Wünschtder Herr Berichterstatter das Wort?
Abgeordneter Iuuglas: Ich verzichte!) Das ist nicht
der Fall.

Das Wort hat der Herr Abgeordnete Säur.
Abgeordneter Säur: Die kommunistische Fraktion

hat in Drucksache143 den Antrag gestellt, die Mit¬
glieder des Fachausschussesund der betreffenden Pro-
vinzialkommissionen laufend über den Stand der
Arbeiten beim Straßenbau zu iuformiereu, ebenso über
die Vergebung von Arbeiten und Materiallieferungs¬
aufträgen im Submissiouswesen. Wir haben deshalb
den Antrag gestellt, weil wir der Auffassung sind, daß
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eine bessere und schärfereKontrolle über alle Arbeiten,
die von der Provinz ausgeführt werden, ausgeübt
weiden muß. Wir sind der Auffassung, daß das in
der Zukunft mehr der Fall sein muß als in der Ver¬
gangenheit. Ich erinnere an die großen Prozesse der
letzten Zeit, an die skandalösen Vorgänge in Berlin,
an die Vorgänge bei der Reichsbahn in Koblenz, an
Stettin, wo durch nicht genügende Kontrolle Unter¬
nehmerfirmen das gesamte Monopol der Material-
lieferungsaufträge in den Fingern hatten. Auf Grund
der Erfahrungen, die wir da gesammelt haben, sind
wir der Auffassung, daß wir eine schärfere Kontrolle
in dieser Beziehung ausüben müssen. Aber da der
Antrag im Fachausschuß bereits zur Ablehnung ge¬
langt ist und die Ablehnung auch hier beantragt ist,
müssen wir annehmen, daß sich die bürgerlichen Par¬
teien wahrscheinlichmit diesen Sachen decken. Sonst
würden sie bestimmt auch der Auffassung sein, daß
man auf Grund dieser Vorkommnisse eine schärfere
Kontrolle ausüben muß.

Wir haben weiter in Drucksache 116 beantragt, sämt¬
lichen Abgeordneten eine Ausweiskarte zu geben, damit
sie jederzeit eine unverhoffte Kontrolle nicht nur aller
Pruvinzialinstitutionen und Anstalten, sondern auch
aller Baustellen und der damit zusammenhängenden
Lieferungen und dergleichen ausüben können. Dies
hängt mit dem zusammen, was ich bereits ausgeführt
habe.

Die Nazis haben hierzu einen Antrag gestellt, der
nichts Konkretes enthält und ebenso nichtssagend ist
wie alle ihre Anträge. Wir Kommunisten sind der
Auffassung, daß wir nicht hier sind, um Diäten zu
empfangen, sondern um im Auftrage der revolutio¬
nären Arbeiterschaft über alles, was von der Pro-
vinzialverwaltung vorgenommen wird, eine Kontrolle
auszuüben. Wir haben darin eine andere Auffassung
als die Nationalsozialisten. (Zuruf des Abgeordneten
Haake: Ihre Auffassung ist falsch!) Es hat sich während
der Taguug des Plenums herausgestellt, daß meine
Fraktionsgenossen wiederholt Dinge aufzeigen mußten,
die bestimmt einer schärferen Kontrolle bedürfen. Ich
erinnere an den Fall Halfeshof, den unser Genosse
Nohl aufgezeigt hat. Genosse Beck hat die Schiebung
in der Rechnung der Anstalt Fichtenhain aufgedeckt,
wo man unter dem Posten „Bekleidung" 25U RM für
Gebetbücher eingesetzt hatte. Wir wollen hier eine
schärfereKontrolle ausüben. Wenn Sie diese Anträge
ablehnen, dann beweisen Sie damit, daß Sie diese
Schweinereien decken. (Zuruf des Abgeordneten Haake:
Schweinerei? Ihr dürft das alles sagen! Sind wir
denn hier in einem Stall? Antwort des Abgeordneten
Renner: Ihr Auftreten erinnert stark an einen Stall!)
Wir wissen aus Erfahrung, daß wir diese Dinge viel
schärfer kontrollieren müssen. Wir werden auch, wenn
Sie die Anträge ablehnen, nichts unversucht lassen,
trotzdem eine scharfe Kontrolle auszuüben.

Weiter möchte ich darauf hinweisen, daß mit dem
Antrag 143 das Interesse verbunden ist, bei den kom¬
menden Etatsberatungen noch manche Dinge besser auf¬
klären zu können, als es bisher möglich war.

Vorsitzender Dr. Iarres: Herr Abgeordneter,
Ihre Zeit ist abgelaufen.

Abgeordneter Säur (fortfahrend): Wir stellen fest,
daß die Etats bisher für uns nur trockene Zahlen
bedeuten und uns keine Kontrolle ermöglichen.

Vorsitzender N,-. Iarres: Ihre Zeit ist ab¬
gelaufen, Herr Abgeorndeter! (Zuruf des Abgeordneten
Haake: Wo bleibt da der Ordnungsruf?)

Zur Geschäftsordnung Herr v,-. Leh.
Abgeordneter Dr. Leh: Ich möchte feststellen,daß

auch in diesem Falle der Kommunist einen unparla-
mentarischen Ausdruck gebraucht hat und nicht zur
Ordnung gerufen worden ist.

Vorsitzender Dr. Iarres: Herr Abgeordneter
Dr. Leh, ich entziehe Ihnen das Wort. Das ist nicht
zur Geschiiftsordnnng. Ich verbitte mir von Ihnen
die Kritik meiner Amtsführung,

Die Besprechung ist geschlossen. Wir kommen zur
Abstimmung. Es wird getrennte Abstimmung ver¬
langt. Ich bitte diejenigen, die für den Antrag des
I V. Fachausschusses zu N>., 29 sind, sich zu erheben. Dns
ist die Mehrheit. Der Antrag des Fachausschussesist
angenommen.

Dann zu Nr. 33. Ich bitte diejenigen, die für den
Antrag des I. Fachausschusses auf Ablehnung des
KND.-Nntrages sind, sich zu erheben. — Das ist die
Mehrheit.

Wir fahren in der Tagesordnung fort. Nr. 34.
Wünscht der Herr Berichterstatter das Wort? Das
ist nicht der Fall.

Das Wort hat Herr Abgeordneter Terboven.
Abgeordneter Terboven: Meine Damen und

Herren! Die Entschließung der Zentrumsfrattion, die
durch eine Belebung des Baugewerbes eine Verminde¬
rung der Arbeitslosenzahl erreichen will, spricht inso¬
fern eine Binsenwahrheit aus, als selbstverständlichdas
Baugewerbe als Schlüsselgewerbe bei einer Belebung
zur Abstellung der Arbeitslosigkeit führen könnte. Diese
Entschließung selbst aber ist u. E. nichts als ein
parlamentarisches Mätzchen (Sehr wahr! bei den
Nationalsozialisten.), das keinerlei Erfolg versprechen
kann, denn die Arbeitslosigkeit, die wir als Wirkung
heute sehen, hat eine Ursache, und es hat keinen Sinn,
an der Wirkung herumzudoktern, solange man nicht
der Ursache selbst zu Leibe gehen will. Die Ursache
ist die Tributpolitit. (Sehr richtig! bei den National¬
sozialisten.) Die Zentrumspartei aber ist die eifrigste
Verfechterin dieser Tributpolitit. Solange Sie also
weiter Erfüllungspolitik treiben, ist es zum mindesteneine
eigentümliche Einstellung, auf der anderen Seite an
der Wirkung dieser Grfüllungspolitit mit lächerlichen
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Entschließungen herumdoktern zu wollen. Selbst wenn
man sich auf Ihren Standpunkt stellte, daß die Er-
fülluugspulitit notwendig sei, ist immer noch in der
Behandlung der Wirkung der Erfüllungspolitik diese
Entschließung lächerlich. Mit derartigen Phrasen wird,
weiß Gott, das Baugewerbe nicht belebt. Die meisten
Großstädte im Rheinlaudc unterstehen doch der Dik¬
tatur des Zentrums. In allen diesen Großstädten sind
in den letzten Wochendie Etats angenommen worden,
und in diesen Etats sind meist die größten Abstriche
am Vauetat gemacht wurden. (Hört, hört! bei den
Nationalsozialisten.) Ausgerechnet das Zentrum hat
Millionen und aber Millionen an den Vauetats
streichenlassen und die Streichungen erzwungen. Hier
aber geht man her und erklärt mit einer frommen
Backe, der Vaumarkt müsse belebt werden. Es ist un¬
ehrlich, auf der einen Seite unverbindliche Ent¬
schließungen vorzuschlagen, die die Möglichkeit geben,
ins Land zu gehen und zu sagen: Wir haben den
Willen, Arbeit zu beschaffen, wenn man auf der anderen
Seite die Möglichkeit der Arbeitsbeschaffung brutal
unterbindet. Wir Nationalsozialisten erklären: diese
Möglichkeit liegt auf anderem Gebiete, Warum
wehren Sie sich dagegen, daß einmal eine Arbeits-
dienstpflichteingeführt wird? Arbeit hat noch keinem
Wngen Menschen geschadet. <Zuruf links: Das mußt
Du in Grwerbslosenversammlungen sagen!) Allerdings,
meine Herren, solange Sie die Erfüllungspolitik weiter
treiben, denken wir nicht daran, das Arbeitsdienstjahr
einzuführen, weil es dann nur dazu dienen würde, ein
Sklavenjahr zu werden. Aber wir Nationalsozialisten
erklären: Genau wie früher der junge deutsche Mensch
'tolz darauf war, Soldat werden zu können (Beifall
bei den Nationalsozialisten), genau so, glauben wir,
wnu im kommendenReich durch die Einführung einer
Arbeitspflicht der junge Mensch zur Volksgemeinschaft
erzogen werden. (Zuruf des Abgeordneten Dunder:
Zum Kadavergehorsam!) Damit könnten dem Volk
und der Wirtschaft ungeheure Werte geschaffen werden,
«'er kann der moralische Untergrund für die Ein¬
leitung unserer Jugend gelegt werden. Sie, meine
Herren vom Zentrum, zwingen die Jugend zum
faulenzen,' wir wollen die Jugend wieder auf den
Weg führen, die Arbeit als eine Ehre anzusehen, die
Arbeit als das Wertvolle im Leben zu betrachten. (Bei¬
fall bei den Nationalsozialisten. Zuruf des Abgeord¬
neten Renner: Wo haben Sie eigentlichaktiv gedient?)
Ich bin mit 16 Jahren Soldat geworden. (Zuruf des
Abgeordneten Nenner: Da haben Sie ja noch in die
«osc getackt!) Ob Sie so jung Soldat geworden sind,
'st eine andere Frage. Ihr seid ja ausgekniffen. (An¬
dauernde Zurufe links und rechts.)

Vorsitzender I>. Iarres: Das Wort hat Herr
Zugeordneter Dr. Weingarten. Ich bitte um Ruhe für
den Redner.

Abgeordneter I)r. Weingarten: Meine Damen
und Herren! Namens meiner Freunde muß ich erklären,

daß wir der vorgelegten Entschließung der Zentrums-
Partei nicht zustimmen können. Es ist richtig und von
mir auch bereits hier ausgeführt worden, daß der
Banmartt belebt werden muß. Aber mit derartigen
Entschließungen, die eigentlich nur vou einer plato¬
nischen Liebe gegenüber dem Banmartt zeugen, ist uns
praktisch nicht geholfen. (Sehr gut! rechts.) So lange
sich gerade die Zentrnmspartei nicht dazn aufschwingen
taun, das Uebel an der Wurzel zu packen nnd mit uns
für die Aufhebung der gesamten Wohnnngszwnngs-
gesctzc einzutreten (Zuruf des Abgeordneten 1>. Stein:
Sehr richtig!), ohne die eine Belebung des Vaumarttes
nicht möglichist, so lange haben diese Entschließungen
leinen PraktischenWert, nnd die Zustimmung ist voll¬
ständig zwecklos.Meine Damen nnd Herren, darüber
sind wir uns mittlerweile alle klar geworden, daß der
Naunmrkt anderes verlangt als Entschließungen, die
eine praktische Förderung nicht bedeuten. Die Ursachen
des Danicderliegens des Bnumarttes müssen beseitigt
werden.

Es sei mir auch an dieser Stelle gestattet, einmal ein
anderes Wort zn sagen, nnd zwar von dem Danieder¬
liegen nnd dem immer weiteren Zugrnndegehcn des
Altwohnrmuns. Sie wollen den Banmartt mit Ent¬
schließungenfördern nnd lassen, indem Sie die Ursache
des Danicderliegens, die Zwangswirtschaft, nicht auf¬
hebe», deu noch vorhandenen Altwuhnraum ebenfalls
restlos verkommen.

Gewundert haben wir uns allerdings über eins:
einen gesunden Gedanken,der in der Entschließung der
Zeutruiusfrattion niedergelegt war, nämlich, den Ab¬
satz vou Pfandbriefen durch Aufhebung der Kapital-
ertragsstcuer zu förder», habeu sich die Herreu vom
Zentrum aus der Hand winden lassen, weil einige
andere Parteien im Ausschuß für diesen Gedanken
nicht zn haben waren, das heißt, erklärten: wenn Ihr
den an sich gesunden Gedanken in der Entschließung
haben wollt, können wir nicht zustimmen, nnd die
Herren vom Zentrum, die doch vor allem Gelder nnd
Privatmittel für den Baumarkt flüssig machenwollten,
haben darin eingewilligt, diesen letzten Absatz ganz zu
streichen.

Meine Dnmen nnd Herren! Wir können aus deu
angeführten Gründen dieser Entschließung nicht zu¬
stimmen.

Vorsitzender Dr. Iarres: Das Wort hat Herr
Abgeordneter Nohl.

Abgeordneter Nohl: Wir Kummuniste» schätzen
die Entschließung der Zentrumsfraktion so ein, wie sie
eingeschätztwerden muß, als ein parlamentarisches
Manöver, als eine Geste, die nur dazu dienen soll, vor
den Angen der christlichenArbeiter die Tatsache zu
verberge», daß es gerade die Zentrumsfraktion ist, die
mit allen Mitteln bestrebt ist, den kommnnalen Ban¬
markt, also denjeuigeu Vaumarkt, der bisher die Ar¬
beiter am mcisteu beschäftigt hat, zn drosseln. Das
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Zentrum hat durch die Zustimmung zu den Finanz-
ansgleichsgesctze» und durch die Zustimmung zum
Yuuug-Plan die Voraussetzung für die Drosselung des
Naumarktes in deu Kommunen geschaffen.

Wir sprechen aber auch den Vertretern der Nazis
das Recht ab, hier dermaßen gegen die sogenannte
„Erfnllnngspolitik" eine Attackezu reiten. Man denkt
da unwillkürlich an eiueu schönen Aufsatz in der „Welt-
biihue" über die Protestkundgebung der Faschistenvor
dem Teutoburger Herumnns-Denkmal gegen den
Ionng-Plan. Da heißt es in schönem lyrischem Stil:

„Nachts um die zwölfte Stuude verläßt der Tam¬
bour sciu Grab uud steigt die bewaldeten Höhen von
Tentoburg hinan, um Nevauchc zu trommclu Wider
Quiutilius Uonug uud jeue unwürdigen Deutschen,die
sich feigen Sinns der Tributpflicht unterwerfen wollen."

Diese Revanchetrommelei hat aber sehr schlecht ge¬
zogen, denn der Tambour steht allein da, und die
Offiziere haben es wieder einmal so gemacht, wie es
die Herrschaften von der Nazzi-Frout im Weltkrieg ge¬
macht haben, denn der Hnnptmann Hugcnbcrg ist bei
Tentoburg desertiert uud ius Lager derjenigen ge¬
gangen, die bei Ionng ^ (5o. stehen. (Ironisches
Bravo! des Abgeordneten I),'. Leh.) Wir haben von
den Leuten nichts anderes erwartet. Gerade diejenigen
von den Nazis, die sich bei der Debatte über die Ent¬
schließung der Zentrumsfrattiun zur Lage des Nau¬
marttes so iu die Brust geworfen und erklärt hnbcu:
„Wir standen 10, l an der Front", diese Ihre Mannen,
Herr Dr. Leh, die „Teutschen" vou 1914, waren dazu
auserkoren, dem Ritter von Eharleville die Steigbügel
zu halteu (Ironisches Hurra! des Abgeordnete» !)>-.
Leh). Ich brauche uichts darüber zu sagen, welche Rolle
der Ritter von Eharleville gespielt hat, das ist jedem
bekannt. Man kaun eine Parallele ziehen zwischen der
Tätigkeit des Ritters von Eharleville nnd der Tätigkeit
der Leute, die in Köln ihre Verguüguugcu suchen.

Weuu hier aber gesagt wird, mau wolle deu Kampf
gegen den Uunng-Plan führen, um Gelder für den
Baumnrkt frei zu bekommen, so Wolleu wir doch daran
erinnern, daß aus berufene», Munde der National-
faschisten(Znrnf rechts: Ihr Wolga-Faschisten!) die
Erklärung abgegeben wnrdc: „Weuu wir zur veraut-
wörtliche» Mitarbeit — siehe Frick ^ herangezogen
werde», siud wir auch bereit, die Erfüllungspulitik und
den Ionng-Plcm durchzuführen." Es ist das kein Zu¬
fall, daß, wie bereits eiu Vorredner erwähnt hat, zur
Drosselung des Banmnrttes uud des Wohlfahrtsetats
Herr Frick einen Zwangsetat über Gotha verhängt hat
(Znrnf des Abgeordneten Ni-. Leh: Der Frick liegt
Euch im Magcu!), aber dabei im Angc behielt, daß
die Gelder für seine Pension sichergestellt wurden.
Hätte die Nazi-Fraktion eiueu Ergäuznugsautrag zur
Entschließung des Zentrums eiugebracht, daß die Gel¬
der, die der Nazi-Frick iu Thüriugcu für sich sicherstellt,
dazu gebraucht werden sollen, nm Gelder für den Vau-

markt frei zu bekommcu, so hätte mn» diese schöne
Geste anders tommeutiereu können. Aber so stellen wir
fest, daß die Nazis nur den Versuch gemacht haben,
die durch eiue 2000jährige Praxis erprobte Demagogie
der Zentrumspartei uoch zu übertreffe«. (Sehr gut!
bei deu Kommuuisteu.)

VorsitzenderI),'. I arres : Weitere Wortmeldungen
liegen nicht vor. Der Herr Berichterstatter hat das
Schlußwort.

Abgeordneter l)i-. Hagen : Meiuc Damen un^>
Herren! Es kaun gar keiue Rede davon seiu, daß die
Zentrumsfraktiou diese» Autrng uur eingebracht hat,
nm eine schöue Geste zu macheu. Es war ihr niit diesem
Antrag durchaus erust gemeint.

Der Autrag, wie er vorliegt, hat aber iu der I. Fach¬
kommission einige Veränderungen erfahren müsse».
Es geht nicht an, daß »mn dazu auffordert, daß eine
Reihe von Sparkasse» vorübergehend von der An-
leginigspflicht bezüglich der Reichs- uud Stants-
aulcihen befreit wird. Darin würde ich eine sehr
große Gefahr für die Zukunft sehen. Wir haben iu
Preußeu 800 bis 1000 Sparkasse,,. Jeder dieser Spar¬
kasse,! die Möglichkeit zu biete», ihre A»lagen so zu
gestalten, wie es ihr für den Augenblickgerade paßt,
das würde außerordentlich gefährlich sein. Wir müssen
vor allen Dingen darauf sehen — das ist mindestens
ebenso wichtig wie der Wohnungsbau —, daß die ab¬
solute Sicherheit der Sparlasse uuaugetastet bleibt.

Außerdem ist es nicht möglich, den Absatz von
Pfandbriefen durch die Aufhebung der Kapitalertrags¬
steuer zu fördern. Die KapitalertragSstcncr ist eine an
und für sich unsinnige Steuer; sie muß auf de», gmizeu
Gebiete, wo sie vorhaudeu ist, beseitigt werde». Das
wird aber schwieriger,wenn man sie »nr für eine ein¬
zige Ausnahme zu beseitigen versucht. Iufolgedesseu
ist im I. Fachausschußdie Entschließung der Zentrums-
fraltiu» iu ihrem zweiten Absatz von dn ab, wo es
heißt: „Insbesondere erscheint es notwendig", wie
folgt geändert wurden: „Insbesondere erscheint es not¬
wendig, den preußischen Nnsgleichsstuckfür die Haus-
zinsstener schon jetzt in, Anfang des Hanshaltsjahres
durch Zwischcntredite flüssig zn machen." Aus diese,»
Ersatz-Satz werde» Sie am deutlichste,, erscheu, daß
es der Zrutrumsfraktiou uicht uur um eiue Geste zu
tuu war. (Nrnvo!)

Vursitzeuder Dr. Iarres: Die Besprechung ist
geschlossen.Wir kommen zur Abstimmung.

Ich bitte diejenige» Mitglieder des Hauses, welche
für die Annahme des Antrages des 1. Fachausschusses
uud für die Annahme des Antrages der Zentrnms-
frattion iu der abgeänderten Form sind, sich zu er¬
heben. Das ist die Mehrheit. Es ist so beschlossen.

Wir kommen zn Nr. .'!5. Wünscht der Herr Be¬
richterstatter das Wort? Das ist nicht der Fall.
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Wir treten in die Besprechung ein. Das Wort hat
Herr Abgeordneter Terboven. (Nicht da!) Dann Herr
Abgeordneter Rahmnnu.

Abgeordneter R n h in ann : Meine Damen nnd
Herren! Ich verweise ans unseren Antrag (Druck-
sache 125), wonach die Vertreter der Provinz gebeten
Werden, im Anfsichtsrat nnd in der Generalversamm¬
lung des RWE., mit allem Nachdruckdaranf hinzn-
wirlen, daß die geschäftsschiidigendcHandlungsweise
des RWE. gegenüber den selbständigen Gewerbe¬
treibenden unter allen Umständen unterbleibt. Im
Ausschuß ist es z. T. so dargestellt worden, wie wenn
die Geschäftsschädigungnicht in dem Maße bestände,
wie sie vom Handwerk zum größten Teil behauptet
wird. Ich habe hier Unterlagen, wonach in dem kleinen
Kreise Solingen der Verkauf von Heißwasserspeichern
nnd elektrischenHerden im Zeitraum von 3 Monaten
die Zahl von l>7 erreicht hat. Wenn das letzten Endes
keine Schädigung des gewerblichen Mittelstandes ist,
weiß ich wirklich nicht, wo denn nun die Grenze ist,
wo die Schädigung des gewerblichenMittelstandes an¬
fängt. Meine Damen und Herreu, die Vertreter der
Provinz werden dem Handwerk einen außerordent¬
lich großen Dienst erweisen und feinen Dank erwerben,
wenn sie darauf hiuwirken, daß diese Gcschäftsschädi-
Mmgen des RWE. aufhören. Da in diesem Hohen
Hnnse auch viele Vertreter der Kommunen sind, die
ebenfalls zum Teil im Anfsichtsrat des RWE. sitzen,
su richten wir auch a» sie die dringende Bitte, in dem
Sinne zu Wirte», daß die Geschäftsschädignnganfhört.
Sie tonnen von einem Handwerksmeister nnd einem
Gewerbetreibenden nicht verlangen, daß er sich durch
die geschäftlicheNetätignng des RWE. letzten Endes
zum Handlanger des RWE. stempeln läßt. (Zuruf des
^geordnete,, Hoffmann: Ihr seid ja Kurpfuscher!)
H/rr KollegeHoffmnnn, daß wir in diesen Dingen nicht
"nig gchcn, ist wohl erklärlich.Ihre grundsätzliche Ein¬
stellung weicht ja sehr weit von der nnsrigen ab. Wir
bedauern auch gar nicht, wenn Sie uns in dieser Sache
^hre Zustimmung nicht geben. Von den Vertretern der
Provinz erbittet aber das gesamte Handwerk, und da-
wit anch nieine Fraktion, daß die Schädigungen, die
°"rch das RWE. dem gesamten gewerblichenMittcl-
'l""d zugefügt werden, aufhören. (Znrnf des Abge¬
töneten 111, Stein: Bravo!)

Vorsitzender l)r. Iarrcs: Das Wort hat Herr
"ugeurdneter Steinbüchel.

Abgeordneter Steinbttchel: Meine Damen und
Herren! Es handelt sich hier um einen der vielen
^Nitntiunsanträge, wie sie von fast allen Parteien nus
^rr die gm,zc Wochehindurch beschäftigthabe». Eiue
^Mdiguug des Mittelstandes durch die Einrichtuugeu
°rs RWE. liegt nicht im geringsten vor. Im Gegenteil,
'"'. l'i» sogar der Ansicht, daß eiue Förderung des
Mittelstandes darin liegt, weil die Installateure nnd
'Vnudwerter dadurch noch Kapital ersparen nnd einen

besonderenZwischengcwinnerzielen können. Das RWE.
hat in Essen eine zentrale Einrichtung, das sogenannte
Glettrohllus, das eine gemeinsame Ginrichtung des
RWE. und der beteiligten Installateure ist. Dieses
Haus hat 9 Prozent Gewinn zum Jahresschluß ver¬
teilt, wovon die beteiligten Installateure auch ihren
Anteil bekommen haben. (Zuruf des Abgeordneten
Hoffmann: Hört, hört!) Außerdem habeu die Installa¬
teure, tue kein Geschäft habe», dasselbe Recht, da sie
meistcus selbst nicht die Kapitalien haben, die Apparate
zu verkaufen. Sie können, trotzdem sie gar kein Kapital
aufzuwenden brauchen, den Zwischengewinn zwischen
Em- nnd Verkaufspreis eiuziehen. Weuu darin keine
Forderung des Mittelstaudcs liegt, dann verstehe ich das
nicht. Wenn diese Einrichtung nicht bestände, hätte das
Handwerk gegebenenfalls monatelang solche Apparate in
feinem Hause stehcu, die dann die Zinsen fressen So
trägt aber das RWE. das Risiko,und der Handwerker
hat den Zwischengcwinn. Augenblicklich hat man doch
meistens mich ähnliche Einrichtuugeu bei den Kom¬
munen, auf die sich die Handwerker eingestellt haben
Ich glaube, daß das eine Zwischenfurm ist, die beiden
Teilen durchaus dient. Außerdem liegt die Sache so,
daß die Handwerker gar nicht die znm Teil sehr kom¬
plizierten Apparate kennen, weil ihr Kundenkreis nicht
so vielseitig ist. Sie müssen sich vielfach bei der Zentrale
Instruktionen geben lassen, wie diese Apparate über¬
haupt bedient werden, nm sie weitergeben zn tonnen.

Meines Grachtens — das zeigt sich in Essen aus
der Praxis — liegt keine Schädigung, sondern im
Gegenteil eine Förderung des Handwerks in dieser
Einrichtung. (Zuruf vou der Wirtschatfspartci: Eigen¬
artige Auffassuug!)

VorsitzenderDr. Iarres : Das Wort hat der Herr
Abgeordnete Beck.

Abgeordneter Beck: Die ungeheure Arbeitslosig¬
keit, das Elend und die Not innerhalb der Arbeiter-
kreisc wirkt sich auch auf die mittelstnndischenSchichten
ans. Nun glaubt die Wirtschaftspartci, durch nichts¬
sagende Anträge ihren eigenen Niedergang aufhalten
zu können. Wir stellen fest, daß alle diese Maßnahmen,
die von der Wirtschaftspaket gefordert werden, daß
alle diese Vorschläge,die sie in ihren Kreisen unter¬
breitet, den Mittelstand ,licht nus diesem Elend heraus¬
führen werden. (Zuruf des Abgeordneten Nuhl: Sehr
richtig!) Die Wirtschaftspartci wird eines schönen
Tages ebenfalls vou den von ihr irregeführten Schich¬
ten znm Teufel gejagt werde». Wir sagen diesen Schich¬
ten ganz klar, daß Sie (znr Wirtschaftspartci) Schind-
lnder treiben mit denen, die Sie ins Parlament ge¬
schickt haben (Erregte Zurufe von der Wirtschaftspartci:
Frechheit! Unverschämtheit! Gin frecher Bursche!),
daß Sie hinaus gehen und eine Propaganda treiben,
die nicht mehr zn überbieten ist. Wir stellen hier fest,
daß Sie nunmehr glaube», durch derartig kleinliche
Anträge Ihren eigenen Niedergang aufhalten zu
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können. Wir sagen Ihnen aber auch auf der anderen
Seite, daß Sie eS sind, die in jeder Hinsicht . . .

Vorsitzender Nr. Iarres: Herr Abgeordneter
Lessenich hat eben den Ausdruck „Frechheit" zugerufen.
Ich rufe ihn deshalb zur Ordnung. (Znrnf des Ab¬
geordneten Kolaß: „Frecher Bursche" hat er gesagt! —
Große Unruhe.)

Abgeordneter Lcsscnich: Hat der Herr Vor¬
sitzende nicht gehört, daß der touiiunuistischeRedner ge¬
sagt hat, wir trieben Schindluder mit unsere» Wäh¬
lern? Hat der Herr Vorsitzendedas überhört?

Vorsitzender Dr. Iarres: Aehnliches habe ich
wohl gehört (Znrnf des Abgeordneten Lessenich:Dante
schön!), habe mich aber nicht veranlaßt gesehen, ein-
zuschrriteu. (Aha!-Rufe bei der Wirtschaftspartei.)

Abgeordneter Neck (fortfahrend): Ich weise darauf
hin, daß es ausgerechnet die Vertreter der Mittelstands¬
partei sind, die draußen bei ihren Zählern immer nnd
immer wieder gegell die hohen Gehälter losziehen, die
immer und immer wieder fordern, daß abgebaut Wer¬
den muß. Wenn Sie aber hineinblickenin den Reichs¬
tag, den Landtag und in die dielen Kommunen, so
sehen Sie, daß es gerade die Wirtschaftspartei ist, die
gemeiusnm mit dem Zentrnm, den Dentschnntionalen
nnd den übrigen kapitalistischen Vertretern eine
Sache macht und gegen die Arbeiterschaft lusgcht. Wir
stellen fest, daß auch in dieser Frage wiederum ein
billiges Agitatiouönlittel geschaffen werden füll, um die
Wähler zu betören. Den Untergang, dem Sie (zur
Wirtschaftspartei) geweiht sind, die starte Verelendung,
die auch bei Ihnen Platz greifen wird, werden Sie
mit derartigen Maßnahmen nicht aufhalten. Karl Marx
hat ganz klar aufgezeigt, daß auch Sie eines Tages
herabgewürdigt, herabgcstoßeu werden ins Proletariat.
Sie glauben, durch derartige Maßnahmen uunmehr
dem goldenen Mittelstand, der ebenfalls vor dem Rnin
steht, helfen zu können. Ich brauche Ihnen nicht auf¬
zuzeigen, wieviel Hunderte und taufende Existenzen
durch unsere „göttliche" republikanischeOrdnung tag¬
täglich dem Uutcrgnug geweiht sind. Sie wissen das so
gut wie wir. Sie glanben dadurch, daß Sie in der
Mitte laborieren, Ihren eigenen Untergang aufhalten
zn können. Die Schichten, die Sie heute mit derartigen
Mätzchenirreführen, werden eines Tages begreifen,daß
ihr Los nicht durch derartige kleinliche Anträge ge¬
bessert wird; sie werden begreifen, daß sie Front
machen müssen gegen die Vertreter, mit denen Sie in
den letzten 8 Tagen gemeinsame Sache gemacht haben,
daß sie Front machen müssen gegen die Kapitalisten,
gegen die Herren von den Deutschnatiunalen, vom
Zentrum usw., daß sie sich darauf ciustellen müsseu,ge¬
meinsam mit dem revolutionäre» Proletariat zu
kämpfen; denn nur dadurch wird ihre Lage gebessert
werden. (Zurufe vou der Wirtschaftspartei.)

Vorsitzender Dr. Iarres: Znr Geschäftsordnung,
Herr Abgeordneter Nr. Letz.

Abgeordneter Nr. Leh: In dem Aeltestenausschuß
wurde vurgesteru vou Herrn Nr. Iarres gesagt: „Herr
Abgeordneter Dnnder, wenn alle so wären wie Sie,
brauchten wir eine Gcschäftsordnnng nicht." Ich möchte
das feststellen znr Illustration für den heutigen Tag.
lZnrnfr von den Kommunisten: Das ist ja gar nicht
Wahr! — Unruhe.)

Vorsitzender Nr. Iarres: Die Bemerkung des
Herrn Abgeordneten Nr. Lch gehörte nicht zur Ge¬
schäftsordnung. Im übrigen entsprach sie in tein.c
Silbe der Wahrheit. (Stürmische Hört!-Hört!-Rufe. —-
Abgeordneter Dr. Leh: Znr Geschäftsordnung!)

Zu dieser Sache gebe ich Ihnen das Wort zur Ge¬
schäftsordnung nicht:

Abgeordneter Nr. Lch: Dann zn einer persönlichen
Bemerkung!

Vorsitzender Nr. Iarres: Zn einer persönlichen
Bemerkung, Herr Abgeordneter Nr. Lch.

Abgeordneter Dr. Lch: Ich stcllc fcst, daß diese
Worte genau so vou dem Herrn Präsidenten Dr. Iarres
gefallen sind. (Lebhafte Zustimmung bei dcn National¬
sozialisten. — Znrnf des Abgeordneten Gerlnch: Ncin!
^ Znrnf von den Kommunisten: Das ist eine Lüge!)

Vorsitzender Dr. Iarres: Ich stelle fest, daß das
der Wahrheit nicht entspricht. Die Worte sind von
einem anderen gesprochenworden, aber nicht voll mir.
(Zuruf des Abgeordneten Nr. Leh: Sie haben „Ja, ja"
gesagt! — Lachen bei dcn Sozinldcmokraten. — Znrnf
des Abgeordneten Huffmann: Sie sind ein netter
Zitnten-Künstler! — Weiterer Znrnf des Abgeordneten
Dr. Leh: „Sehr richtig!" haben Sie gesagt!)

Wir kommen znr Abstimmung. Ich bitte diejenigen
sich zn erheben, die zu Nr. 35, dem Antrag des I. Fach¬
ausschusses, zustimmen wollen. — Das ist die Mehr¬
heit. Gs ist so beschlossen.

Im übrigen muß ich zn der Bemerkung des Herrn
Abgeordneten Veck, der der Wirtschaftspartei zngernfen
hat, sie triebe Schindlnder mit ihren Wählern, be¬
merken: Ich habe dcn Znrnf in diesem Ton und in
dicscm Wortlaut nicht verstanden. Würde ich ihn ver¬
standen haben, so würde ich den Abgeordneten Veck
darauf anfmertsal» gemacht haben, daß er damit die
Parlamentarische Grenze verletzt Hütte. (Zuruf des Ab¬
geordneten Hoffmann: Dann hat sie aber auch der Zu-
rufer überschritte»! — Zuruf des Abgeordnete» Nr.
Leh znm Vorsitzenden: Das sind Ihre Freunde!)

Wir kommenzn dcn folgcndcu Punkte» der Tages¬
ordnung. Es sind Verbünde» die Nummern 36, 38
bis 43. Wünschen die Herren Berichterstatter dazu
das Wort? (Abgeordneter Dr. Kunst: Zur Geschäfts¬
ordnung!)

Zur Geschäftsordnung Herr Abgeordneter Nr.
Knust.

Abgeordneter Nr. K n n st : Nachdem wir uus acht
Tage laug iu der Form hier nnterhalten haben, wie es
den Abgeordnete» und auch der Tribüne nicht weiter
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nnseinandergesetzt werden braucht — anch die Presse
hat sich ja schun eingehend damit beschäftigt—, wird
jetzt einer der wichtigsten Punkte der ganzen Verhand¬
lungen in Angriff genommen, nnd zwar mit einer
Redezeit von 10 Minuten. In diesen IN Minuten Rede¬
zeit für jede Partei füll jetzt der Etat in der Weise
Verändert werden, daß die Sparmaßnahmen, von
denen der Herr Landeshauptmann und anch die Par¬
teien hier so viel Worte gemacht haben, nnn dadurch m
die Tat umgesetztwerden, daß der ordentlicheEtat auf
135,1 Millionen, womit er schon nm 2,1 Millionen das
vorhergehende Jahr überschreitet, festgesetzt und der
außerordentliche Haushalt von 7,1 auf 8,9 Millionen
erhöht werden soll. (Znrnf des Abgeordneten Gerlach:
Das ist doch nicht zur Geschäftsordnung!) Wir sind
znr Geschäftsordnung der Meinung, daß es nicht mög¬
lich ist, in 10 Minuten Klarheit darüber zn schaffen,
wie die einzelnen Parteien darüber deuten bzw. wie sie
ihre Sparsamkcitsansführnngen, die sie hier gemacht
haben, verwirklichenwollen, indem sie den außerordent¬
lichen Hanshalt jetzt «m 1,5 Millionen in 10 Minuten
erhöhen. (Sehr gnt! bei der Wirtschaftspartei.) Wir
sind der Meinung, daß die 35 000 Mark, die an Diäten
hier ausgezahlt werden ....

VorsitzenderDr. Iarres : Herr Abgeordneter, Sie
haben zur Geschäftsordnung das Wort. Sie sprechen
aber zur Sache. Das ist gegen die Geschäftsordnung,

Abgeordneter Ui-. Knnst (fortfahrend): Daß diese
Diäten dafür benutzt werden sollten, ganze Arbeit zu
wachen, indem wir nns über die Sparsmnkeits-
Vrinzipü'n, wie sie jetzt hier angewandt werden sollen,
etwas länger unterhalten. Wir stellen den Antrag, die
»Redezeit von 10 ans 20 Minuten zn erhöhen. (Zuruf
des Abgeordneten Nenner: Weun Sie zuviel Diätcu
stummen, dann geben Sie sie bei uns ab. Wir tonnen
ne verwerten! — Heiterkeit.)

Vorsitzender 1)^. Iarres: Der Acltcstcnrat hat
Ihnen heute morgen vorgeschlagenund Sie habeu be¬
schlossen,zn Nr. 36, 38 bis 13 die Redezeit auf 10 Mi¬
nuten festzulegen. Die Wirtschaftöfraktion stellt den
Antrag, diese Redezeit mit Rücksicht auf die Wichtigkeit
norade dieses Gegenstandes ans 20 Minute», zu erhöhen.
Ich lasse darüber abstimmen und bitte diejenigen, die
s"" Autrage der Wirtschaftspartei entsprechenwollen,
'ch in erheben. (Znruf des Abgeordneten Haate: Wo
"leibt die Arbeitsgemeinschaft? — Antwort des Abge¬
ordneten Gerlach, auf Wirtschaftsbund und Nationnl-
wzmlisten weisend: Da ist sie jn!) — Das ist nicht die
"forderliche Mehrheit. (Znruf des Abgeordneten Dr.
^rh: Die KPD. geht immer mit den Bürgerlichen! -
zachen in der Mitte und links. — Erneuter Zuruf
°es Abgeordneten vi>. Leh: Das sind Ihre Freunde!)

berr Abgeordneter Dr. Leh, Wolleu Sie nicht immer
°" Verhandlungen unterbrechen durch iibcr-
""ssige Zwischenrufe.

Ich erteile zunächstdas Wort dem Herrn v?. Boden
als Berichterstatter zu Nr. 10.

Abgeordneter Ur. Boden: Meine Damen und
Herren! Ich habe namens des I. Fachausschusseszu
Nr. 40 lediglicheiue Erklärung abzugeben. Sie finden
in dem Haushaltsplan „Verfchiedeues"unter Titel 15
zum erstenmal einen Ansatz für die Landesplanung.
Der I. Fachansschnß hat mich beauftragt, seiner Mei¬
nung hier dahin Ausdruck zu geben, daß er diese
Materie als eine Aufgabe der Selbstverwaltung be¬
trachtet uud daß er im Interesse einer einheitlichen
Regelung dieser Materie für die Provinz eine pro¬
vinzielle Selbstverwaltungsnufgabe darin erblickt.

Vorsitzender 1)i>. Iarres: Ich stelle fest, daß die
übrigen Herren Berichterstatter das Wort nicht
wünschen.

Wir treten in die Besprechung ein. Zunächst hat
das Wort Herr Abgeordneter Hansen.

Abgeordneter Hansen: Meine Damen und
Herren! In der Drucksache 127 heißt es wörtlich: „Die
Provinzialverwaltung wird beauftragt, sofort geeignete
Schritte zu unternehmen, um die vorhandenen Miß¬
stände beim Deichban Neuwied in bezug auf Ueber-
stundenwcsen, untertarifliche Entlohnung, Nichtein-
haltung der Unfallverhütnngsvurschrifteu, Vermittlung
nnd Unterbringung der Arbeiter usw. zu beseitigen."
Ich wäre in der Lage gewesen, aus meiuer Zugehörig¬
keit zum DcichnnsschußNenwied diese Unterstellungen
zn widerlegen,habe es aber für meine Pflicht gehalten,
diese Angelegenheit sofort dem Bürgermeister in Neu¬
wied und ebenso dem Leiter des Deichbnnamtes zu
Neuwied zu uuterbreitcu. Darauf habe ich die Er¬
klärung bekommen, die hier schriftlich vorliegt, daß den
berufenen Stellen von Mißständen beim Deichbau
Neuwied in bezng ans Ueberstundenwesen,untertarif¬
licher Entlohnung, Nichteinhaltung der Unfallver-
hütnngsvorschriften, Vermittlung nnd Unterbringung
der Arbeiter nichts bekannt sei. Wohl sei es einige Male
vorgekommen, daß Arbeiter, die von den Deichbau¬
firmen wegen Pflichtverletzung entlassen wurden seien,
sich über angeblicheMißständc, wie sie in dem kommu¬
nistischen Antrag erwähnt seien, beklagt hätten. Die
Ermittlungen hätten jedoch jedesmal ergeben, daß von
Mißständen keine Rede sein könnte und daß die Be¬
schwerdennur vorgebracht worden seien, um sich a»
der betreffenden Firma wegen der Entlassung zn
rächen. Im übrige» bemerkt der Herr Bürgermeister
weiter, daß die Kontrolle über die Dcichbauarbeiten,
die das Deichbauamt im eigenen Interesse ausübe, eine
so weitgehendennd scharfe sei, daß die in dem Antrag
behaupteten Mißständc überhaupt uicht aufkommen
könnten.

Ich freue mich, daß die Unterlage» der Regierung
in Koblenz znr Prüfung überreicht sind, weil sich ge¬
rade die Regierung in Koblenz fortlaufend über die
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tatsächlichen Verhältnisse unterrichtet und sich davon
überzeugt hat, daß alles in Ordnung ist.

Meine Herren! Wir in Neuwied haben ein ab¬
schreckendes Beispiel in allernächster Nähe, den Nür-
biirgring, nnd werden schon darauf achten, daß es nicht
zn einem zweiten Nürburgriug kommt.

Bei dieser Gelegenheit möchte ich aber die Landes-
berwaltung bitten, der Aggertalsverre-Angelegenheit
erneute Aufmerlsamteit zu widme», damit es hier nicht
zu einem zweiten Niirbnrgring kommt.

Vorsitzender l),-. Iarres: Das Wort hat der
Herr Abgeordnete Ui-. Boden.

Abgeordneter Nr. Boden : Meine Damen! Meine
Herren! Die Ausführungen, die der Herr Abgeord¬
nete Dr. Knust zur Begründung des Antrages auf Ver¬
längerung der Redezeit gemacht hat, zwiugen mich
doch, zu dieser Sache kurz Stellung zu uehmen.

Es ist richtig und auch im 1. Fachausschuß sehr deut¬
lich zum Ausdruck gebracht worden, daß man über die
Art dieser Umetatisicrung sehr streiten kaun. (Hört,
hört! bei der Wirtschaftspartei.) Sie müssen aber be¬
denken, daß es sich hier um eine Aufgabe handelt, die
die Provinz seit Jahren und Jahrzehnten als ihr ur¬
eigenstes Gebiet betrachtet hat und daß die Senkung
in diesem Aufgabengebiet gegenüber dem Vorjahr 40
Prozent beträgt nnd damit den höchsten Prozentsatz
erreicht hat, der überhaupt gekürzt worden ist. Ich
darf vergleichsweisedarauf hinweisen, daß im Hoch-
bauetat die uächsthöchste Kürzung mit 38 Prozent nnd
die dann folgende Kürzuug mit 22 Prozent bei den
Provinzialerziehuugshcimcn erfolgt ist. Weuu Sie das
zugrunde legen uud bedeukeu,daß die Gemeinde» nnd
kleinen Landkreise sehr wesentlichauf die Unterstützung
der Provinz zur Aufrechterhaltung ihrer Straßen an¬
gewiesen sind, dann werden Sie niir Wohl recht geben
und mich unterstützen,weuu ich Sie bitte, dem Autrage,
Wie er Ihue» vorgelegt ist, Ihre Zustimmung zu er¬
teilen.

VorsitzenderOi-. Iarres : Das Wort hat der Herr
Abgeordnete Meurer.

Abgeordneter Mcuer: Zunächst liegt Ihnen ein
Antrag der kommunistischenFraktion vor, in dem ver¬
langt wird, der Noten Hilfe einen Zuschuß in Höhe
von 50 000 Mark zu gewähren. (Zurnf des Abgeord¬
neten Terboven: Das ist zu wenig!) Der Ausschuß
empfiehlt Ublehuung. Wir sind uns auch darüber klar,
daß die Mehrheit dieses Hauses diescu Autrag ablehnen
wird, weil von dieser Stelle aus grundsätzlich nur
Mittel entweder für die schwarze oder für die blaue
oder für die rosarote Hilfe bewilligt werden.

Danu liegt ein Antrag unserer Fraktion vor, die
Summe für Kinderspeisung von 150 000 auf 500 000
MM zn erhöhen. Wir sind gewiß, daß die Mehrheit
dieses Hanfes auch diesen Antrag ablehnen wird.

Weiter liegt ein Antrag vor, die beabsichtigteAn¬
leihe von 7,5 Millionen NM für deu Straßenbau in
der Provinz cmf 15 Millionen RM zn erhöhen. Gin
weiterer Antrag unserer Fraktion fordert, daß vo»
diesen 15 Millionen RM 6 Millioneil RM für den
Gemeinde- uud Kreiswegebnu zur Verfügung gestellt
werden. Sie werden diese Anträge naturgemäß ab¬
lehnen; aber mit der Ablehnung dokumentieren Sie,
daß die ganzen Reden, die Sie vou Moutag bis heute
über die schlechten Wegeverhältuissc in der Eifel, auf
dem Hunsrück uud überall gehalten haben, nichts
anderes sind, als leere Phrasen.

Herr Hansen als Vertreter der Zentrumspartei
erklärt hier: Bei dem Deichbau Neuwied sind keine
Mißstände vorhanden; es ist alles in bester Bntter.
Wen» das so wäre, Herr Hansen, hätten wir gar keine
Veranlassung gehabt, diesen Antrag hier einzubringen,
AIs vor zwei Jahren die Bewilligung der ersten
Mittel für den Deichbau Neuwied hier zur Beratung
stand, stand ebenfalls ein Antrag unserer Fraktion zur
Diskussion, in dem von der Verwaltung gefordert
wnrde, daß sie bei der Verausgabung uud Verteilung
der Gelder eine sehr strenge Kontrolle durchführen
sollte. Wir stellen heute fest, daß diese Anträge ab¬
gelehnt wurden sind, weil die Verwaltung erklärte:
Der Antrag ist nicht notwendig; wir werden mich ohne
diesen Antrag irgendwelche Mißständc bei diese» Ar¬
beiten zn unterbinden wisse». Heute stellen wir fest,
daß bei den Deichbanarbciten in Neuwied ein Akkord-
System herrscht, das ein ausgesprochenes Mordsystem
ist. Ich frage Sie, Herr Hansen: Wenn bereits bis
heute beim Deichbau 5 Todesfälle nnd weit über 50
Schwer- und Leichtverletztezu verzeichnen sind, ob das
»ach Ihrer A»sicht leine Mißständr sind. Wir sagen:
Weil die Verwaltung solche Mißstäude deckt, ist sie
lUNProzentig mit verantwortlich für dieses Abschlachte»
der Proletarier. (Zuruf von den Kommuuisteu: Sie
sagt, es wäre alles in Bntter!) Natürlich, alles in
Butter. Wenn wir zum Beispiel heute feststellen,daß
Tausende von Tagewerke» uur durch das Schufteu vou
Uebcrstuuden eingespart worden sind, nur deshalb, weil
die Firmen Ueberstunden auf Ueberstunden verlangen,
so sind das schon einige Mißstäude. Wenn Wir weiter
feststellen,daß bei den meisten Firmen beim Deichbau
die Tariflöhne nicht eingehalten werden, sondern daß
die Arbeiter unter Tarif entlohnt werden, so sind
das ebenfalls Mißstände. Wenn bei der Vermittlung
vo» Arbeitskräfte» dnrch das Arbeitsamt Neuwied
nach dem Deichbau zu verzcichueu ist, daß die Aus¬
gesteuerten im Kreise Nenwied selbst keine Beschäfti¬
gung beim Deichbau fiudcn, daß dafür Arbeitslose mit
36 und 3? RM Unterstützung aus den Landkreisen
Koblenz, Mnyen und Alteukirche» beschäftigt sind, nur
um die Unterstützungsempfänger, die auf Gruud ihrer
Leistuugeu hohe Uuterstützuugssätze beziehen, aus der
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Arbeitsloscnfiirsorgc hcrauszuwichscn,so sind das auch
Mißständc. Wir stellen fest, daß bei aller Akkordarbeit
der beste Wochcnlohn im Durchschnitt 37, 38 RM, im
nllcrgünstigstcn Falle 40 RM beträgt. Die Leute, die
ans dem Kreise Altcnkirchen vom hohen Westerwald
für 30, 3? und 38 RM die Woche schaffen müssen,die
dann noch ihre Fahrgelder und sonstigen Abgaben
zahlen müssen, gehen mit einen: Wochenlohuvon 23 uud
24 RM nach Hause. Das sind doch sicherlich Mißstände,
Herr Hansen.

Heute steht die Frage zur Diskussion, ob 28NU00
RM wiederum als Zuschuß zum Deichbau gegeben
werden sollen. Wir verbinde» damit unsere Forde¬
rung, daß die Verwaltung in Zukunft mehr als bisher
auf die Einhaltung der tariflichen Bestimmuugen
achtet. Wenn uus nachher erklärt wird, daß dafür die
Gewerkschaftenund die Parteien da sind, so erklären
wir Ihnen, daß dieselben Parteien, die hier unsere
Anträge ablehnen, dort die Gewerkschaften, das
Arbeitsamt, das Bürgermeisteramt uud die Kreis¬
leitung darstellen. Bei einer solchen Verwaltung und
bei solchen Leuten ist absolut nicht zu erwarten, daß
sie auch das allergeringste Interesse den Werktätigen
entgegenbringen. Im Gegenteil, wir werden feststellen
können, daß nach Bewilligung dieses Zuschussesvon
280 000 RM die dortigen Firmen erneut den Augen¬
blick für gekommen halten, durch ein gesteigertes
Mordsystcm diese 280 000 RM ebenfalls in aller¬
kürzester Zeit zu verschlingen.

Wenn Herr Hansen sagt, daß die Deichbaukummission
darauf achtet, daß der Deichbau Neuwicd kein zweiter
Nürburg gibt, so tonnen wir Ihnen verraten, daß das
Nürburgdrama in Ncuwied beim Deichbau seine
Wiederholung fiudcn wird. Sie haben heute selbst
zugegeben, daß der Nürburg eiu Fiasko ist für die
Verwaltung und für die Nheinprovinz. Sie dürfen
allerdings nicht vergessen,daß Sie diejenigen sind, die
die Mittel für den Nürburgriug bewilligt haben.
Gerade beim Etat für Straßcu- und Wegebau stellen
wir fest, daß Jahr um Jahr die Mittel für den Ausbau
der Gemeinde- und Kreiswege beschnitten werden, daß
aber auf der audercu Seite das Millioncndcfizit bei
diesem Nürburgriug gedeckt wird. Aus all diesen
Dingen ersehen wir, daß Sie gar kein Interesse daran
haben, und aus Ihren Ausführuugen konnten wir
bereits entnehmen, daß Sie gar nicht daran denken,
diese hier nufgczeigtcu Mißständc beim Deichbau Neu¬
wicd auch uur iu etwa abzustellen. Wir sind der Auf¬
fassung, daß Sie das auch niemals tun werden. Des¬
halb sagen wir, daß diese Instanz, dieses Parlament
Und diese Verwaltung nicht dafür eintreten nnd sorgen
Werden, daß diese Mißständc, daß dieses Mordsystem
bcuu Deichbau Neuwicd beseitigt wird, souderu wir
wissen, daß dieses System weitergeführt und beibehalten
wn-d. Deshalb sagen wir den Proletariern draußcu,
daß nicht durch Beschlüsse dieses Parlameuts auch nur
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in etwa Hilfe zu erwarten ist, daß die Verwaltung
ein Bestandteil des kapitalistischenSystems ist und daß
die Arbeiterschaft von diesemBestandteil eines kapita¬
listischen Ausbeutersystcms gar nichts anderes erwartenkann.

Wir sagen deshalb den Arbeitern, daß es gilt, im
Kampf diese Gesellschaftsordnung samt ihrer Vcrwal-
ung und ihren Stützen zu beseitigen. Die Zustände

beun Deichbau Neuwied werden dazu beitragen, viel¬
leicht Hunderten und Tausenden von Proleten in dem
dortlgen Gebiet die Nugeu zu öffnen.

VorsitzenderUi-. Inrrcs: Das Wort hat der Herr
Abgeordnete von Detten.

Abgeordneter von Detten: Meine Damen und
Herren! Zu Punkt 41 der heutigen Tagcsurdnuug
liegt ein Antrag des IV. uud I. Fachausschussesvor
zu dem Antrag der Zentrumsfrattion auf Erhöhung
der für Uebernahmestraßen und für Unterstützuug des
Kreis- und Gcmeindewegcbaues vorgesehenen Mittel,
ferner ein Antrag der Wirtschaftspartci zu diesem
Autrag der Zentrumspartei Nr. 6«. In diesem An¬
trag der Zentrumspartei wird folgendes verlangt:

Seit dem Jahre 1926 sind für Kreis- uud Gemeiudc-
wegcbauten 1,7 Millionen RM verlangt worden,
ferner für den Ausbau der Proviuzialstraßeu 1 Million
RM, ini gauzcn also 2,7 Millioueu RM. Im Jahre
1930 ist der Ltat von der Provinzialverwnltung so
aufgestellt worden, daß für Kreis und Gemeinden
1 Million RM und für den Ausbau 500 000 RM an¬
gefordert werden. Es besteht also gegenüber den Vor¬
jahren eine Differenz von 1,2 Millionen RM. Das
Zentrum verlangt aber eine Erhöhung dieser Position
um 1,5 Millioueu RM, geht also noch um 300 000 RM
über die Etats der Jahre von 1926 an hinaus, ob¬
wohl sich seitdem die Schwierigkeiten und bic Nut des
deutschenVolles über alle Maßen vergrößert haben.
(Zuruf des Abgeordnete» vi-. Knust: Sehr richtig! Das
ist die Sparsamkeit!)

Meine Damen und Hcrre»! Die Wirtschaftspakte!
hat nun durch ihren Antrag versucht,diesem Vorgehen
des Zentrums die Sparsamkeitsmöglichkcit eutgegen-
zustelleu (Sehr richtig! bei der Wirtschaftspartei.) und
hat verlangt, daß diese Mehranforderung von 1,5 Mil¬
lionen dadurch gedeckt wird, daß der Endbetrag des
ordentlichen Haushaltsvoranschlages für 193U, der in
der Schlußsnmme mit rund 2,! Millionen RM über¬
stiegen wird, zur Deckungbenutzt werden soll. Es ist
im Ausschuß gesagt worden, daß es für uns sehr leicht
wäre, solche Vorschläge zu macheu. (Sehr richtig! im
Zentrum.) Ich höre eben auch aus dem Zentrum die
Vemertuug: Sehr richtig. Ja, meiue Damen und
Herren, ist es denn für die Provinzialverwaltung nicht
uoch viel leichter, eine solche Erklärung, daß dies
leicht sei, abzugeben? Wir haben von der Provinzial¬
verwaltung allerdings einen Sparerlaß zu Hiiuden be¬
kommen, über Leu wir uus bis zu einem gewissen
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Grade freuen könnten; denn wir glaubten darin ein
langsames Erkennen zu sehen, das; auch die Provinzial-
vcrwaltung endlich dazu übergeht, tunsegucntc Maß¬
nahmen zur Vrsparung der Stcuergclder und der Um¬
lage durchzuführen. Wir haben uns schon gewundert,
daß nicht von anderer Seite aus gegen diesen Spar¬
erlas; losgezogen worden ist, denn es würde doch den
Anschauungen der Linken nicht entsprechen, das; man
nun wirklich und energisch irgendwelche Sparmaß¬
nahmen verlangt.

Meine Damen und Herren! Das Zentrum bringt
es nun fertig, über die Summen der Jahre hinaus¬
zugehen, in denen es glaubte, das; wir noch besser
standen. Die Wirtschaftspartei hatte aber schon damals
dauernd gemahnt, des Endes einzugcdeuten, das uns
bei dieser Wirtschaft, wie sie in Reich, Ländern uud
Kommunen getrieben wurde, bevorstehe. Die Wirt¬
schaftspartei hat gemahnt, der Folgen eingedenk zu
sein, wenn die Nadilalisicruug des Volkes und das
Auseinanderfalten der Volksschichten weiter fort¬
schreite. Gin Spiegelbild davon waren die gesamten
Verhandlungen hier, in denen fast täglich Links und
Rechts in einer Schärfe aufeinanderprallten, wie wir
das in der Vergangenheit noch nicht gesehen haben.
Das alles zeigt nur die scharfnbgehendeKurve unserer
Wirtschaft. Deshalb ist es auch nicht verständlich, das;
man von derjenigen Partei, die IN Jahre lang diese
Wirtschaftspolitik maßgebend und ausschlaggebend
trotz bürgerlicher Mehrheiten beeinflußt hat (Hört,
hört-Rufe bei der Wirtschaftspartei), über die Etats¬
ansätze viel besserer Jahre der Vergangenheit in der
heutigen Not um diese außerordentliche Summe
hinausgeht. «Sehr gut! bei der Wirtschaftspartei.)
Glaubt man wirtlich, bevor noch das Desastre kommt,
möglichst viele seiner gegebenen Versprechungen in
Kreisen, Gemeinden und in der Provinz in die Scheuue
hineinbringen zu müsseu? Deuten Sie daran, daß
diese Scheune eines Tages brennen wird und daß
alles, was Sie dort hineingesteckt haben, vernichtet
werden wird. (Sehr gut! bei der Wirtschaftspartei.
Zuruf des Abgeordneten »r. Ley: Sehr richtig!)

Meine Damen und Herren! Der Sparerlaß ist
gut, aber wir vermissen trotzdem den großen Zug in
den Etats, daß wirtlich mit ernster Rücksichtslosigkeit
und Konsequenz gespart wird. (Sehr richtig! bei der
Wirtschaftspartei.) Nenn es heißt, es wäre für uns
sehr leicht, solche Vorschläge zu machen, dann muß
man der Provinz doch entgegenhalten, daß wir schon
vor Jahren im Reichstag und in anderen Parlamenten
verlangt haben, IN Prozent der gesamten Etats ab¬
zustreichen. (Zuruf des Abgeordneten Dunder: Um die
Hungerpeitschenoch mehr schwingenzu tonnen!) Nein,
um sparsam zu sein uud dafür zu sorgen, daß die
Arbeiter noch Lohn bekommenkönnen; denn das wird
eines Tages aufhören, und Sie <zu den Kommunisten)
haben nns noch nicht bewiesen,daß es möglich ist, Geld

zu bezahlen, wenn keins mehr da ist. Wenn Sie den
Beweis einmal erbracht haben, dann können Sie
wiederkommen.(Erregte Zurufe bei den Kommunisten.)
Meine Damen und Herren! Wir Wundern uns auch
darüber, daß unser Antrag von der ProUinzialverwal-
tung im Ausschuß so leicht genommen wurde, indem
man erklärt hat, es wäre leicht, sich so zu äußern. Ich
möchte einmal fragen, ob die Provinzialverwaltung
auch dem Herrn Finanzminister, der einen Erlaß
herausgegeben hat, daß IN Prozent bei allen Etats
zu sparen sind, gesagt hat: Ja, lieber Finanzminister.
Das ist alles sehr leicht und sehr schön. Sage aber mal,
Wo, wie und wann ich diese IN Prozent einsparen soll.
Ich glaube, daß diese Entgegnung durchschlagendist
für dir Stellungnahme der Provinz im Ausschuß uns
gegenüber.

Meine Damen und Herren! Noch etwas über die
Anleihepolitit und darüber, daß die Provinz es heute
fertigbringt, Mittel aus dem außerordentlichen Etat
im ordentlichen Haushalt zu verwenden. Das scheint
mir ein bißchen an Hexerei zu grenzen. Wir haben
uns aber bei Aufstellung der Etats, die in Preußen
nach etwa 7N Schemata stattfinden, an vieles gewöhnen
müssen und sind überzeugt, daß der Hokuspokus bei
der Aufstellung der Etats an vielen Stellen nicht mehr
überboten werden kann. (Sehr gut! bei der Wirtschafts¬
partei.)

Meine Herren! Die Sparsamkeit ist in aller Munde,
aber diejenigen, die darüber sprechen, sind in der Regel
nicht dafür, daß sie selbst sparen, sondern daß andere
sparen. Wir hoffen uud erwarten, daß der nächst¬
jährige Etat auch hier in der Provinz in ganz anderer
Weise aufgestellt wird, ohne daß die Not Sie dazu
zwingt. Das sollte vielmehr aus Klugheit und aus
Rücksicht auf die gesamten Verhältnisse geschehen, damit
wir nicht in ein unerträgliches Maß von Radikalisie¬
rung versinken. Der Ltat muß aufgestellt werden im
Sinne des Sparsamkcitscrlasscs der Provinz im
Kleinen, im nächsten Jahr dann aber auch im ganz
Großen. lZuruf des Abgeordneten Dunder: Zur Ge¬
schäftsordnung!)

Vorsitzender Dr. Iarres: Zur Geschäftsordnung
Herr Abgeordneter Dunder.

Abgeordneter Dunder: Der Nazi-Abgeordnete
Leh hat vorhin in meiner Abwesenheit in Verbindung
mit der Geschäftsordnung über mich etwas geäußert,
was der Vorsitzende bereits richtiggestellt hat.

Vorsitzender vr. Iarres : Ich kaun Ihuen hierfür
das Wort zur Geschäftsordnung nicht geben. Das ist
eine persönliche Bemerkung.

Abgeordneter Dunder: Zur Geschäftsordnung.
Im Aeltestcnausschuß wurde gestern angekündigt, daß
in den letzten Tagen der Landtagssitzung von der Ge¬
schäftsordnung schärfer Gebrauch gemacht werden sollte.
Gerade unser Fraktionsfreund Nohl ist es gewesen..-
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Vorsitzender Dr. Iarres: Herr Abgeordneter
Duuder, ich kann Ihnen hierzu das Wort zur Ge¬
schäftsordnung nicht geben. Das ist eine persönliche
Bemerkung, die Sie nachher machen können. (Zuruf
des Abgeordneten Dr. üeh: Tun Sie ihm bitte nicht
weh, Herr I)r, Iarres! Das ist ein lieber Mann!)

Abgeordneter Dunder: Dann bitte ich um eine
PersönlicheBemerkung nach der Aussprache.

Vorsitzender Dr. Iarres: Das Wort hat der
Herr Abgeordnete Simon.

Abgeordneter Simon: Gs ist bezeichnend,das;
kein einziger von sämtlichenVorrednern es der Mühe
für wert gehalten hat, bei dem jetzt zur Debatte
stehenden Punkt ein Wort über die Anlcihewirtschaft
dieser Provinz zu sagen. Das ist ein Kennzeichendafür,
wie weit die Vcrsnzung der einzelnen Parteien mit
dem Finanzkapital vorgeschritten ist. Wir National¬
sozialisten lehnen jedenfalls diese Anleihen ab, und
zwar einmal aus Gründen der allgemeinen Wirt¬
schaftsmoral (Zuruf des Abgeordneten Dunder), die
heute noch teilweise bei einigen Kreisen des deutschen
Volkes — bei Ihnen ja nicht, Herr Dunder — vor¬
handen ist. (Abgeordneter Ur. Leh: Sehr gut!) Gs
entspricht nicht deu Gepflogenheiten eines ordentlichen
Kaufmanns, das; er zu einem Zeitpunkt Geld auf¬
nimmt, wenn er nicht weiß, ob er es zurückzahlen
kann, ja sogar, wenn er überzeugt ist, daß er es nie¬
mals zurückzahlenkann. «Sehr richtig! bei den Natio¬
nalsozialisten.) Das angewandt auf die Provinz heißt,
daß es auch den Grundsätzen einer anständigen öffent¬
lichen Wirtschaftsgcbarilng nicht entsprechen kann,
wenn Anleihen aufgenommen werden zu einem Zeit¬
punkt, wo die Verwaltung nicht weiß, ob sie in den
kommenden Jahren oder Jahrzehnten auf Grund
dieser Verhältnisse und des jetzigenSystems jemals in
d>e Lage kommen wird, auch uur eiuen Teil dieser
Anleihen zurückzahlenzu können. (Sehr gut! bei den
Nationalsozialisten.)

Wir Nationalsozialisten lehnen die Anleihen aber
auch aus politischen Gründen ab. Wir sind nicht so
töricht, zu glauben, daß die Aufnahme eiuer Anleihe
lediglich eine rein wirtschaftlicheAngelegenheit ist. Wir
sehen vor allen Dingen nicht ein, daß wir dem Finanz¬
kapital etwa noch zu Dank verpflichtet sein sollen, weil
wir eine Anleihe zu einem einigermaßen tragbaren
Zinsfuß bekommen. Wir sehen darin vielmehr ein
trauriges Zeichen des gegenwärtigen Systems, daß die
Ncsnmtcn öffentlichen Körperschaften, daß Gemeinden,
Städte, Kreise, Provinzen, Staaten und Reich und
selbst die Kirchen, daß diese Wirtschaften im großen
w« im kleinen allesamt gezwungen sind, heute vor den
Huren der Finanzkapitalisten zu stehen und sich das
Geld besorgen, das sie für die Produktion brauchen.
(Zuruf des Abgeordneten Dr. Leh: Sehr gut!) Die
Nationalsozialisten erblicken gerade in dieser Tatsache
eine Bestätigung für die alte Wahrheit, daß die Demo¬

kratie als Negierungsform niemals ein Zeichen für
eine Voltsherrschllft, sondern ein Zeichen dafür ist, daß
das Finanzkapital, daß die Ausbeutung des schaffenden
Menschenzur Macht gelangt. (Zuruf des Abgeordneten
Dunder: Siehe Mussuliui!) Dir Tatsache, daß die
Provinz Rheinland Anleihen aufnehmen muß, um
überhaupt die Produktion wenigstens für die öffent¬
liche Wirtschaft noch einigermaßen in Gang zu halten,
beweist, daß wir in Dcutschlaud, sowohl in der Pro¬
vinz, als auch im Staat und im Reich restlos in der
Herrschaftdes Finanzkapitalismns stehen, daß wir nicht
einen Volksstaat haben, sondern einen Staat, den ich
hier nicht bezeichnendarf, weil ich nach dem Republit-
schutzgesetzdabei mit einer entsprechenden Strafe be¬
legt würde. lLachen in der Mitte und links.)

Wir Nationalsozialisten lehnen die Anleihen auch
aus wirtschaftlichenGründen ab. Ich bin mir voll¬
kommen darüber klar, daß der größte Teil dieses
Hauses unsere wirtschaftlichenGründe entweder nicht
einsehen kann oder nicht einsehen will, weil eben diese
Parteien viel zu sehr an das Finanzkapital gebunden
sind. (Zuruf des Abgeordneten !),-. Ley: Sehr richtig!)
Eine Anleihe ist wirtschaftlich nichts anderes als der
vorausgenommene Papierne Ausdruck eines später zu
schaffendenrealen Wertes, und es dreht sich darum,
ob dieser papierne Ausdruck des realen Wertes durch
die Privatwirtschaft und das Nanttapital geschaffen
wird oder durch einen Staat, der die Finanzhoheit
selbst in der Hand hat. Wir Nationalsozialisten ver¬
langen, daß jeder Ausdruck eines später zu schaffenden
reale» Wertes nicht durch die Bankeu und das Privat-
kapital geschaffen wird, sondern dnrch den Staat, daß
also der Staat die Finanzhoheit zurückerhält. (Sehr
gut! bei den Nationalsozialisten.) Dann ist die Pro¬
vinz Rheinland auch nicht mehr gezwungen, um An¬
leihen zu einem hohen Zinsfuß betteln zu gehen.

Weil diese Tatsache gegenwärtig besteht, sind wir
Nationalsozialisten nicht geneigt, den diesjährigen Etat
anzunehmen. Wir lehnen diesen Etat ab als Ausdruck
unserer Gesinnung dafür, daß wir dem Finanzkapital
in Deutschland nicht zn Willen sein wollen. (Zuruf des
Abgeordneten !)>'. Lch: Sehr gut!)

Auf der Tagesordnung steht noch ein Pnnkt, wonach
die Herren Kommunisten eine besondere Unterstützung
für ihre Rote Hilfe verlangen. Diese Unterstützung
könnte jn gegeben werden, wenn eine Voraussetzung
erfüllt wäre. Gs müßte genau wie bei anderen Organi¬
sationen die Voraussetzung vorhanden sein, daß bei
Ihrer Roten Hilfe die Verwaltung so sauber ist, daß
man weiß, daß die Kinder die Unterstützung auch be¬
kommen.<Sehr gut! bei den Nationalsozialisten.) Aber
für diese Tatsache bietet gerade die Kommunistische
Partei keine genügende Garantie.

VorsitzenderNi-, Iarres: Das Wort hat der Herr
Landeshauptmann.
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Landeshauptmann Dr. Horion: Meine Damen
und Herren! Der Herr Abgeordnete von Netten hat
der Pruvinzialverwaltung Sparsamkeitsvorschläge ge¬
macht, zu denen ich doch ein kurzes Wort sagen muß.
Es sind jetzt sämtlicheHaushaltspläne der Provinzial-
vcrwaltung angenommen, bis auf den Haushaltsplan
„Verschiedenes". Zu diesen sämtlichen Haushalts¬
plänen hat die Wirtschaftspartei einen einzigen Spar¬
vorschlag gemacht,nämlich die Reisekostenum 25 Pro¬
zent zu ermäßigen, woraus sie eine Ersparnis von
lN0Nll0 RM errechnet. (Zuruf aus der Wirtschafts-
partei: Und die Landesratsstelle?) Jetzt soll nun eine
Weitcrc Ersparnis dadurch stattfinden, daß einfach ge¬
rechnet wird, um wieviel der Gefcnnthaushaltsplan in
diesemJahr hoher ist als im vorigen Jahr. Das sind
2 Millionen. Folglich sollen diese 2 Millionen an irgend¬
welchen Haushaltsplänen abgestrichen werden. Das
sind eben die Sparsamteitsvorschläge, die sich genau
mit denen decken:es sollen l« Prozent. 15 Prozent
oder 2N Prozent eingespart werden. Es ist ja ein
Mundauftun, ob Sie 2 Millionen sagen oder 1 Mil¬
lionen oder 6 Millionen. Für alles ist genau dieselbe
Unterlage vorhauden. Das sind die Sparsamteits¬
vorschläge,mit denen wir in der öffentlichen Verwal¬
tung auch keinen Schritt weiterkommen. (Sehr gut!
in der Mitte.) Wir kommen nur weiter mit Spar-
samteitsvorschlägen, die praktischen Inhalt und prak¬
tische Bedeutung haben. Wenn mir solche Sparsam-
keitsuorschlägevon der Wirtschaftspaket gemachtwür¬
den, so würde ich dafür sehr dankbar sein. Ich bin
dann gerne bereit, sie, soweit es irgend möglich ist,
zur Durchführung zu bringen. (Beifall im Zentrum.
Zuruf des Abgeordneten Dr. Knust: Herr Landes¬
hauptmann, 50 Prozent au Pensionen! Zuruf des
Abgeordneten Dunder.)

Vorsitzender Dr. Iarres: Das Wort hat der
Herr Abgeordnete Hansen.

Abgeordneter Hansen : Ich möchte gegenüber den
Ausführungen des Herrn Meurcr lediglich feststellen,
daß sämtlichen Untcrnchmervcrträgen die Bestimmung
zugrunde liegt, daß die tarifmäßigen Löhne bezahlt
werden müssen. Verschiedentlich sind von kommu¬
nistischer Seite Mängel gerügt wurden. Es wurde
aber jedesmal festgestellt,daß die Klagen unberechtigt
waren.

Vorsitzender Dr. Iarres: Zur Geschäftsordnung
Herr Abgeordneter Heuser.

Abgeordneter Heuser: Meine Damen und
Herren! Ich beantrage Schluß der Besprechung.

Vorsitzender Dr. Iarres: Es sind keine Redner
mehr gemeldet. (Heiterkeit. Zuruf des Abgeordneten
Heuser: Gott sei Dank! Man muß ja auf alles ge¬
faßt fein!)

Zu einer persönlichen Bemerkung Herr Abgeord¬
neter Dunder.

Abgeordneter Dunder: Ich habe eben bereits
darauf hinweisen wollen, daß der Nazi-Abgeordnete
Leh (Zuruf des Abgeordneten Dr. Leh: Der Nazi-
Faschist Leh, heißt das!) hier eine Behauptung auf¬
gestellt hat, die mich betrifft, wonach gesteru in einer
Aeltestenausschußsitzung der Vorsitzende gesagt haben
soll: Wenn alle Abgeordneten dieses Hauses so wären
wie der Abgeorduete Dunder, dann brauchten wir
keine Geschäftsordnung. (Zuruf des Abgeordnete»
Simon: Das ist aber auch wirklich wahr!)

Ich darf dazu zunächstbemerken,daß gestern in der
Aeltestcnratsfitzung angekündigt wurde, in den letzten
Tagen die Geschäftsordnung fester zu handhaben.
Gerade mein Frcuud Nuhl und ich find es gewesen,
die erklärt haben, daß wir trotzdem von allen Mitteln
der Geschäftsordnung Gebrauch machen werden, daß
wir uns aber dagegen verwahren, uns die Anpöbeleien
der Nazis länger gefallen zu lassen. Wir haben er¬
klärt, daß wir soust zur Selbsthilfe greifen würden,
auch wenn es hier im Saale wäre; das ist uns ganz
gleichgültig. Im übrigen lassen wir uns weder von
den Nazis noch von irgendeiner anderen Partei vor¬
schreiben, wann und wie wir Obstruktion treiben. (Zu¬
ruf des Abgeordneten Nohl: Sehr richtig!) Wir
lehneu es aber ab, mit dreckigen persönlichen Mitteln
Obstruktion zu treiben wie Sie (zu dcu Nationalsozia¬
listen. — Zuruf des Abgeordneten Dr. Leh: Das macht
Ihr ja bloß allein!), sondern wir treiben, politische
Obstruktion gegen das Parlament.

Dann möchte ich Ihnen (zum Abgeordneten Dr. Leh)
noch eins ins Stammbuch schreiben bezüglich Ihrer
Sparsamkeit. Bei der Wahl im Jahre 1028 haben Sie
für 3 Versammlungen !00 NM liquidiert und 30 Liter
Benzin. Wieviel Liter Steinhäger oder Kirschwasser
dazu gekommensind, das weiß ich nicht. (Große Heiter¬
keit.)

Vorsitzender Dr. Iarres: Zu einer persönlichen
Bemerkung Herr Abgeordneter Dr. Leh.

Abgeordneter Dr. Leh: Der Herr Abgeordnete
Dunder hat soeben erklärt, daß sie die vornehmsten
Leute seien, die iu diesem Hause find. Gerade am
Schluß hat er dann wieder einen seiner kommunistischen
Dreckspritzergemacht(Zuruf des Abgeordneten Dunder:
Das sind Tntsachen!), indem er in der übelsten Weise
Ausführungen gemachthat. lZuruf des Abgeordneten
Dunder: Nächste Woche können Sie die Photographien
in der Zeitung sehen.) Was er gesagt hat, trifft mich
absolut nicht.

Ich möchte aber noch einmal feststellen: Es ist gestern
im Aeltestcnausschuß— um das noch einmal ganz klar
zu sagen — gesagt worden: „Wenn Sie alle so wären
wie der Abgeordnete Dnnder, branchten wir eine Ge¬
schäftsordnung nicht." Darauf sagte der Herr Präsi¬
dent Dr. Iarres, der den Vorfitz im Aeltestenausschuß
hatte: „Jawohl, wenn Sie alle so wären wie Herr
Dunder, dann wäre es in Ordnung."
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Dann möchte ich weiter sagen zur Geschäftsordnung:
Ich war leider bei dem russischen Gesandten in Berlin
noch nicht eingeladen. Sekt und Kaviar kenne ich vor¬
läufig noch nicht. (Große Unruhe. FortgesetzteZurufe
zwischenKommunisten und Nationalsozialisten. Glucke
des Präsidenten.)

Vorsitzender 0i-. Iarres: Ich stelle noch einmal
endgültig fest und berufe mich auf das Zeugnis der
Mitglieder des Aeltestenrates, daß diese Vemertuug
uon mir nicht gefallen ist. (Zuruf des Abgeordneten
Ni'. 3eh: Zuerst ist sie nicht von Ihnen gefallen, aber
nachher.) Sie ist nicht von mir gefallen. (Zuruf des
Abgeordneten I),'. Leh: Zuerst ist sie von Herrn GIfes
Nefallen, uud dann haben Sie gesagt: Ja, ja,schr richtig!)

Die Erörterung ist geschlossen. Wir kommen zur
Abstimmung. Wird getrennte Abstimmung verlangt?

' Das ist nicht der Fall. (Fortgesetzte Zurufe uud
große Unruhe. Gluckedes Vorsitzenden.)

Dann bitte ich diejenigen, welche für die Auträge,
d>e zu 1,6, W bis « von den Fachausschüssengestellt
worden sind, stimmen wollen, sich zu erheben. (Ge¬
schieht.)

Die Punkte sind nach den Vorschlägen der Fach-
nusschüsscangenommen.

Wir kommen zu 4 4 bis 4 7, die verbunden sind.
Berichterstatter Herr D,'. Bracht verzichtet. Bericht¬
erstatter zu 4«, Herr Viclhaber.

Berichterstatter Abgeordneter Viclhaber: Meine
Manien und Herren! Zu dem Punkt 15 hat mich die
Mehrheit des I. Fachausschusses gebeten, hier zum

.usdruck 3» bringen, daß die Verwaltung der Pro¬
vinz erfreulicherweise davon abgesehen hat, eine Lr-
mä^" ^ Umlage zu bcnutragen. Der l. Fach¬
ausschuß hat davon mit Befriedigung Kenntnis ge¬
nommen uud daran die Hoffnung getuüpft, daß das
«uch m künftigen Jahren so sein möge. Der Herr
Landeshauptmann hat das in Aussicht gestellt mit dem
^"behalt, daß der Fiuanzausglcich in den künftige»
^lNiren keine Verschlechterungder Einkünfte der Pro-
"lnz briugt.

di^m ^""^ ^ 'st zu sagen, daß der ,. Fachausschuß
de? Annahme der Entschließung des Zentrums uud
das ^""lsnenicinschaft befürwortet mit der Maßgabe,
wi^ 5 '^"b 2 gestrichen nnd durch den Absatz ersetzt

"°, der in der Drucksachel5<! cuthalten ist.

des^i" ^""tl 17 wird Ihucu empfohlen, den Antrag
der 3s ^Ausschusses nuzuuchmen, was bedeutet, daß
der zw s " ^ Verwaltung angenommen wird mit
nen 'c" m "' ""^ '" ^' l des Vorberichts die Worte

Aus. s ^"lnge" ersetzt wcrdcu durch die Worte „mit
»ahme der in dem außerordentlichen Haushalt vor-

ncnommenenAenderungen".

He^?'^"^ "'' Iarres: Das Wort hat der«err Landeshauptmann.

Landeshauptmann Dr. Horion: Meine Damen
und Herren! Es steht setzt zur Abstimmnng der
Hllupthllushaltsplan, der die sämtlichen Haushalts¬
pläne zusammenfaßt uud damit den Schlußstrich unter
die Haushaltspläne und die Anträge des Provinzinl-
ausschusscssetzt, die dem Pruuinziallandtag vorgelegt
worden sind. Ich möchte diesen Augenblickaber nicht
vorübergehen lassen, ohue meinerseits noch eine Er¬
klärung abzugeben.

Die Provinzialverwaltung ist an den diesjährigen
Verhandlungen des Provinzinllandtages, soweit sie sich
im Plenum des Hauses abgespielt haben, nur in ganz
geringem Maße beteiligt gewesen. Aber auch in den¬
jenigen Fällen, in denen die Abgeordneten sich mit
den Angelegenheiten der Verwaltung beschäftigt
haben, haben Inhalt und Form der Ausführungen
einzelner Abgeordneter es mir uud meinen Beamten
uumöglich gemacht,in eine sachliche Verhandlung über
die vorgebrachten Punkte einzutreten. (Hört, hört! in
der Mitte und links.) Wenn ich infolgedessendarauf
verzichtet habe, hier vorgebrachte Beschuldigungen
zurückzuweisen,so muß ich mich aber doch gegen die
Annahme verwahren, daß etwa die Verwaltung damit
die Beschuldigungen oder die hier behaupteten Tat¬
sachen auch nur in etwa als richtig zugeben wollte.
(Lebhafte Zustimmung im Zentrum und bei den
Sozialdemokraten.)

VorsitzenderDr. Iarres: Wortmeldungen liegen
nicht vor. Wir kommen zur Abstimmung. Wird ge¬
trennte Abstimmunggewünscht? — Das ist nicht der Fall.

Dann bitte ich diejenigen Mitglieder des Hauses,
die zu 4< bis 47 für die Auträge des I. Fachausschusses
stimmen wollen, sich zu erheben. (Geschieht.)-^ Das
ist die Mehrheit.

Punkt 48. Wird von den Herren Berichterstattern
das Wort gewünscht?— Das ist nicht der Fall. Wort¬
meldungen liegen auch nicht vor. Ich lasse dann ab¬
stimmen.

Ich bitte diejenigen, die dem Gntlastnngsantrag
zustimmenwollen,uud zwar bei allen 5 Fachausschüssen,
sich zu erhebe«. (Geschieht.)— Das ist die Mehrheit.

Dann kommt der Nachtrag zur Tagesorduuug:
Antragt> es I. Fnchausschusses zu dem An¬
trag der Wirtschaftspartci betr. Auf¬
wertung der Sparguthaben, Drucksache Nr.
I5N, Berichterstatter Herr Abgeordneter Kucnzgen.

Berichterstatter Abgeordneter Koenzgen: Der
l. Fachausschußglaubte, ohne besonders in die Materie
einzutreten, die außerordcutlich schwierig ist, dem Hause
vorschlagen zu müssen, den Antrag der Wirtschafts¬
partci, betreffend Aufwertung der Sparguthabeu, des¬
halb abzulchueu, weil die Zuständigkeit des Reiches
uud der Stantsrcgieruug hier gegebensei. Der I. Fach¬
ausschuß hat damit nicht sagen wollen, daß die Frage
als solche nicht der Mühe wert wäre, erörtert zu
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werden, sundern er wollte sie nur nicht hier behandeln,
Weil damit wieder ein Kumpetcnzfall für die Zuständig-
teit dieses Hauses geschaffenwurden wäre.

Vorsitzender Dr. Iarres: Das Wort hat der
Herr Abgeordnete Hense.

Abgeordneter Hense: Meine verehrten Damen
nud Herren! Wir in nnsercr Partei sind anderer
Ansicht. Wir sind der Meinung, daß es wühl zur
Zuständigkeit dieses Hauses gehört, hier über einen
derartigen Antrag abzustimmen. Wenn der Herr Be¬
richterstatter eben sagt, das gehöre nur zur Zuständig¬
keit des Reiches oder der Staatsregierung, so will der
Antrag ja doch nur, daß die PreußischeRegierung er¬
sucht wird, die von ihr erlassenen Verordnungen zur
Durchführung der Aufwertung der Sparguthaben in
der Weise abzuändern, das; erstens die Bildung von
Teilungsmasse unter Vestellnug vun Treuhändern er¬
folgt uud die Tcilungsmasse unbeschränkt znr Ver¬
wertung kommt, und zweitens, daß die Bildung eines
Spartassenausglcichsstucks nicht für ganz Preußen,
sundern Pruvinzweisc erfolgen soll, was auch der
Wunschder Sparkassenvcrbändc ist. Gerade das scheint
mau hier Wohl nicht gern erörtern zu Wolleu. Unsere
Partei hält es aber für ihre Pflicht, gerade darauf
hinzuweisen, daß es von Wichtigkeit ist, daß diese
Sache . . . (Unruhe. Glocke des Vorsitzenden.)

Meine Damen und Herren! Ich möchte Sie bitten,
ein klein wenig Ruhe zu halten. Sie sind sunst rnhig
gewesen,dann tonnen Sie es auch jetzt wühl sein.

Meine Damen und Herren! Unsere Partei steht
auf dem Standpuukt, daß es vun größter Wichtigkeit
ist, daß die Verteilung pruvinzweise erfulgt. Die Ein¬
wohnerschaft jeder Provinz hat ein Anrecht darauf,
insbesondere die Rheinprovinz. Wenn Sie sich ver¬
gegenwärtigen, daß !!>!!! die gesamten Sparciulagen
der Provinzen Westfalen, Pommern, Ost- uud West¬
preußen nicht größer waren als die der Rheinprovinz,
so ist es doch nicht mehr als recht und billig, daß
das Ersparte den Sparern der Rhciupruvinz auch
wieder zugute kummt. Das gerade von den kleinen
Sparern, dem Arbeiter, dem Mittelstand uud dem
Kleinrentner zusammengetragene Capital, das doch ein
Privatvcrmögen der Rheinprovinz darstellt, darf nicht,
oder wenigstens nicht zum großen Teil, in die Kanäle
fließen, in die auch so manches von uns sonst fließt.
Das Privatvermügen der Rheinprovinz darf also nicht
nach Osten wandern.

Meine Damen und Herren! Wir haben deshalb das
grüßte Interesse daran, daß die früher von unseren
Rheinländern sauer ersparten Gelder, die zum Teil
Notpfennige sein sollten, nicht denselbenWeg wandern,
wie die Krnftfahrzcugsteuer, von der der Herr Landcs-
hauptmann schon gesagt hat, daß sie nicht zu dem Teile,
Wie es der Nheinpruvinz zukommt, in der Rhein-
Provinz bleibt. (Sehr gut! rechts.)

Wir möchten Sie deshalb bitten, den Antrag nicht,
wie es vorgeschlagen wird, abzulehnen, sondern ihn
anzunehmen, damit der Rheinprovinz das Recht wird,
das ihr gebührt. (Nravu!)

Vursitzcndcr 1>. Iarres: Weitere Wortmeldun¬
gen liegen nicht vor. Wir kommen zur Abstimmung.
Ich bitte diejenigen, die für den Antrag des >. Fach¬
ausschussessind, sich zu erheben. Das ist die Mehrheit.
Es ist so beschlossen.

Ich habe dann noch Mitteilung zu machenvon dem
Ergebnis der Wahl zum Jugendamt.

Es sind 117 gültige Stimmzettel abgegeben wurden.
Davun entfielen auf den Wahlvorschlngder Fraktiunen
des Zentrums, der Arbeitsgemeinschaft, der Wirt¬
schaftspartei und des Ehristlichcn Vulksdieustes ucbst
Vauerupartci, begiuncnd mit dem Namen des Kano¬
nikus Iauscu, 97 Stimmen, auf den Wahlvurschlag der
SPD., mit dem Namen Huhnmnn beginnend, 23
Stimmen, auf den Wahlvurschlag der kummnuististhen
Fraktion, beginnend mit dem Namcu Fräulein Otto,
21 Stimmen, und auf deu Wahlvorschlag der Natiunal-
suzialistischcuDeutsche» Arbeiterpartei, beginnend mit
dem Namen !>,-. Leh, <> Stimmen.

Es sind demnach folgende Damen nnd Herreu ge¬
wählt. Ich rufe die Namen auf; damit ich sie aber
nicht doppelt aufzurufen brauche, bitte ich jetzt schon die
anwesenden Gewählten, durch Ja oder Nein zu er¬
kennen zu geben, ob sie die Wahl annehmen. Diese
Feststellung muß heute geschehe». "

Es sind also gewählt als Mitglieder: Kanonikus
Jansrn (nicht da), Beigeordneter Neintges, Beigeord¬
neter !),'. Schwcring, Direktor !)>'. Avemarie, 2and-
gerichtsdirektur Vulkening — alle nicht hier.

Als Stellvertreter: Fräulein Klara Timmcrmans
(Ja!), Arbeitersctretär Dnams (Ja!), Rektor Küppers,
Arzt l)i>. Schüler (In!), Frau Nlumbcrg (Ja!):

dann als Ersatzmitglieder: Landrat I)!'. Weil,
Parteisekretär Zimmcrmann (Ja!), Frau Schumacher-
Köhl (In!), Gewertschaftssckretär Büchseuschütz(Ia!>,
Fräulein Dahm.

Aus dem Vorschlage der suzialdemukratischcuFrak¬
tion: als Mitglied Rektor Hohmnnn (Ja!), als Stell¬
vertreter Frau Glli Becker (Ja!), uud als Ersatzmann
Parteisekretär Kolaß (Ja!).

Aus dem Wahlvurschlag der kommunistischenFrak¬
tion: Lehrerin Otto (Ja!), Metalldrücker Veck (Ja!),
nnd Reisender Krämer als Ersatzmann.

Damit ist das Ergebnis dieser Wahl mitgeteilt. IO
habe endlich noch mitzuteilen das Ergebnis der Wahl
des stellvertretenden Vorsitzenden des Pruvinzialaus-
schusses.

Es sind abgegeben worden 127 Stimmen, uon denen
16 ungültig waren, weil sie teilweise unbeschrieben,
teilweise auf Nameu vun Persunen ausgestellt waren,
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die nicht Mitglieder des Provinzialausschusses sind.
Gültig Waren: 88 Stimmen für Steinbüchel, 21 Stim¬
men für Dunder, 2 Stimmen für Pikard. Von den
ungültigen Stimmen lauteten 13 auf Dr. Leb. und
1 auf Gürlingcr. Herr Steinbüchel ist damit zum
stellvertretenden Vorsitzendendes Provinzialausschusses
Newahlt. Ich darf ihn fragen, ob er die Wahl an¬
nimmt. (Abgeordneter Steinbüchel: Jawohl!)

Meine Damen und Herren! Bei dieser Gelegenheit
haben wir davon Kenntnis zu nehmen, daß der bis¬
herige stellvertretende Vorsitzende des Provinzial¬
ausschusses, Herr Abgeordneter Haas, von uns scheidet.
Herr Haas hat 10 Jahre lang in prominenter Stellung
Mit uus gearbeitet als der Führer einer großen
Fraktion. Ich glaube, auch alle, die politisch mit ihm
nicht immer derselben Meinung waren, werden be¬
kennen, das; er wertvolle und hoch geschätzte Arbeit
hier verrichtet hat. Deshalb darf ich Wohl im Namen
des Hauses sprechen,wenn ich beim Abschied von hier
ihm die besten Wünsche des Provinziallandtagcs (Zu¬
ruf links: Nicht der kommunistischenFraktion!) zur
Uebernahme des neuen hohen Staatsamtcs ausspreche.
(Bravo! Zuruf des Abgeordneten 1),-. Leb.: Wir denken
llar nicht daran! In Hessen findet er ja auch National¬
sozialisten! Heiterkeit.) Er ist deshalb besonders will¬
kommen.

Dann habe ich noch das Ergebnis der Wahl zu den
.-Lrovinzialkommisfionenmitzuteilen. Auch hier bitte
ln>, mir beim Namensaufruf — es sind natürlich sehr
vwle Namen — mitzuteilen, ob die Damen und Herren
die Wahl annehmen.

Für die Provinzinltommission für die Provinzial-
^nubstnmmen-, Blinden- und Hebammenlehranstaltcn
Und abgegeben 111 Stimmzettel, von denen 142 gültig
waren. Auf den Wahlvorschlag mit dem Kennwort
«^lnhcitsliste" entfielen 98 Stimmen, auf den Wahl-
uorschlag mit dem Kennwort „Sozialdemokratische
-Partei" 23 Stimmen und auf den Wahlvorschlag mit
°"n Kennwort „KummnnistischePartei" 21 Stimmen.
Mir diese Kommission sind gewählt die Herren
"!'. Dichgans (Ja!), Hcnrh (nicht hier), Frau VIum-
""g (Ja,), H^ Kuenzgen (Ja!), Herr Hennes (Ja!),
und Fräulein Künning (Ja!), als Stellvertreter Herr
«ranz, H^r Dr. Wcitz <Ia!), Herr Rosenkranz (Ja!),
Verr Wii,n„h ^,), Herr Lohmeher (Ja!), und Fräu-
l«n Tinnuermans (Ja!).

Dasselbe StNrkeverhältnis war bei der Wahl zu
°"> Pruvinzial-Grziehungshcimcu (Zuruf des Abgeord¬
neten Gcrlnch: Und die anderen Mitglieder, Liste 2
und 3?)

Für die vorgenannte Kommission sind ferner aus
°" sozialdemokratischenListe gewählt Herr Kurth
^al) und Herr Hoffmann (Ja!,, und aus der Liste
°er kommunistischenFraktion Frau Esser (Ja!), und
«rau Staubes (Ja!).

In die Kommission für die Erziehungsheime sind
gewählt Herr Dnams (Ja!), Herr Kranz, Frau Neben
Du Mont, Frau Schumacher-Köhl (Ja!), Dr. Gold¬
schmidt (Ja!), Herr Rudcrsdorf (In!);

als Vertreter: Herr Wilhelm Dörr (Ja!), Herr
Adolf Lei, (Ja!), Dr. Hartmaun, Fräulein Brox lIa!>,
Herr Steinmcher (Ja!), Herr Schroer;

von der SPD. Fran Becker (Ja!), und Herr Hoh-
nmnn (Ja!);

von der KPD. Herr Sclbmanu (Ja!), und Herr
Riegel (Ja!).

Ferner zur Kommission für die Provinzial-Hcil-
und Pflegcnustaltcn nnd Brauweiler sind gewählt:
Herr Gickmann (Ja!), Herr von Ittcr (Ja!), Herr
Vüchscnschütz (Ja!), Fräulein Timmermans (Ja!), Dr.
Lembkc, Herr Huhskeus (In!);

als Vertreter: Herr Pohlmnnn (Ja!), Herr Breuer,
Herr Dr. Wolters, Fräulein Künning, Dr. Vockamp
(Ja!), Herr Rath;

von der SPD. Herr Hnuck (In!), Herr Kühnen (Ja);
von der KPD. Herr Neck (Ja!), nnd als Stellver¬

treter Herr Engels (Ja!).
Zur Konnnission für das Provinzinl-Straßen-

Wesen sind gewählt: Herr von Salis-Sogliu, Herr
Lenze, Herr Gerhard (Ja!), Herr Innglas (Ja!), Herr
Dr. Knnst (Ja!), Herr Zimmermann (In!);

als Vertreter: Herr Gcssiuger, Herr Dr. Wessel,
Herr Dr. Dechamps (Ja!), Herr Schnmbcrg (Ja!),
Herr Lesseuich (In!), Herr Vanmann (Huisberden);

von der SPD. Herr Lenz (Ja), als Stellvertreter
Herr Bühlcr;

von der KPD. Herr Deppe (Ja!), als Stellvertreter
Herr Zimmer (Ja!).

Zur Prouinzialkommissiou für Landwirtschaft und
Weinbau sind gewählt: Herr Dr. Gilles (Ja!), Herr
Tcnhaeff (Ja!), Herr Andres (Ja!), Herr Körner lIa!),
Herr Schroer, Herr von Netten (In!);

als Stellvertreter: Herr Dr. Buden (Ja!), Herr
Bcrgwciler, Herr von Stedman, Herr Müller, Herr
Latten, Herr Droh:

von der SPD. Herr Pikard (nicht da), als Stell¬
vertreter Herr Dotsch;

von der KPD. Herr Nohl (In!), nls Stellvertreter
Herr Schmitz.

Damit ist auch diese Sache erledigt.
Wir sind damit am Ende unserer Beratungen.
Meine Damen und Herren! Gestatten Sie mir,

noch zwei Erklärungen und Bemerkungen zu machen.
Ich bin jetzt 20 Jahre Mitglied des Provinzialland-
tnges (Znruf des Abgeordneten Dunder: Eigentlich
ein Jubiläum!), aber ich muß sagen, noch niemals
habe ich eine Tagung so enttäuscht verlassen wie die
diesmalige. «Sehr wahr! und Sehr richtig! im Zen-
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trum und bei der Arbeitsgemeinschaft.) Ich glaube,
vielen Mitgliedern des Hauses wird es gehen wie mir.
(Zuruf des Abgeorneteu Dr. Leh: Bleiben Sie nächstes
Mal zu Hause!) Die so wichtigen kulturellen, geistigen
und wirtschaftlichenAufgaben, welchedie Provinz zu
betreuen hat, sind in diesen Verhandlungen zu kurz
gekommen und unbillig zurückgetreten angesichts des
kleinlichen Parteigeplänkels und Partcistreitcns, das
wir hier beobachtenmußten und das sehr häufig über
die Grenzen aller parlamentarischen Gesittung hinaus¬
ging. (Zustimmung bei den Sozialdemokraten und
im Zentrum.) Ich glaube, ich spreche im Sinne
der Mehrheit, der überwiegenden Mehrheit dieses
Hauses (Zuruf des Abgeordneten Verlach: Der an¬
ständigen Leute! Zuruf des Abgeordneten Haate:
Zurück, Du rettest den Freund nicht mehr!), wenn
ich der Hoffnung Ansdrnck gebe, daß diese Vor¬
kommnissesich nicht wiederholen (Zuruf des Abgeord¬
neten Dr. Leh: Wir lassen uns nicht einlullen!) und
daß die späteren Tagungen des Provinziallandtages
der Nheinprovinz auch in seiner heutigen Zusammen¬
setzung wieder das Bild eines geachteten, die Selbst¬
verwaltung mit Selbstzucht vertretenden Organes und
Parlaments darstellen,wie es in der Vergangenheit der
Ruhm des Rheinischen Provinziallandtagcs immer ge¬
wesen ist. (Zuruf des Abgeordneten Dunder: Das war
der Grabgesang des Parlamentarismus. Zuruf des
Abgeordneten Vr. Leh: Gin Museum war das früher!)

Mein Damen und Herren! Dann noch ein letztes
Wort: Wir gehen fetzt auseinander, und wenn wir
das nächste Mal zusammentreten, dann Wird nach
menschlichem Ermessen so, wie es uns fetzt völkerrecht¬
lich verbrieft ist, der letzte Vcsatzungsfoldat das Rhein¬
land verlassen haben. (Zuruf des Abgeordneten Dr.
Leh: Dafür wird die Internationale Bank da fein!)
Wir haben in den IN Jahren, wo wir hier auch für
die Befreiung der Rheinland«?gekämpft und gearbeitet
haben (Zuruf des Abgeordneten Simon: Gekämpft?),
viele schwere und trübe Stunden erleben müssen, und
wir haben mit herzlicher Anteilnahme au dem Geschick
all der Gebiete teilgenommen, die durch die Besatzung
bedrängt waren. lZuruf des Abgeordneten Notzl: Vcr-
sackungspolitik!)

So geht angesichts der endlichen Befreiung des
Rheinlandes unser herzlicher Gruß an das Gebiet, das
seiner Befreiung nunmehr mit Bestimmtheit entgegen¬
sehen kann. (Zuruf des Abgeordneten Hanke: Gar
nichts ist befreit!) Namentlich aber denken wir heute
nicht ohne schwere Sorgen an das Saargcbict, das fn
noch unter besonderem Ausnahmerecht steht und wo
die Verhältnisse zur Zeit noch allzu wenig geklärt sind.
Wir hoffen, daß es der deutschenVertretung möglich
sein wird, das deutsche Recht — und an der Saar
besteht unanfechtbares deutsches Recht lZuruf: Auf
dem Papier! Zustimmung bei der Arbeitsgemein¬
schaft) — unter Wahrung auch aller wirtschaftlichen

Interessen, insbesondere auch der schwer kämpfenden
und bedrohten Landwirtschaft an der Grenze, stand¬
haft und mit Erfolg zu vertreten. (Lebhaftes Bravo!)
In dieser Hoffnung schicken wir auch hier aus dem
Ständehnus in Düsseldorf unseren Brüdern und
Schwestern im Saargebiet unseren herzlichen Gruß.
(Starker Beifall.)

Ich gebe nunmehr das Wort dem He^rn Ab¬
geordneten Hcufer.

Abgeordneter Heuser: Meine Damen und
Herren! Im Auftrage aller Fraktionen dieses Hauses,
mit der selbstverständlichenund üblichen Ausnahme
der Kommunisten und Nationalsozialisten (Zuruf des
Abgeordneten vr. Leh: Ihr habt uns ja gar nicht
gefragt!), habe ich dem Herrn Vorsitzenden und dem
Herrn stellvertretenden Vorsitzenden Dank nnd An¬
erkennung zu sagen für die umsichtige und gerechte
Führung der Geschäfte in dieser Tagung. (Beifall.
Zuruf des Abgeordneten !),-. Leh: Gerecht war das
nicht!) Wir fühlen uns am Ende dieser Tagung zu
besonderem Dank verpflichtet angesichts der unnötigen
Erschwerung einer geordneten, prompten und sachlichen
Erledigung unserer Arbeiten, die hier während dieser
Tagung in die Erscheinung getreten ist, (Brnvo!)

Vorsitzender l>. Iarres: Ich danke dem Herrn
Abgeordneten Heuser für feine freuudlichcn Worte uud
darf das Wohl auch im Namen meines verehrten Herr»
Kollegen Gberle tun. Ich übermittle diesen Dank aber
auch den verehrten Beisitzern hier im Vorstände, die
ein sehr schweres Amt auszufüllen hatten. Ich darf
Ihres Beifalls sicher sein, wenn ich diese Herren bitte,
unseren Dank und unsere Anerkennung entgegen¬
zunehmen. (Bravo!)

Ganz besondere Anerkennung aber muß ich den
Herren der Provinzialucrwaltnng, dem Büro, an
seiner Spitze Herrn Verwaltungsdirektor Wierh, und
all seinen Mitarbeitern anssprechen. (Sehr richtig!
Bravo!) Ls ist für dcnfenigrn, der nicht mitten im
Netriebe ist, schwer, sich vorzustellen, welche Ansprüche
an Zeit, Gednld und Nerven, sowie an die Arbeits¬
kraft dieser Herren gestellt worden sind. Ich danke
Ihnen lzu Herrn Verwaltungsdirektor Wiertz ge¬
wandt) für Ihre Arbeit und bitte Sie, meinen Dank
dem Büro zu übermitteln. (Bravo.)

Nunmehr habe ich dem Herrn Oberpräsidcntcn als
Staatslommissar zu berichten, daß unsere Arbeit be¬
endet ist.

Oberpräsident Dr. Fuchs: Meine Dameu und
Herren! Die Tagung ist zu Ende. Wenn es gelungen
ist, das sehr umfangreiche Arbeitspensum in der vor¬
gesehenen Zeit zu erledigen, so haben wir dieses zu«
nächst der ausgezeichneten Vorbereitung der Vorlagen
durch die Pruvinzialverwaltung zu danken. W^
haben es aber weiter auch der überaus zähen, pflicht¬
bewußten und fleißigeil Arbeit zn verdanken, die in
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den Ausschüssengeleistet worden ist. Und wir haben
es nicht zuletzt der umsichtinenLeitung des bewährten
Herrn Vorsitzendenund seines Stellvertreters zu ver-
dnnken. Namens der Preußischen Stantsregierung
habe ich für diese Tätigkeit aufrichtigen Dank zu
sagen.

Ich füge daran den Wunsch, daß Ihre Ent¬
schließungen unserer lieben Heimatprouinz und
unserem Vaterlande zum Segen gereichenmögen.

Damit schließe ich den 77. Rheinischen Prouinzial-
landtag. (Beifall.)

(Schluß: 15 Uhr 30 Minuten.)
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